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Zu diesem Heft 


Wir stellen die letzte Nunner dieses Jahres zusammen, die Ihr für 
die Feiertage zum Lesen bekommen sollt und bereiten auch schon die 
Jubiläumsnummer 100 vor. Während wir uns aus diesem Anlaß Gedanken 
machen über unsere Solidaritätsarbeit nicht nur mit den Lateiname- 
rikanern, die in ihren Ländern verfolgt werden, sondern auch mit 
denen, die sich vor der Verfolgung zu uns retten konnten, werden 
die ausländerfeindlichen Stimmen der Regierenden bei uns immer 
lauter und deutlicher. Es fällt uns schwer, eine abschließende 
Meinung zu diesem Problem zu finden. Es ist klar, daß wir uns über 
die Abschiebepolitik des Berliner Senators Lummer, die sofort Nach- 
ahmer fand, empören müssen. 


Zugleich stellen wir uns aber auch die Frage, ob die ausländischen 
Arbeiter gut beraten Sind, wenn sie bei uns, fern von ihrem kultu- 
rellen Bezug, ihre Arbeitskraft verkaufen müssen. Wir sind uns darü- 
ber im Klaren, daß die internationale Völkerwanderung des 'Faktors 
Arbeit’ mit dem weltweit verflochtenen kapitalistischen Kirtschafts- 
System zusammenhängt und nicht isoliert zu lösen ist. Trotzdem geht 
es im einzelnen um menschliche Schicksale, die einer unmittelbaren 
Lösung durch unsere Solidarität bedürfen. Hier sind besonders auch 
die Arbeiter hier und unsere Gewerkschaften angesprochen. Solidari- 
tät bedeutet den gemeinsamen Kampf für bessere Arbeitsbedingungen 
bei uns und in den Ländern der Dritten Welt; ein Beispiel ist die 
Durchsetzung der 35 - Stunden Woche. 


Wo die Arbeiter nicht profitabe] genug zum Kapital gebracht werden, 
wandert das Kapital zu den billigen Arbeitskräften, Deshalb entschloß 
sich VW in Ecuador, im gesicherten Markt des Andenpaktes, ein Montage- 
werk zu bauen, um die Verluste seiner brasilianischen Tochter aufzu- 
fangen, worüber wir berichten. In Brasilien bereitet die Militär- 
regierung nicht nur Wahlen vor, sondern eigens dafür, wie das schon 
Tradition hat, auch ein neues Wahlgesetz, das den status quo Sichern 
soll, Ein Hintergrundbericht setzt sich mit dem Tauziehen auseinander, 
das der Untersuchungsbericht über ein fingiertes Attentat auslöste. 


Die Berichte über Chile widersprechen der Ansicht von Staatssekretär 
Schlecht, der sich nach seinem Besuch dort ]Jobend über die schlechten 
Zustände in Chile äußerte. Ein Hintergrundartikel analysiert die 
politische Krise in Argentinien und die Wirtschaftspolitik, die das 
Land an den Rand des Ruins führte, Das gleiche Tat auch eine Wissen- 
Schaftlertagung der ADLAF jn Augsburg, jedoch wurde dort konsequente 
Kritik ausgespart. 


Mehrere Artikel setzen sich mit der mittelamerikanischen Region aus- 
einander. Ausführlich gehen wir auf die wirtschaftliche Lage in Nica- 
ragua ein und versuchen, die Verurteilung kommunistischer Gewerkschaf- 
ter vor dem politischen Hintergrund zu untersuchen, Im einzigen Mus- 
terland Costa Rica stehen die Zeichen vor den Wahlen ebenfalls auf 
Krise. Und in Mexiko hat sich vor den Wahlen '82 die älteste Kommu- 
nistische Partei Lateinamerikas aufgelöst und mit einiyen kleineren 
Parteien eine neue Sozialistische Partei gegründet, 
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Lula erneut verurteilt 


Am 19.11.81. »ind der ehemalige Gewerkschafts- und jetzige Partei- 
führer der PT (Partido dos Trabalhadores) Luis In&cio da Silva (Lula) 
und zehn weitere Gewerkschaftsführer vom ?. Militärgericht in Sao 
Paulo erüeut zu 2 - 3 1/2 jährigen Haftstrafen verurteilt worden, 


Sie sind der Verletzung des'Gesetzes zur nationalen Sicherheit’ . 
angeklagt. Vorgeworfen wird ihnen Anstiftung zu dem Streik ‚der im 
Frühjahr 1980 die brasilianische Automobilindustrie 41 Tage lang 
lahmlegte und zwei Wochen nach Beginn vom Arbeitsministerium für 
illegal erklärt wurde. (S. LN 82) Es war der bislang längste und 
bestorganisierteste Streik in Brasilien seit dem Putsch 1964, in 
dem zeitweise 250 000 Metallarbeiter in den Ausstand traten. 


Das erste Verfahren gegen die insgesamt 13 Gewerkschafter fand im 
Februar dieses Jahres statt und endete nit fast den gleichen Urtei- 
len (5. IN 91), wurde dann aber wegen Verfahrensmängeln - in der 
damaligen Situation durften noch keine Pflichtverteidiger eingesetzt 
werden - in der Revision im September '8] überraschend für null und 
nichtig erklärt, Es galt seitdem als möglich, wenn nicht wahrschein- 
lich, daß der Prozeß gar nicht wieder aufgenommen oder sich zumindest 
doch lange hinauszögern würde, zum einen wegen einer gewissen Ein- 
haltetaktik der Anwälte, zum andern weil Teile des Militärs im Rahmen 
der 'Abertura' an allzu offener Repression nicht interessiert schie- 
nen. Umso mehr überraschte dis Meldung vom 20.11. über die erneute 
Verurteilung der Gewerkschafter. 


Zum Prozeß 


Die Szenerie war eine völlig andere als im Februar: Das Verfahren 
war diesmal öffentlich, kein Ausschluß der Presse, keine Sicherhei.ts- 
maßnahmen und keine Auseinandersetzungen vor dem Gerichtsgebäude,. 

Bis auf etwa 1oo Gewerkschafter war nlemand zum Gerichtstermin er- 
schienen, was auch darauf hindeutet, wie wenig in der Öffentlichkeit 
mit einer Verurteilung gerechnet wurde; zumal wenn man bedenkt, daß 
Lula in der Großregion Sao Paulo (ca. 12 000 100 Einwohner) eine ver- 
gleichbare Reputation hat wie Lech Walesa in Polen. Auch erschienen 
diesmal im Cegensatz zum ersten Prozeß alle 15 Angeklagten samt An- 
gehörigen, Freunden und Anwälten, Alle rechneten fest mit dem Frei- 
spruch. 


Neben anderen Punkton wurde von der Verteidigung vor allen darauf 
abgestellt, daß die Militärgerichtsbarkeit, zuständig für 'Vergehen 
gegen die nationale Sicherheit'!, bei arbeitsrechtlichen Prozessen, 
wie diesem nicht zuständig sei. lür Streiks sei vielmehr das Arbeits- 
gesetz und mithin die Bundesgerichtsbarkeit zuständig. Man hane 1980 
. nicht für politische, sondern für arbeitsrechtliche und Lohn-For- 
derungen gestreikt. Äuch hätten die Ängeklagten niemand zum Streik 
geführt, sondern in Ausübung des ihnen angetragenen Nandats Z.Be 
Versammlungen geleitet. Schließlich machte dır Anwalt Grsenhaln 
auf die politischen Konsequenzen aufmerksam: Die Verurteilung der 
Angeklagten sei es, die den Frieden stören könne - entsprechend 
stark werde das in- und ausländische Echo ausfallen. 
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In der vom Jornal do Brasil als entspannt beschriebenen Atmosphäre 
währenddes Verfahrens und entgegen allgemeiner Einschätzung wurden 
die Angeklagten trotz des auch in der brasilianischen Verfassung 
garantierten Streikrechts zu insgesamt 29 Jahren und 5b Monaten Haft 
verurteilt, 


Die Urteile 

Iuis Inäcio da Silva (Lula) 3 Jahre, 6 Monate 

knilson Simoes de Moura (Alemao) 3 Jahre, 6 Monate 

Djalma de Souza Bom 3. Jahre 

Rubens Teodoro de Arruda 3 Jahre 

Juraci Magalhaes 3 Jahre 

Jos& Maria de Almeida 2 Jahre, 6 Monate 

Manoel Anisio Gomes 2 Jahre, 6 Monate 

Gilson luis Gorrea de Menezes 2 Jahre, 5 Monate 

Osmar Santos de Mendonga (Osmarsinho) 2 Jahre 

Nelson Compagnolo 2 Jahre 

Vagner Lino Alves 2 Jahre 
insgesamt: 29 Jahre, 5 Monate 

Jos& Cicotti Freispruch 

Jose Timoteo da Costa Freispruch 


Nach der Urteilsverkündung stellte das Gericht fest, daß die Gewerk- 
schafter in die Berufung gehen Und die Berufungsverhandlung in Frei- 
heit abwarten können. 


Ein Prozeß kommt selten allein (AT) 
Dies trifft jedoch nicht für alle Verurteilten uneingeschränkt zu. 


Für den renommiertesten Angeklagten, Lula, steht noch ein weiterer 
Prozeß aus, der in seinen repressiven Charakter den ersten an Deut- 
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lichkeit noch bei weitem übertrifft, Die Anklage lautet wiederum 
Vergehen gegen das 'Gesetz zur nationalen Sicherheit!, diesmal ver- 
bunden mit dem Vorwurf der Aufwiegelung zum Mord. t Iula werden 

fiinf weitere führende Mitglieder der PT angeklagt: Jaco Bitar, Jos& 
Francisco, Joao Maia da Silca, Lufs Damiao und Francisco Alves Mendes. 


Was ist geschehen: Am 21. Juli 1950 wurde Wilson Souza Pinheiro, 
Gummiarbeiter und seit zwei Jahren Präsident der Landarbeitergewerk- 
schaft in Brasileira (Gemeinde im Bundesstaat Acre),außerdem Yor- 
sitzender der örtlichen PT, von Unbekannten im Gewerkschaftsbüro 
ermordet. Kurz zuvor hat der Gemeindesekretär von Xapuri (Gemeinde 
in der Nähe Brasileiras) erklärt, daß die Landkonflikte in Bundes- 
staat Acre nur durch den Tod der Gewerkschafter zu lösen seien. In 
dieser Haltung ist er von den örtlichen Großgrundbesitzern unter- 
stützt worden. 


Zu der Trauer- und Protestversammlung sind Lula und die andern fünf 
PT-YMitglieder erschienen, zusammen mit ca.1500 Kleinbauern, Arbei- 
tern und Vertretern der katholischen Kirche aus der Region. In allen 
Reden, auch in denen der Angeklagten, wurden die ansässigen Großgrund- 
besitzer und deren Machenschaften für den Mord verantwortlich ge- 
macht, zusammen mit den örtlichen Behörden, die das Verbrechen nicht 
den üblichen Untersuchungen unterzogen hatten. 


In Reaktion auf solche und andere Einschüchterung seitens der Groß- 
grundbesitzer auf die dort lebenden Kleinbauern und Gummiarbeiter 
ermordete eine Gruppe dieser Leute den Verwalter einer Fazenda, Nilo 
Sergio de Oliveira, der im Ort als verantwortlich für den Mord an 
dem Gewerkschafter Wilson galt. (S. LN 93) 


Nach Ansicht der Staatsanwaltschaft haben die angeklagten PT-Funktio- 
näre in ihren Reden zur Rache aufgerufen und damit zum Mord an dem 
Verwalter aufgewiegelt. In diesem Prozeß drohen den Hauptangeklagten 
Lula, Jaco, und Jos& Francisco sogar llaftstrafen zwischen 8 und 30 
Jahren, 


So skandalös und empörend diese Urteile und Anklagepunkte an sich 
schon sind, müssen sie dennoch vor den politischen Hintergrund ge- 
schen werden, daß Brasilien nur knapp ein Jahr vor den ersten allge- 
meinen Wahlen in einem Mehrparteiensystem seit dem Putsch 1964 steht, 
In beiden Prozessen stehen der Präsident und andere führende Mit- 
glieder der PT vor &ericht, was bei einer entgültigen Verurteilung 
dazu führt, daß sie nicht mehr kandidieren können, Lula ist dabei 

von besonderer Bedeutung. In einem Land wie Brasilien, wo tradi - 
tionell Personen und nicht Parteien od.r deren Programme gewählt 
werden (Klientelsysteme) - was von der PT zwar über ihre strikte 
Basisorientierung aufgeweicht werden soll, aber in der kurzen Zeit 
ihres Bestehens nur bedingt erreicht werden konnte -, hat die Ver- 
hinderung der Kandidatur einer charismatischen Figur wie Lula na- 
türlich einschneidende Wirkung. Für einen Großteil vor allem der 
Industriearbeiter Sao Paulos ist Lula nach wie vor der authentische 
Gewerkschaftsfürer der Metallarbeiterstreiks von 1978, '79,'80. 
Außerdem hat er die Unterstützung weiter Kreise der fortschritt- 
lichen katholischen Kirche, So hat eine Meinungsumfrage kurz vor 

dem Urteil ergeben, daß die PT in Sao Paulo nur knapp hinter der 
PMDB (Partido do Movimento Democratico Brasleiro), der größten 
Oppositionspartei Brasiliens, in der Wählergunst liegt. Allen 
Hoffnungen auf Lula würden mit der endgültigen Verurteilung ein En- 
de gesetzt, 
Die Frage ist nun: Warum entblößen die Militärs eigentlich ihre sog, 
Politik der politischen Öffnung derart offensichtlich als Farce? 
viren sie nicht besser bedient gewesen, die Angeklasten freizuspre- 
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chen und damit ihren ständig proklamierten Willen zur "Äbertura' 
zu demonstrieren? Schaffen sie der Opposition so nicht wahltaktisch 
ausschlagbare Märtyrer? 


Genau diese wahltaktischen Rücksichten sind für die Regierungspartei 
und die Militärs jedoch inzwischen gegenstandslos geworden. Die an- 
stehende Neufassung des Wahlgesetzes, der allerneueste Coup der Ni- 
litärregierung, wird ihnen ohnehin den 'Wahl'sieg 1982 garantieren, 
Somit können sie es sich wieder leisten der Opposition schlicht 
einen 'Denkzettel zu verpassen', (Hierzu ausführlichit nächsten 
Artikel) 


(Quellen: Jornal do Brasil, lstado de sao päulo, Latin American 
Weekly Report, Brasilien Nachrichten, Informationsschrift 
der amnesty international-Brasilienkoordinationsgruppe) 


Und nun noch eine mögliche Form, sich zum segenwärtigen Zeitpunkt 


Schreiben Sie Briefe an die brasilianische Botschaft 
in Bonn, wenn gewünscht und möglich mit Durchschlag 

an die Braslienkoordinationsgruppe von amnesty Inter- 
national. Geben Sie dsbei Ihre berulliche, zewerk- 
schaftliche, politische u.ä. Funkticn an. 


Machen Sie in dem Brief Ihr: Besorgnis darüber dent. 
lich, daß - insbssosdere vor dem Hirtergrund der 38- 
strebungen um eine politische Öffnung ir Brasilien - 
ein Recht, daß vielen Ländern der Welt eins Selbstver- 
ständlichkeit ist, in Brasilien unterdrückt wird: das 
Streikrecht. Da Gewersschafter für dis legitime Aus- 
übung gewerkschaäftl! r Aktivitäten gerichtlich ver- 
folgt werden, obwohl sie Gewalt weder befürwortet, 
noch angewandt, ja ausdrücklich abgelehnt naben. Daß 
auf eine arbeitsrechtliche Angelegenheit das Gesetz 
zur nationalen Sicherheit angewandt wird. Insbeson- 
dere in der Bundesrepubl!k, die rege politische und 
wirtschaftliche Beziehungen zu Brasilien unterhält 
und in der Iula und eine Delegation der PT noch in 
diesem Frühjahr vor namhaften Politikern und Gewer 
schaftsverlretern empfangen wurden, muß di 3 Vorge- 
hen auf UWuverztändnis und Protest stoßen, 


Adresse der Botschaft: 

Botschaft der Föderativen Republik Brasilien 
Kenneayalle?4 

5300 Bonn 2 


Ädresse der Brasilienkoardinatisassruppe von 'al's 


Karin Fischer 
Peter Klein 
Wormser Str.35 
Soon» Köln |] 
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Wahlsieg per Gesetz 


Die Vorlage eines neuen Wahlgesetzes durch den Präsidenten macht den Sieg der Opposi- 
tionsparteien im Novenber 1982 unnöglich.Unversehens ist damit vielen wieder eindeu- 
dig klar geworden,daß sich trotz begrenzter politischer Liberalisierungen grundsätz- 
lich am diktatorischen Charakter des brasilianischen Militäregimes nichts geändert 


hat.Die herrschenden Eliten sichern ihre Privilegien ab und versuchen,dem Ganzen ein 
(schein)demokratisches Mäntelchen umzuhängen 


Mittwoch ,25 November,11 Uhr: Im 3. Stock des Präsidentenpalastes empfängt nach 2mo- 
natigerHerzinfarktpause General Joao Figueiredo seine engsten Mitarbeiter mit den 
Worten: Meine Herren,ich habe es satt,im Kongress ständig die Mehrheit zu verlie- 
ren.kWenn ich könnte würde ich diese 1o Abgeordneten verschlingen." 

Die Wut des Präsidenten richtete sich gegen jene 10 Abgeordneten der regierenden PDS 
Partei,die in wichtigen Fragen die Frevelhaftigkeit besessen hatten,die Front 

zu wechselnund mit der Oppostion zu stimmen. 

So waren hintereinander zwei Regierungsvorlagen im Kongress gescheitert.Die er- 

ste bezog sich auf die Ausdehnung der sogenannten"sublegenda"auf die Gouverneurs- 
wahlen(sublegenda:ein Wahlsystem,was auf Munizipsebene erlaubt,mehrere Kandida- 

ten derselben Partei für ein Amt aufzustellen,von denen der Bestplazierte auch 

die Stinmen der Geschlagenen dieser Partei für sich verbuchen kann) 


Die Regierung hoffte auf diese Weise die internen Differenzen der PDS in den ein- 
zelnen Bundesstaaten zu überwinden,inden alle für die Kandidaten der Partei ab- 
gegebenen Stimmen dem siegreichen Bewerber Übertragen werden.Dagegn stimmten na- 
türlich die Oppositionsparteien,die sich durch Aufstellung gemeinsamer Kandidaten 
Chancen auf einige Gouverneursposten ausgerechnet hatten,und in unheiliger Al- 
lianz auch jene Gouverneure bzw. ihre verlängerten Arme im Kongress ‚die ihre 
Nachfolger gern selber bestimmen und ihre Wahlmaschinen nicht dem (innerparteili- 
chen) Rivalen zur Verfügung stellen wollten. 


Die zweite Niederlageerlitt die Regierung bei der Abstimmung über die Reform des 
bankrotten Sozialversicherungswesens. Zudem war bis Mitte November die absolute 
Mehrheit der PDS im Kongress stark zusammengeschmolzen.Mit 212 von 420 Abgeord- 
neten und 37 von 67 Senatoren genügte es das wenige Regierungsstimmen durch Ab- 
wesenheit ausfielen,und die Opposition war in der Mehrheit.Diese Entwicklung stell- 
te die bislang ohne Rücksicht auf Kongressabstimmungen regierenden Militärs vor 
den Umstand mit Teilen der Opposition verhandeln zu müssen,um ihre Projekte durch- 
zubringen. 


Nach den Wahlen vom 15.November 1982 sollen diese Rücksichtnahmen nicht mehr nö- 

tig sein.Ein allem Anschein nach wasserdichtes Wahlgesetz-in Anlehnung an Geisels 
Aprilpaket von 77 auch Novemberpaket genannt -garantiert der PDS ab 82 die Kongressme 
gressmehrheit,die Kontrolle über das Wahlmännergremium,das 1984 den nächsten Prä- 
sidenten wählen wird,und verhindert den bis dato für möglich und wahrscheinlich 
gehaltenen Wahlsieg der Opposition in einigen wichtigen Bundesstaaten. 


"Es war so etwas ähmliches wie der Angriff auf Per! Harbour” kommentierte Ulysses 
Guimaraes Vorsitzender des PMDB,der größten Oppositionspartei,das Ereigniss in 
einer ersten Stellungnahme, 

Noch eine Stunde vor Bekanntwerden des Novemberpakets hatte Justizminister Abi 
Ackel den bis dahin völlig ahnungsiosen Oppositionspolitikern über Vorschläge 
für ein neues Wahlrecht geplaudert. 
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Einheitslisten ... 


Die Regierunsvorlage umfaßt neben einer Reihe anderer Bestimmungen zwei wesentli- 
che Paragraphen.Der erste beinhaltet die Schaffung von Einheitslisten.Jeder Wahl- 
berechtigte hat bei den Wahlen nur eine Stimme,die er für die Liste einer ßrtei 
abgeben nußMit diesem Votum sind dann gleichzeitig Gouverneure, Senatoren, Bundes- 
und Landtagsabgeordnete, Bürgermeister, f 
bzw. Gemeinderäte der jeweiligen Partei 
sich daran nichz hält und etwa Persönlic 
dessen Stimme wird automatisch ungültig. 
die. Parteien verbunden, in jede 


Sicherte die Mehrheit des PDS..... 
General Figueiredo 


Dies wurde später dahingehend abgeändert, daß die Listen nicht vollständig sein 
müssen, denn die Mehrheit der Oppositionsparteien besitzt nicht in allen Munizi- 
pien des Landes örtliche Vorstände. Vor allen Dingen in den ländlichen Gebieten 
aber kann man davon ausgehen, daß die Wähler sich an den lokalen Politikern orien- 
tieren „ Dies begünstigt eindeutig die PDS, da sie als stärkste Partei über das 
breiteste Netz von Ortsvereinen verfügt. Denn trotz ihrer nur knappen Mehrheit im 
Kongreß kontrolliert sie auf lokaler Ebene ca. 3 600 der 4 000 Bürgermeister und 
26 000 der insgesamt 30 000 Stadt- bzw. Gemeinderäte. In den Städten verhält es 
sich genau umgekehrt: hier spielen weniger lokale als vielmehr landes- und bundes- 
politische Aspekte die entscheidende Rolle. Hierbei kommt der Regierung aller- 
dings der Umstand zugute, daß die Sitzverteilung so geregelt ist, daß bei- 
spielsweise für die Wahl eines Bundesabgeordneten in den Oppositionshochburgen der 
großen Städte und Industriezentren sehr viel mehr Stimmen notwendig sind als in 
den ländlichen Regionen. 


. und Koalitionsverbot 


Der zweite wesentliche Paragraph bestimmt das Verbot von Koalitionen. Ein Blick 
auf die Parteienlandschaft verdeutlicht, was hiermit erreicht werden soll. Nach 
der Aulösung der beiden Parteienblöcke ARENA und MDB im Dezember 1979 gingen die 
ehemaligen ARENA-Abgeordneten nahezu vollständig in der PDS auf, während die 
Opposition sich in vier Parteiprojekte spaltete. Ein restriktives Parteiengesetz 
is. LN 76) führte dazu, daß ein großer Teil der Energien in Aufbau und Konsolj- 
dierung der jeweiligen Projekte gesteckt werden mußte. Bis zum November dieses 
Jahres hatten nun alle Parteien ihren Konstitutionsprozeß abgeschlossen, bis auf 
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die PTB von Ivete Vargas, der vom Obersten Wahlgericht die Zulassung wegen Ver- 
fahrensfehlern entzogen worden war. Jede der Oppositionsparteien allein wäre je- 
doch in der Mehrzahl der’ Bundesstaaten zu schwach, um die PDS zu gefährden, und 
daher nur Kolaitionen in der Lage gewesen, einen Sieg der Opposition zu ermög- 
lichen. Doch gerade dies wird jetzt per Gesetz ausgeschlossen. Mehr noch: die oppo- 
sitionellen Parteien müssen nicht nur gegen die PDS, sondern aufgrund der Ein- 
heitslisten auch unter- und damit gegeneinander kämpfen. Den bereits getroffenen 
Absprachen nach dem Motto, "Gibst Du mir 2 Bürgermeister, kriegst Du einen Bundes- 
abgeordneten", ist jetzt der Boden entzogen. . 

Ehnhetesitene und Koalitionsverbot ergänzen sich somit hervorragend u der 
Regierung. Aber als sei es damit noch nicht genug, bauten Figueiredo un ee 
Berater zwei weitere Sicherungen ein. Nachdem der Versuch der alenıng: a 
legenda" auf die Gouverneurswahlen auszudehnen, zunächst gescheiter .n on 
sie auf Munizipebene weiterhin in Kraft. Im Prinzip hat Jede Partei 2 et 
rere Kandidaten für die Bürgermeister- und Stadt- bzw. a = a a 
stellen, doch wird wohl nur die PDS persone 1 in der Lage sein, dies a 
umzusetzen. Der große Sieg der Opposition, die Ablehnung der en ür 
Gouverneurswahlen erweist sich im Nachhinein als belanglos, denn es zä len u, m 
noch die Stimmen für die Partei insgesant,ganz gleich, wieviele Kandidaten unte 
einander konkurriert hatten. 


er ausgeklügeltsten Taktik der Opposition, die darin bestanden hätte, daß 
es Sees ieltsreiche PArtei kurz vor ser Wahl ihre Kampagne abbricht, um 
damit indirekt der Partei mit den besseren Chancen den weg zu ebnen, wurde von 
den Palaststrategen ein Riege] vorgeschoben. Diese, Taktik hätte darin bestanden, 
äuf Bürgermeister- oder ähriliche Posten zu verzichten, gleichzeitg aber die ne 
eines Bundesmandats zu wahren. Bricht nun aber eine Partei ihre Kampagne vor a . 
offiziellen Ende des Wahlkampfs ab, so verliert sie ALLE für sie abgegebenen Stim 


men. 


Euphorie in den Reihen der PDS 


ie Gouverneure von Bahia, Cearä, Rio Grande do Sul und Maranhao schickten den Prä- 
ee sofort nach Bekanntgabe des neuen Gesetzentwurfs Grußbotschaften, in Seen 
sie ihm zu seinem neuen Coup gratulierten. Antonio Carlos Magalhaes (Bahia) bekräf- 
tigte: "Demokratie zeigt sich durch währe Stärke der Partei Joao ‚Castelo on 
hao) begrüßte die Entscheidung des Präsidenten mit den Worten: "Die brasilianisc = 
Demokratie wird mit jedem Mal perfekter." Mit ähnlich kernigen Sprüchen kommentier 
te auch Planungsminister Delfim Neto das Paket: "Wer die Mehrheit hat, übt sie aus. 
Punkt!” Neben diesen spontanen Kommentaren spiegelt sich die a ls 
der Militärs ganz offen in einer Regierungserklärung. Darin wird das Noven es 
in den "revolutionären Prozeß" seit dem Militärputsch 1964 gestellt:"Es ist ‘. 
tig, daran zu erinnern, daß wir uns in einem revolutionären Prozeß a er 
sind die ursprünglichen Ziele der Revolution von 1964 noch nicht ER er ai 
sind schor auf dem Weg zum Rechtsstaat im klassischen Sinn." Die Militärs bezeich- 
nen sich selbst als die eigentlich"revolutionären"Kräfte, die Gesetze erlassen. 


NEIN } DEuM IN 
EINER DEMOERATE 9 


EXZELLENZ, WERPEN 
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EINER DEHLERATIE 
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Einzige Sorge: Die Dissidenten der Partei 


Nicht nur vor den Aktivitäten der Oppositionsparteien und der Verurteilung durch 
die Öffentlichkeit muß sich die Regierung "fürchten", der ärgste Feind sitzt in 
den eigenen Reihen.- die Dissidenten der PDS. Gegen erneute Niederlagen bei Ab- 
stinmungen im Parlament ist die Regierung jetzt gewappnet - laut Artikel 5 der 
Verfassung können Stinmabweichler, die sich dem Fraktionszwang widersetzen, mit 
Mandatsverlust bestraft werden. Eine noch bessere Möglichkeit, das Gesetz durch- 
zudrücken, ist der "decurso de prazo" - Fristablauf - ‚.danach treten Gesetzes- 
vorlagen nach einer Frist von ein bis zwei Monaten automatisch in Kraft, wenn sie 
in diesem Zeitraum nicht parlamentarisch behandelt worden sind, Angesichts solcher 
Verhältnisse steht einem "Wahl"sieg der PDS 1982 nichts mehr im Nege. 


Zusammenschluß der Opposition? 


Der völlig unerwartete Gesetzesstreit löste bei der Opposition Betroffenheit, Wut 
und Empörung aus, Die PTB drohte mit einem Streik der Oppositionsabgeordneten, um 
die UÜffentlichkeit im In- und Ausland auf den Willkürakt aufmerksam zu machen. Die 
Mobilisierung der Bevölkerung wurde angekündigt. Kurz nach der Bekanntgabe des Ge- 
setzentwurfs traf sich die Opposition erstmals. Es war jedoch schwierig Strate- 
gien zu entwicklen, da das Gesetz im Wortlaut noch nicht vorlag. 

Vor allem die Wahlchancen der kleineren Oppositionsparteien PTB, PP und PT werden 
auf ein Minimum reduziert, während die landesweit organisierte PMDB vergleichsweise 
im Vorteil ist. Ein gemeinsames Vorgehen der Oppositionsparteien wurde angekündigt. 
Im Mittelpunkt der Diskussion steht ihr Zusanmenschluß. Damit wäre zwar wieder 

ein Zweiparteiensystem eingeführt, aber es scheint die einzig effektive Maßnahme 

zu sein, will man sich nicht tota] zersplittern, vor allem da das neue Gesetz Koa- 
Titionen verbietet. Nach Informationen des Obersten Wahlgerichts ist eine Fusion der 
Parteien rechtmäßig. Die Stellungnahme der PDS zu der Fusion stimmt bedenklich: 
demnach ist ein Zusammenschluß zwar rechtlich möglich, technisch schwierig und in 
der Praxis unmöglich. Die Positionen innerhalb der PT zu dem Zusanmenschluß sind 
unterschiedlich. Ein Sprecher in Salvador äußerte sich ablehnend, da die PT der 
Arbeiterklasse gegenüber Verpflichtungen habe. Der Sprecher in Brasilia äußerte Be- 
denken, weil die Partei über keine landesweite Organisation verfügt, und der Vorsit- 
zende nach dem neuen Wahlgesetz nicht wählbar ist. Damit meint er den Passus, nach 
dem abgesetzte Gewerkschafter keine Kandidatur übernehmen dürfen, Diese Maßnahme 
zielt mit Sicherheit auf Lula (vgl. Artikel in disem Heft)Auf Anfrage eines PMDB- 
Abgeordneten ließ das Oberste Wahlgericht verlauten, daß sich nur die endgültig 
anerkannten Parteien zusammenschTießen dürfen. Bei einer sofortigen Fusion wäre 
somit die PT ausgeschlossen, da sie als einzige der Oppositionsparteien beim Ober- 
ster Wahlgericht noch nicht definitiv eingetragen ist. 

Die brasilianische Bischofskonferenz verurteilte den Wahlgesetzentwurf des Prä- 
Sidenten aufs Schärfste, Sie bezeichnete ihn als "anti-demokratisch und unan- 
nehmbar". Die Bischöfe beschlossen,in allen Diözesen des Landes Diskussionen über 
den Regierungsentwurf durchführen zu lassen . Sie betonten, zwar keine Partei zu 
bevorzugen, betrachten es aber als ihre Aufgabe aufzuklären, damit die Brasilianer 
"bewußt wählen" können. 


Die Anwaltskammer bezeichnete den Gesetzentwurf als das "Ende der abertura" und 


forderte die ersatzlose Streichung des Wahlpakets, da es gegen däs Prinzip der 
freien Wahl verstoße. 


Das Ende der Abertura 


Mit der Verabschiedung des Wahlpakets zieht die Regierung des Generals Fi- 

gueiredo die Notbremse,da der "Tangsame und kontrollierte Prozeß der politi- 

schen Öffnung",so Figueiredos eigene Kennzeichnung seines Vemokratisierungs- 
verständnisses,wohl "außer Kontrolle" zu geraten schien.Der Entwurf ist die 
politische Antwort auf die schwere Wirtschaftskrise vor allen in den letzten Mona- 
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VSDlSSImMUS GE EIS 00 0 000 3 20 neh m oe 
ten. Die drastischen Maßnahmen vom Dezember 1980 (s. LN 89) mit der Beschränkung der 
Geldwenge, der Erhöhung der Zinsen für Kredite und der weitgehenden Abschaffung 
staatlicher Subventionen mit Ausnahme der exportorientierten Landwirtschaft und 
des Energiebereichs begannen im Laufe des Jahres 1981 zu greifen und führten zu 
einer schweren Rezession, die entgegen der Hoffnung von Planungsminister Delfim 
Neto wohl kaum als "Gesundschrumpfung" bezeichnet werden kann. Im August sank die 
industrielle Produktion zum ersten Mal ins Minus. Sollte diese Tendenz für den Rest 
des Jahres anhalten, wird erstmals seit der Krise Mitte der 60er Jahre die Industrie- 
produktion gegenüber dem Vorjahr sinken, Die sozialen Auswirkungen davon sind be- 
reits ablesbar: win massiver Anstieg der offenen Arbeitslosigkeit und Unterbeschäf- 
tigung (s. LN 98). Der Zweck von Delfims Wirtschaftspaket war u.a. gewesen, die 
Inflationsrate merklich zu senken, was bis jetzt jedoch nicht erreicht wurde, im 
Gegenteil: im Vergleich zum Vorjahr stiegen die Lebenshaltungskosten erheblich an, 
und die neuesten Daten des Zensus von 1980 zeigen eine weitere Einkommensumvertei- 

| lung zugunsten der oberen Finkommensklassen an. ÄAußerst sensibel reagierten nicht 
nur die bürgerlichen Medien in diesem Jahr auf den allgemeinen Verfall des Lebens- 
standards der Mittelklassen, welche im Kalkül der Regierung einen entscheidenden 
Faktor bei den Wahlen darstellen werden. Alle diese Faktoren zusammengenommen 


SEIT 1964 BESTIMMEN DIE BORGER 


( Die Ketten symbolisieren die Bindung der 
Wählerstimmen und die Verknüpfung der 
Wahlgänge ) 


Presldente 


1 
IMMER WENIGER ...... | 
presidente 


Governador 


Vice- 
governador 


s— 
ließen die Aussichten auf einen PDS-Sieg immer weiter schwinden und die Palast- 
—— — \ strategen einen Ausweg aus der verfahrenen Situation suchen, Den letzten Anstoß 
Feen] dürften dann wohl die Ergebnisse einer Geheimdienststudie über die zu erwartenden 
Senador Parte dos Wahlresultate gegeben haben, Aus dem Inhalt geht kurz und knapp hervor, daß die 
Debutäde Deputado senadores Deputado Wahlen für die Regierung zum Desaster würden,und nur vier Bundesstaaten gewonnen 
tederal federal federal werden könnten. Allerdings sind Zweifel an der Gültigkeit der Untersuchung ange- 
% Deputado ee: \ bracht. ul. handelt a um nn strategische Studie, die die Re- 
tederal ederal_ 7 gierung von rechts her unter Drcuk setzen sollte. So konnten die Generäle der har- 
Doputado 5 g on | en ten Linie, allen voran Sicherheitschef Medeiros, die "notwendigen Unterlagen" bei- 
estaduai . Danunes BP, bringen, um der abertura den Garaus zu machen. Durch die Festschreibung der poli- 
SRAEN IT Deputado een tischen Verhältnisse nach 1982 versuchen die herrschenden Cliquen ihre Privilegien 
r estadual „stadua zu sichern und die Kosten der Krise von sich abzuwälzen. 
Prefeito Prefeito — 
retaiton,, release, ... immer nach den Bedürfnissen der Regierung 
—— - 5 
Vice- I Vice- = ru . N a neikos Wahlgesetzänderungen waren in Brasilien schon immer ein beliebter Kunstgriff der 
preteito preteito Parte ae Parte dos vice-p Herrschenden zur Sicherung ihrer Macht. Dies gilt in besonderem Maße für die Zeit 
vice;pr® vice.prefeitos nach dem Militärputsch von 1964. Trotz Diktatur und Terror fanden mehrmals Wahlen 
statt, bei denen die Wähler einmal abgesehen von der Zwangsform des Zweiparteien- 
Vereador Vereador Vereador Vereador systems, immer weniger zu sagen hatten. Konnten sie vor dem Putsch alle Amter 
I N | vom Stadtrat bis zum Staatspräsidenten unabhängig voneinander durch freie Wahlen 
1982 besetzen, führten Wahlrechtsänderungen nach dem Putsch dazu, daß die Opposition 
1964 1966 1970 1978 22B0 so viele Stimmen haben konnte, wie sie wollte, ohne daß dadurch die Regierungs- 


partei ihre Mehrheit verlor. Als 1965 der MDB die Wahlen in Minas Gerais und Rio de 
Janeiro gewann, wurden die direkten Wahlen vom Vize-Gouverneur an aufwärts abge- 
schafft. Bundes- und Landesabgeordnete einerseits sowie Bürgermeister und ihre 

Vize andererseits mußten jeweils auf Einheitslisten gewählt werden. 1970 wurde 

die Direktwahl der Bürgermeister in 177 Munizipien sogenannter sicherheitsempfind- 
licher Regionen aufgehoben, Die Regierung setzte dort wie auch in den 22 Haupt- 


Aus VEJA, 2. 12. 1981 


Anmerkungen: städten der Einzelstaaten die Bürgermeister nach ihrem Gutdünken ein. Als 1978 
Presidente : Präsident die Regierungsmehrheit im Senat gefährdet war, entschloß sich der damalige Präsi- 
Deputado Federal : Bundesabgeordneter dent, Ernesto Geisel, in seinem "Aprilpaket", dieser Entwicklung dadurch zu begeg- 
Deputado Estadual : Landesabgeordneter nen, indem er ein Dritte] der Senatoren ernannte. Die für 1980 Bürgermeister- und: 
Prefeito : Bürgermeister Stadtverordnetenwahlen wurden kurzerhand abgesetzt. Einen vorläufigen Schlußpunkt 
Vereador : Stadt- bzw. Gemeinderat ; setzt der neue Gesetzesentwurf Figueiredos. Die daroh plötzlich wieder kritisch 
Parte d.... : Teil der.... gewordene Wochenzeitschrift "Veja" schreibt dazu: "Die Gesetze ändern sich so oft, 


wei] er Wahl den spezifischen Bedürfnissen der Regierung entsprechen 
.; h E i i R M BE müssen, Man kann daher völlig legitimerweise annehmen, daß es bei der nächsten 
1970 : 177 Bürgermeister in "sicherheitsempfindlichen“ Munizipien und nass - > c 
er H RE + nde ein neues Gesetzespaket gibt, wenn das aus der vergangenen Woche vielleicht 
22 Bürgermeister der Landeshauptstädte werden ernann schon nicht mehr nützlich ist." ; 


1978 : Ein Drittel des Senats wird ernannt 
j Quellen: Latin America Weekly Report, Latin America Regional Report/Brazil, Frank- 
a0 : Wahlen abgesetzt furter Rundschau, Veja, Estado do Sao Paulo 
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ADLAF-—-Tagung über Argentinien 


Vom 29. bis zum 31. Oktober fand in Augsburg ein von der Arbeitsgemeinschaft Deut- 
sche Lateinamerika-Forschung (ADLAF) organisiertes Symposium zum Thema "Argentinien 
- Gegenwartsprobleme und Zukunftsperspektiven" statt. 


Mit beachtlichem Aufwand wurde dieses Treffen der höheren Etagen der deutschen La- 
teinamerika-Forschung organisiert: an die 10 mehr oder weniger oppositionelle ar- 
gentinische Professoren und Politiker (der berühmteste unter ihnen war wohl Raul 
Alfonsin, Mitglied der bürgerlichen Oppositionspartei Uniön Civica Radical) wurden 
eigens aus Argentinien eingeflogen. Sie bekamen ein zweitägiges Diskussionsforum 
und somit Gelegenheit, mit interessierten deutschen Stellen besonders aus den 
"Barracken" der politischen Parteien Kontakte zu pflegen - für die argentinische 
Opposition auf jeden Fall eine begrüßenswerte Initiative. Die Frage ist dann nur, 
warum die ganze Angelegenheit mit solch übervorsichtigem Konservatismus gehand- 
habt wurde, der nicht nur die geladenen Gäste sondern auch die Veranstalter selbst 
im Laufe des Ereignisses, spätestens jedoch bei der wirtschaftspolitischen Arbeits- 
gruppe aufgeschreckt haben muß. Das Spektrum der Diskussion war von vornherein 

so eng angelegt, daß daraus kaum wichtige Impulse und Denkanstöße ausgehen konnten. 
Selbst das Spektrum der bürgerlichen Opposition war nur unvollständig vertreten; 
überaus relevante Stimmen fehlten vollständig. Beispielweise war keine einzige 
Richtung aus dem schon sehr heterogenen und breiten Feld des Peronismus vertreten. 
Dafür war die -Unidn Civica Radical, die neben dem Peronismus die Hauptkraft der 
politischen Opposition in Argentinien darstellt, verhältnismäßig Überrepräsentiert. 
Und so mancher Teilnehmer hat sich sicher die Frage gestellt, warum nicht ein einzi- 
ger der vielen im Bereich von Kultur und Wissenschaft anerkannten Exil-Argentinier 
eingeladen worden war. Wenn man bedenkt, daß fast die gesamte sozialistische und 
demokratische Intelligenz entweder ermordet wurde oder ins Exil ging (eine halbe 
Million Argentinier haben seit dem Putsch das Land verlassen), so muß man 
erkennen, daß wir es da mit einer durch Diffamierungskampagnen bewußt vertieften 
Spaltung historischen Ausmaßes zu tun haben. Gerade ein solches Forum im Ausland 
hätte dazu beitragen können, die Bande zwischen der inländischen und der exilier- 
ten argentinischen Opposition zu knüpfen, um einen Prozeß der Solidarisierung beider 
miteinander in Gang zu setzen, der den jetzigen Zustand der nicht nur geographischen 
Trennung hätte überwinden können. Ohne eine solche neuerliche Solidarisierung 

der argentinischen Intelligenz wird der moralische und kulturelle Zerfall, der 
jetzt die gesamte Nation erfaßt hat, kaum aufzuhalten sein. Yon einer Institution 
wie der ADLAF, an der die Friedrich-Ebert-Stiftung, die sich in Lateinamerika ja 

um ein fortschrittlichen Profil bemüht, maßgeblich beteiligt ist, hätte man mehr 
Sensibilität für die Bedürfnisse und Probleme der demokratischen Opposition in 
Argentinien erwarten können. 


Auf allgemeines Unverständnis stieß aber vor allen, daß die Leitung der Arbeitsgrup- 
pe über Wirtschafts- und Sozialpolitik einer FAZ-Journalistin anvertraut wurde, 
die allzu offensichtlich mit den neoliberalen Grundlinien der Militärs sympathi- 
sierte,, Die Referate, die auf eine Verteidigung der Politik des ehemaligen Wirt 
schaftsministers Martinez de Hoz hinausliefen, wurden Punkt für Punkt an Hand 

eines reichen Datenmaterials widerlegt. Gleichzeitig war aber auch jegliche wei- 
terfihrende Diskussion, z.B. über Wege und Möglichkeiten einer alternativen Wirt- 
schaftspolitik , von vornherein blockiert. Solch eine zentrale Problematik wäre 
nicht zuletzt in einem solchen internationalen Forum einer Diskussion wert gewesen, 
zumal die Debatte darüber noch nicht einmal richtig begonnen hat. Auf diesem 

Gebiet herrschen noch so viele Unsicherheiten und gibt es noch so viel Ballast aus 
vergangenen Zeiten abzuwerfen wie bei sonst kaum einer anderen Problematik. 
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Überhaupt schien die Bereitschaft, Ballast abzuwerfen und Selbstkritik zu üben, 


gerade bei den aus Argentinien angereisten Politikern besonders gering zu sein. 
Hierbei ist die Mitverantwortung der traditionellen Parteien am jetzigen Zustand 
Argentiniens von niemandem ernsthaft zu leugnen. Denn erst als diese in Mißkredtit 
gerieten und sich selbst in alle möglichen Konspirationen mit diesem oder jenem 
General verstrickten, war es den Streitkräften ja möglich, ihr Eingreifen zumin- 
dest in den eigenen Reihen zu legitimieren. Dieser Vorwurf bleibt keiner der grö- 
ßeren Parteien in den letzten 25 Jahren erspart. 


Was heute in Argentinien vor sich geht ist eine nationale Katastrophe, vergleich- 
bar nur der Katastrophe eines verlorenen Krieges. Zwar gibt es unter den gege- 
benen Umständen nur eine kleine Schicht von Nutznießern, aber kaum einen gesell- 
schaftlichen oder politischen Sektor, der nicht ein größeres oder kleineres Stück 
Mitverantwortung zu tragen hätte. Das gilt besonders für die Politiker, Gerade 
von ihnen jedoch war in Augsburg sehr viel die Rede, wenn man von der "zivilen 
Gesellschaft" sprach. Diese Identifikation durchzog das ganze Symposium. Die 
Militärs einerseits und andererseits "die Politiker" erschienen als die Protago- 
nisten des argentinischen Dramas. Das entspricht übrigens den von der Diktatur 
diktierten Spielregeln des politischen Spiels. Selbstverständlich nutzen die po- 
litischen Parteien den ihnen zugestandenen legalen Spielraum, um auf dieser sehr 
hohen superstrukturellen Ebene ihre Opposition zu artikulieren. Aber es hieße, 
die Chancen einer echten Demokratisierung hoffnungslos schmälern, wollte man dabei 
vergessen, daß es seit acht, neun und bald zehn Jahren keine demokratischen bun- 
desweiten Wahlen innerhalb der Parteien und Gewerkschaften gegeben hat. Ohne eine 
breite inhaltliche Diskussion an der Basis der Gesellschaft, ohne eine Volks- 
mobilisierung von unten nach oben und schließlich eine ideologische und personel - 
le Erneuerung aller politischen und gewerkschaftlichen Organisationen werden die 
Zugeständnisse, die die Politiker den Militärs im Sinne einer Demokratisierung 
abtrotzen mögen, sehr kurzlebig sein. 


Im letzten Jahr hat der Aufruf für den ser 00 o00c00n0000 
Befreiungskampf in El Salvador zu san- ° Spendenaktion . 
meln, eine große Resonanz gehabt. Allein e „Waffen für Ei Salvador‘ & 
in der BRD wurden über 3 Millionen DM . 
für den Widerstand gesammelt und der a Postscheck Berlin /West ® 
Nationalen Befreiungsfront Farabundo [) 288 59 - 107 s 
Marti (FMLN) überwiesen. Die Sammlung „4 Sonderkonto s 

® 
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hat dazu beigetragen, daß die Guerilla- 

bewegung auch durch die Hochrüstung, die 8 Bankleitzahl 100 100 10 
die Militärregierung seit dem Amtsan- Freunde der alternativen $ 
tritt Reagans betreiben konnte, nicht s Tageszeitunge.V. ® 
zurückgeschlagen worden ist. Deshalb: sone .@0DBerline5 „® 


Spendet 10% des Weihnachtsgeldes 


für die FMLN in EI Salvador! 


6 __________BERlekimE 
CHILE 
Schlecht, sehr schlecht, Herr Schlecht! 


karnsswirtscha@fisministerium Otbyeo sechleor% 


wor iu Ncevem\er „u Besuch In Chile, has der Yader eines „nileni- 
scher hiterbLeiters erlielten wir Auzu folgenden Kommentar zur 


wirtschsftlichen Ditwalion in Crils: 


Was nicht über Chile gesagt wird >a (2°) 


AR  Zeitwunkt, absr aller Vorsussickht nach auch In Zu- 
kunft - sich dir wirischaftliche Situation der ! lernen 53 
schwierigen menten gegenüber wie denen, die äle interautlonsle 


neritisone Situation in der letulen Jshren verursacht hab." (3. 


Nercursko vom 73. September 1931 ). 


I exe Erklörungen stammen icht von eluem Sprecher wider einer IR 
Zeitung der chilenischen Gppos tion, sie sind vielnrchr dIe Bilanz, 
die dıe regierungsoff ..lle Zeitung nach acht Jahren Diktatur 
Leni. ae in grundlegerder Widerspruch ZU ach opti Er 
schen Erklärunge die herr O15o 3 hlecht, ee Rune 
deswirtszil i wa Kürzlich i.. Chils von siak gegelen ub: 
"Der lÜrfolg ilenischen Wirbscha Ttspror 
( Interview Mersurlo vom 11. Nevenber 1981 


)» 


prechen der Aualyse der 


Die eigenen Anmerkungen des "Kereuria" ent : sr A ( 
Parbeigäuger und Spitzenvertz rer MER über die ee z 
ven der chilenischen Wirtschafl. 30 iyı den leizten Tagen 
alvaro Bardön, Pablo 3srahona und Rolf Tü a amt Manager 
der Kichtägstun wWirtschafts- und Finanzgri.ppen des Landes und eng 
xı1& den Rei] verbunden - für die nächsten Jahre ein Null- Sind 
Nega'jv-Wachs cer Wirtschaft vorausgesägt. Das ist eine Ds 
sowohl der encrmen »5här ‚it vor der intermationälen en 
w auch der gleichsam natürlichen Grenzen, Al die das Hudell seit 
1980 auf erund der Bejingungen im Land selber »tö3t. 


> 


Um diese Einseiätgurgen zu unlerstreichen, ist es angezeigt, sinige 

offizielle Daten ar ihren, die für sich selbst spr eben una ne 

enormen Schwierigkeiten verdeutlichen, den«n sich das Modell. Yried- 

mar gegenübersiehtb: 

„ WEhred der ersten sieben Hcnate des Jahres 1981 hat äas Defizit 
in der Nardelsvilsnz 2 Milliarden Dollar erreicht. Nach offizi- 
ellen Schätzungen wird es bis Jahresende 4 Milljarden Dollar 


ausmachen { Bericht der „entralbank von Chile von 23. September 
1981 % 


; 
43 e } m E Tin 
- Die Auslandsverschuldung hat die exorhitante Jumme von 15 Milli 
arden Dollar zrreicht ( } Berechnungen des Wirtschaftsexperten 
= = h ? a . 1 n Aa Gh 
Rolf Tüders, El Merceuric vom cs September 198! ). 


- Tie Auslunren sind in den ersten sieben Monaten des en 
um .5 Prozert zurückgeganger , während die Einfuhren un 39 Pro- 
N stiegen, wobel die Elnfunhr von Nuuerhaften N eehsnchseitorn 
escnhders swırk stieg. Mumil entsteht ein schwerwiegendes a 
eches Ungleichgewicht wad eine ernste Bedrohung rür viele chile- 


ist beeindruckend," 


nische Unte Fr eal die sich der Möglichkeit ıes 


susgesetzt sehen ( Bericht der Fentralbauk ). 


- Die zünstliche AufrechTerhaltung eines fixen a wo 
Dollur zu 59 P2sos ! seit zwei Jahren befieutet ir der Praxis eine 
Zubyvertion des Dollars, die alle Shilenen ner müssen. 


Jasammenbruchs 


Da die Infletion inc e üter dem Internatlorulsr Durcähschzitt 
liegt, bedeuten feste Wechselkurse für den Tollar in der Praxis, 
daß Chils für seine Experte ( Kupfer wie auch nicht-traöitionelle 
Exportgüter ) weniger an Devisen erhält. Das berührt unmittelbar 
die Hanilelsbilang. Hinzu komnt, daß Chile nun schm im ıritten 
Jahr mit einen Defizit in cer Zealungspilanz abschließt ( 1980 
mehr als 2 siilliarden Dollur ). Das Rezept ler "Chicago Boys" 

ist sehr einfach: Krhöhung Jes Kreditraineas, Abdeckung des Defi- 
zits mit neu rediten ( heutigertags zu Hochzinsen ), was wie- 
derum die Auslanösversehuldung steigert. "as zentrale Froblenm des 
Wirtschaftsmodells liegt darin, daß dle Wirtschsltseruppen und das 
von ihmen kontrollierle Land mehr Schulder machen äls preduzieren, 
was in einen Teufelskreis unschlägt, 


Das Hcdell ist völljg Gesinteressiert ar der Intwiceklung der In- 
anstrie,. am De © Prosuktion oder an produxtiven Investitic- 
nen. Seine Rechrungslegung "st ausschließlich monetzristisch. 

Eben dsshalk widersetzt es sich einem Ende der "protektionistischen" 
Politik zusunsten des Dollars. Würde der Dollarkurs dem realen 
interratiuralen Aurs angepuRt, 30 würde die Inflation spürbar 
steigen, mit Ihr aber auch der soziale Konflikt und das Mißtrauen 
der inbkernasioralen kreditgeber und all derer, die velrweit An 
interessiert sind, daß das vom neuen internationelen Konservat 
vismus inspirierte Modell triumpliert, "was es auch Kosten mag", 
Deshalb hielt sich der Papst des Modells, Niltsn Frielman, auch 
gerade Jetzt in Chile auf. Seine Yerlautbarunger sind jedoch bei 
weitem nicht so ubenteueriich wie die des l!errn Schlecht. Vorsichtig 
hub cr gesagt: "Da Vlatistiken allgemein konfus vu lesen sind, 

war Ich bei meinem Aufenthalt in Chile vor sllem duran Interes- 
sle.ct, ob mein Eind-uck von der Wirklichkeit des Landes der üus- 
serst giuistigen Biuschätzung entspricht, die ich aus deu Statisti- 
ken gewonten habe." ( El Nercurio, 12. November 1951 ). Imner- 
hin versshaffen Als chilenischen Statistiken dem Nabelpreist 
für Wirtschaftswissenschaften "Kenfusicnec", 


kin weiteres lNegativ-Syuptom des Modells ist der Zusammenbruch 

des seit 1880 existierenden tr-ditionellen Zuekerunternehmens CNAV, 

das zusammen mit anderen Unternehmen eine der wichtigsten Wirtschafts- 
gruppen ( Ross ) bildete. ( Vgl. IN ür. 95, 308, ), Der Zusanm- 
menbruch erfolgte einen Monat, nachdem ein tskredit in Höhe 

von 200 Millionen Dellur zugeschsssen worden war, s was im übri- 

gen ganz den Ankündigungen der Ökencmen nnd Autsritäten des Regimes 
widersprach, wonach der Staat in die Ökonomie nicht Nejazugreifen" 
habe und alles dem freien Spiel des Marktes und der Privatinitia- 

tive zu überlassen sei, 


Von zoch zrößerer "Tragweite ist die augenblickliche Intervention 
der Diktatur bei vier Banker und vier Finsnzierungsgesellschaften, 
wobei die liauptverantwortlichen der betroffenen Imterneimen ( Sahli 
und Tassara ) sogar in Haft genommen wurden. Auslöser der Inter- 
YaRLLM ( eines Staates, der nicht "interveriert" ) war die Yer- 
schuldung der linanzi:rungsgesellschaften, die den Forderungen der 
sıE ubiger nicht Wehr entsprechen konnten. Auf eine Milliarde Dol- 
lar waren diesa unbershlten und unbezahlbaren Schulden angelaufen, 


Un die a der Krankheit zu verhindern, mußte Ge Diktavur 
zar Rettung des Sıysbems eingreifen. Da bekannt ist, daß die großen 
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allen aber die Pir gesells i ven 
„nder verflıclten s utete die tleite 
steish Fleitegefahr für arders Haren und 

je in zbindung staı 


end 


fs engsle 
acht Ungerzeimen 
Llschaften, mit 
sche Staat deckte da: 


der chileni- 
zit, um Gas System zu retten und 
zu vertei 


ences Nibtrauen beim internaticraler Finäanzkut 


Die andere Seite der Medaille 


‚lonäöre ‚Juour- 
ndıng Ü 


herrn Sur] 


Bis hierher haben wir Ur 
: ‚.dmanın, 


3 
allsten ( & Jochen } 


f ar: RE 
r hahen aber Wislang noch nichts UUSgeRAET 


menschlichen urd pnlitischen Folgen des chilenisch 
modsell;. 


_ = 1: J £ oahlienl 

Chile im "Weltspiegel" der AND geliefert = De 
A j "der ‚gelle 2 5 

auf der Grundlage offizisiler Argaben ; 


jalen, 
» Wirtschafts- 


Die Birzeinen scheinen ohne peieuluag. Die E 
urd sterben. la: kinzige, wäs überlebt, sird 
Schließlich sterben auf Ger Welt 500 Mi lionen s ge 
üchl’erlich gibt es in Chile 29 Prozeat ee ee 
wie die Elenaslöhne nichts bedeutet, Für dis u 
nen nur reine Produktionsfsktoren sehen, bedeuten en 
und hohe arbeitslosigkeit in Gegenteil en n. 
die weil die Froduktions seten singen un .n 2 = 
für tb, die ihre Profite auf der Grundlage 06s lunzers 
und s von Millionen steigern. 
ist für diese Leuts bedeutungsles, dab unser Land mit 
'y, Tradition merr als acht Jahre naclı 
Willkür einer terraristischen Diktatur 
sckeint positiv zu sein, Solangz die 
des Velkes niederhalter köun:n, umso bes- 
5 ustausch und 
für die icternationalen Kapitalgeber. Dun« aieden u oe 
deutsche unS andere Unternehmen users Frodukte ( Kupfer, !sle, 
Früchte, ganze Inseln etc. ) hilliget einzavfen. 
Am allerwenisgsten bekümmern die ee ee 
rech Crile wird täglich EEDOESELLTS RE BR e A 
ausgswiesen, werden Mensener verbannt die sich en, 
steller. Ind die Oplasr eind nieht nur Nilglieder der ı = 
der“ ebenst Sozialdemokraten, Liberale und N le 
„llem aber Menschen aus cem Volk, le an u se, 
Jugendlicre <chre Zukunft, Gewerkuchafter. en an ek 
El Mercurio i ihrem L’itsrtikel selbs“ gens t u A a 
suvatjion sogar uoch "sckwierigser" werden. Um en an en SE 
Staatsterrorismus zu geben: Sicherheitsazenten en en 
schen in Santiago umgebracht, Drei von ihnen wurden Daety. le 
Verhaftung in einem Auto eingeschle Me BR Ve a. a: 
gesprengt, Jamit ie Leienen sc verbrannten, va ne er 
fiziert werder konnter. Elerd und politischer Mord sin: as t 
che krot für das chilenische VeoLk, 


Ebenfai! - 
seiner lengen demokratisen 


2usgese 
wärs die Unsufrieder 


Ardererseits gib‘ uns dss Arwachsen der Kämpfe ne 
Hoffnung, daß die Tage des Iridens ubgekürzt Berne: ee 
Kupfer- und Krhlekergbau, in deu hHATan und in EN 1 
Zeigen, daß das Volk unter der Tyrannei ee A 
Zeichen der Seid tät wurden gesetzt; an 
schalten, vou Parteien, vor Tennkratie, De el 2 a 
im enileniscken Volk entwickelt. Nicht nur 3 ee Han 
tes, auch die alten poli'ischen Schemata werden bekänpti. 
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November-Ereignisse 


Im November kam es in Santiago zu drei bewaffneten Zusammen- 
stößen, mit Toten auf Seiten des Widerstands und der Repressions- 
kräfte, Die politische Einschätzung dieser Ereignisse fällt uns 


schwer, 


In unseren Informationen sind wir auf die Berichterstattung durch 
die offiziösen Medien angewiesen; danach hat sich folzeendes zuge- 
tragen: 

Am 6. November wird ein ättentat gegen den Präsidenten des Ober- 
sten Gerichtshofes Börausz durchgeführt, er wird dabei an der 
linken Schulter verletzt. 

Börauez wird auf dem Weg zum Gerichtshof in seinem Auto von einem 
vorbeifahrenden (geraubten) Taxi aus beschossen; der Anschlag er- 
folgt in der Nähe seiner Wohnung in einem Wohnviertel an frühen 
Nachmittag; die vier Attentäter entkomnen. 


Ziel des Anschlag dürfte Börguez deswegen sein, weil er die YWill- 
fährigkeit und Komplizenschaft der chilenischen Justiz gegenüber 
allen Rechtsbrüchen der Diktatur repräsentiert, 


An 10.Novenber morgens gegen 5.30 h kommt es zu einem Zusammen- 
stoß zwischen "Sicherheitskräften" und, laut offizieller Version, 
vier Mitgliedern des NIR. Diese hätten in einen Taxi in der Nähe 
des Hauses des chilenischen Außenministers gewartet; eine zufäl- 
lig vorbeikommende Sicherheitspatrouille sei auf das Taxi auf- 
nerksam geworden und, als sie sich dem Fahrzeug näherte, von dort 
aus beschossen worden. Bei den anschließenden Schußyechsel sei 
das Taxi in Brand geraten und die drei Insassen bis zur Unkennt- 
lichkeit verkohlt. Ein vierter Mann heben dem Taxi sei getötet 
worden und später als Mitglied des MIR identifiziert. In einem 
Stadtplan in seiner Tasche sei dic Residenz des Außenministers 
markiert gewesen, 


Am 98,11. werden vor dem Haus des Brigadegernerals Sinclair drei 
Kriminalpolizisten erschossen, die den General auf seinen Fahr- 
ten begleiten; Sinclair ist Chef des Generalstabs im Präsidial- 
amt. Obwohl das Viertel wenige Minuten später von der Polizei 
abgeriegelt wird und Hubschrauber die Suche nach den Attentätern 
aufnelimen, bleibt die Suche erfolglos. 


Einen Tag später, so der sroßbürgerliche Mercurio, habe das 
Nationale Kommando der Miliz des Volkswiderstands die Verant- 
wortung für den Tou der drei übernommen als "Antwort" auf den 
Tod der vier Milizangehörigen am 10.71, 


Im Zusammenhang mit der bewaffneteu Gruppe im Süden Chiles in 
Nelöume(vgl. LN 97) meldet die christdemokratisch orientierte 
Wochenzeitung HOY inzwischen den od eines achten Kimpfers, 

ein namentlich genannter belgischer Arzt wird als weiteres Mit- 
glied gesucht, ebenso wie eine Frau, von der nur ein Vornane 
angegeben wird. 
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5 Lällt auf, daß seitens der Regierung für alle in Frage kommenden | - en 
ne die Verwendung der Maschinenpistole AXA (UASSR) behaup- Bl des MIR und. der KP Chiles 
tet wird; das mag zutreffen, hat aber zweifellos auch eine propa- Gemeinsane Erklärung der Rerionalkomitses In de 
gandistische Funktion, nämlich die "Kommunistenfurcht" wachzuhal- 8.Region vom Juni 8% 
ben, i Ä u 2 a RER en i 
Weiter fällt uns auf , daß im Zusammenhang mit der bewaffneten me en und Arauco - sind 
Gruppe in Neltume die ersten sieben Toten von der Diktatur sofort Seen en 8 n er los bekannt, 
namentlich Vekanntgegeben wurden; der MIR hat in einer eigenen aneniikech nn a die zahllosen Känpfe 
Erklärung die Gefallenen mib denselben Namen identifiziert, Keine die venschrehäne S Se es Diktatur liefert. Wenn wir 
Seite spricht von Gefangenen(denen man mit Folter die Namen der Re: _ oo ” Kal Sa Organisationsformen Eosndi 
Toten entrissen haben könnte); die Vorstellung, daß ein YWider- En a en een und die im Unter- 
standskämpfer im Untergrund den Äusweis nit echtem Nauen in der nn Er se a Nicht-gewaltsamen - werden 
Tasche hätte, ist natürlich absurd. Alle sind aus dem Exil nei Diktatas = Aa DL. Bonny die den Sturz der 
lich nach Chile zurückgekehrt. Und nur mit Infiltration zu erk Re So & n Diktatur wird von den Massen 
ren wärees, wenn die Information über den belgischen Arzt stimmt, 5 2 „rden durch eine Erhebung des ganzen Volkes, 


als Ergebnis eines müheyollen undheroischen Kampfes 
Sines Volksheeres, dessen Aufbau und Entwicklung zum 
Triumpf und zur Festigung einer demokratischen und re= 


Die Selbsteinschätzung des bewaffneten Kampfes durch die bewaff- volutionären Regierung des Volkes führen werden. Diese 
nete Linke wird deutlich aus dem Schlußwort von Guillermo Rodri- Regierung wird es der Arbeiterklasse und dem Volk er 
guez(siehe KASTEN); zu einer eigenen Einschätzung ın der Recak- j möglichen, zun Aufbau des Sozialismus in Chile voran- 
tion der LN fehlen uns umfassendere Be ee: zuschreiten, 
Wi sagie die Bevölkerung auf diese Aktionen? Stellungnahme | i 2 
a en Cha Tagen, die sich in diesen Tagen hier auf- } = achaenden Übereinstimmungen auf der Ebene der Mas- 
hielten, vermitteln ein widersprüchliches Bild; andererseits sind ’ der gegen die Diktatur gerichteten Agitation 

’ und Propaganda und in der Notwendigkeit, den Gebrauch 


ihr Wahrnehnmungsbereich und ihre Aussagen zu subjektiv, als daß 


sich daraus verallgemeinernde Schlüsse ableiten ließen. Als ein der organisierten Gewalt durch aas Volk z 


u legitimieren, 


Element der Unsicherheit wird dabei zuweilen angekührt, daß in a ur u elen leilunsen beider Parteien dazu 
der Bevölkerung nicht immer klar sei, wer wirklich die Urheber kn Aufgaben im Kampf um politische und ger 
eines solchen Anschlags seien; in meireren Fällen hat sich nach- | a: See e; a an der Front 
trägli heraus aß os sich von rechten Kommandos [ a VETK aften, der Landarbeiter, der Slumbew 
räglich herausgestellt, daß es sich um ee 5 Slumbewohner, 


inszenierte Anschläge gehandelt hat, . = 
Solche Unsicherheit erhält neue Nahrung im Zusammenhang nit den 
Zusammenstoß vom 10. Noverber ( s.“w.). 


Im Hinblick auf den Zusammenstoß am 10.11. gibt es inzwischen 

lit diesen zugegeen vagen Sätzen wollen wir dem wenig über Chile et oı an der offiziellen Version.Informationen,die 
informierten Leser nur folgendes ‚vermitteln: acht Jahre nach dem un ee tionsschluß erreichen, begründen sie, ergeben 
Putsch und nach ebenso langer Repression ist die politische Lage aber noc ein Bild dessen, was sich tatsächlich abgespielt hat, 
in Chile keineswegs so, daß bewaffnete Aktionen sofort auf ein- 

hellige Zustimmung stoßen (ebenso wenig freilich, soweit wir sehen, 
auf spontane Verurteilung). 


| DieNachrichtenagentur des widerstands(Agencia Informativa de la 
Resistencia) erklärt: Die vier Toten gehörten dem Widerstand an. 
Sie planten k e i n Attentat auf den Außenminister. Sie wurden 

vor dem 10.11. festgenommen und gefoltert. Der bewaffnete Zu- 


” ! i ER ni sammenstoß wurde fingiert, um die Leichen der vier b iti 
Sei € "alse jer chilenischen KP, Corvalän, im Sep- $ = ’ i zu beseitigen 
Seit der Generalsekretär der D 3 bzw. um eine"'Erklärung" für den Tod der vier zu liefern, 


80 den bewaffneten Kampf ausdrücklich als Mittel des Wi- ® < r i j 
Besen a nes eclen lee, Kar sich. eine daute neo dazu, was sich aus einem Interview der Wochenzeitung 
liche Annäherung zwischen der KP und dem MIR vollzogen. Sie fin- HoY mit dem Rechtsanwalt Hector Contreras ergibt(nr.228); der An- 


£ .a, ihren Ausdruck in einem gemeinsamen Kommuniau& zweier @ , x z - 
ee re 5 den von Juan Ramön Soto zu klären versucht.Soto ist inzwischen 
sta i 5 N ] 


i ä bi itisch als einer der verkolilten Leichname identifiziert word 
Dieser gemeinsamen Erklärung konnt insofern politische Bedeutung a i iörden. 
zu ls beide Parteien die Pole auf dem Spektrum der chilenischen a a I dem angeblichen Zusammenstoß das Haus 
Linken bezeichne(te!n.Während der ällende-Regierung blieb der MIR | Die a a Ei re Nacht fortblieb, war absolut ungewöhnlich. 
außerhalb der linken Regierungskoalition. Der ideologische Kampf e es Rechtsanwalts an der offiziellen Version stützen 


vor allem zwischen KP und MIR war heftig und dauerte bis lange a en ne in dem sich die drei verbrannten Leichen 
in die Zeit nach dem Putsch; "Revisionismus" bzw. "Abenteurertum" 2 En a a en Institut befanden: ohne Arme, ohne Beine, 
waren die gegenseitigen Verwürfe, Wir zitieren im Auszug: m KopT nur noch die Kiefer, und nur anhand des Gebisses war die 


Identifizierung eines der Toten möglich. 


Für das Fehlen der Leichenteile gibt es keine offizielle Erklä- 
rung. 
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betrat, Restaurants wie "Camino Real", Symbol der Herr- 
schenden, das drivec- in "Las Brujas, Bowling-Genter 
(Rodriguez nennt weiter drei offizielle Einrichtungen). 


Man klagt mich an, an der Besetzung von Radio Portales 
teilgenommen zu haben, und ich gestehe mit Stolz, daß 
der Widerstand meine Stimme und die meiner Genossin 
Arcadia Flores Perez, genzsunb Marcelsa-Vic5oria, nusge- 
wählt hat, um eine Botschaft ans Volk zu verbreiten. 
Marcela-Victoria wurde von dar "Brigade zur Untersuchung 
von Überfäilen" am 16.August 1981 ermordet.Diese Bot- 
schaft wurde mittels einer bewaffneten Aktion am 29. 
kpril 1981 ausgestrahlt angesichts der Tatsache, daß 

es unmöglich ist, sie über die Medien zu verbreiten; 
denn hier in Chile existiert keine Meinungsfreiheit, 
geschweige denn Freiheit der Medien. 

Man klagt mich an, an der Verteilung von Lebersmitieln 
mit den Milizen in der Siedlung "La Victoria" im Jahre 
1980 teilgenommen zu haben; ich gestene, daß es ange- 
sirhts des Hungers uni des Elends der Slumbewohner legi- 
tim ist, die großen Unternehmen zu enteignen und die 
Lebensmittel zu verteilen, der Unternehmen, gie mil dem 
Lebensnotwendigen ihr Geschäft machen. 
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Schlußworte von Guillermo Rodriguez vor dem Kriegsgericht | 


Am 9,.0ktober wurde Guillermo Rodriguez ‚„ Mitzlied des MIR 
(Bewogung revolutionäre LinkeY, als Urheber des Todes 
eines CNI-Agenten von einem Kriegsgericht in Santiago zu 
lebenslanger Haft verurteilt. Daß der Fall nicht nur vor 
ein Militärt ribunal, sonderu eben ein KRIEGSgericht kam, | 
wurde mit einem"Anti-Terror"- Dekret begründet, das dann | 
Anwendung findet, wenn die Opfer Angehörige der Sstreit- 
kräfte oder der Polizei sind(Der Geheimdienstagent wurde 
diesen Gruppen zugsordnet). 
Als wir über den Prozeß berichteten(vgl. IN 97,8.32), war 
das Urteil noch nicht bekannt Allerdings konnteman aufgrund 
des Interviews mit dem Gerichtsvorsitzenden hoffen, daß 
es nicht zu einer Todesstrafe kommen würde, | 
Es gelang Rodriguez, seine Schlußrede aus dem Gefängnis | 
zu schmuggeln; aus dem ca 3 1/2 Seiten langen Text zitie- 
ren wir die folgenden Abschnitte: 


Für den Widerstand ist klar, daß die Diktatur sich nur 

an der Macht erhält, weil sie sich auf die Waffen und die 
Streitkräfte stützt, und deshalb kämpfen wir dafür, eine 
Streitkraft des Volkes aufzubauen, die ellschaftlich, 
politisch und militärisch ist; denn wir wissen, daß wir 

nur dann die Diktatur stürzen "werden, wenn wir ein Wider- 
standsheer aufbauen, das den Streitkräften überlegen ist. 
Deshalb haben wir entschieden, Jie revolutionäre Guerilla 

zu entwickeln, weil sie cs uns erlaubt, an allen Fronten 

zu könpfen, legal und im Untergrund, propagandistisen und 
bewaffnet, denn im revolutionären Krieg, werden wir in klei- 
nen Gefechten unsere eigenen militärischen Kräfte entwickeln, 
auf allen Seiten kömpfend; wir werden in kleinen Einheiten 
kämpfen und daraus viele entwi keln, indem wir das Volk 
einen und es organisieren, damit es heute für seine Rechte 
kämpfe, sich aber gleichzeitig für die Entscheidungsschlach- 
ten befähigt. 

Ich bekenne, ein Miliziconär .und absolut überzeugt zu sein, 
daß nur der Krieg des Volker uns befreien wird. Dem habe 

ich mich während der kurzen Zeit gewidmet, die ich in Chi- 
le frei war.Dabei habe ich die Volksmilizen aufgebaut, die 
nichts anderes sind als G_uppen von Arbeitern, Studenten, 
Landarbeitern, jung und alt, Männer und Frauen, die zu den 
Waffen „reifen, um das Recht auf Widerstand durchzusetzen(...) 


Man klagt mich an, an der Enteignunz von Banken teil- 
genomnen zu haben, und ich gestehe, daß der Widerstand 
diese Aktionen durchführt, um die Nilizen und den gesam- 
ten Kampf mit mehr Kraft durchzuführen.Lch möchte nur 
a den Unterschied verweisen, mit dem die chilenische 
stiz so nachsichtig gegenüber denen verfährt, die 

ar weißen Nandschuhen rauben (Rodriguez verweist auf 
eiae Reihe von Wirischsftsvertrechen). 


Die Hauptanklage und der Anlaß für diesen Kriegszerichts- 
prozeß sind die Hinrichtung eines CNI-Ag2nten durch den 
\iderstand und ein Attentat gegen eine Agentin des 
Geheimdienstes. Unabhängig davon, daß ich, wie mein 
Anwalv ausgeführt hat, nur einen "Befehl an cine Milis- 
gruppe weitergeleitet habe, möchte ich darauf hinwei- 
sen, daß diese Situation eine Folge der Methoden der 
Diktatur ist. Seit 1973 wurden Tausende von Ghilenen 
ermordet, sind verschwunden, wurden hingerichtet, gefol- 
tert und geschändet+ von den Sicherheitsdiensten. (...) 
Der Volkswiderstand het beschlossen, ..Volksjustiz zu 

üben gegen alle, die verantwortlich sind für Foltern, 
Massaker,Morde und Verschlepyung, und das ist der Fall 
von Tapia Barraza und der Majorin Olderock,.(...) 


Denn es ist klar, daß sich in Chile der Volkskrieg in den 
ersten Phasen entwickelt, obwohl die offizielle Propaganda 
Chile als eine "Oase der Ordnung, des Friedens und der 
Ruhe darstellt; mehr als 150 bewaffnete Aktionen der Mi- 
lizen in Santiago und dem ganzen Land in Jahre 1980, das 
zeigen die Überfälle auf Kasernen in Santiago und die 
heroische Guerilla in Neltume, Keim des Widerstandsheere£...) bewege. 


DER DIKTATUR 


SELBSTVERSTÄNDNIS 


In diesem Land bewegt: sich kein Blatt, wenn ich os nicht 


Man klagt mich der Brandsabotage in mehr als 30 Fällen an, 
und ich gestehe, daß diese Aktionen von Volkswiderstand 
durchgeführt wurden in der Kampagne "Wenn es keine Wohnungen 
für die Armen gibt, wird es auch keine Wohnungen und Ver- 
gnügungszentren für die Reichen geben".In dieser Kampagne 
beilte ich die Bewunderung des Volkes für die kühnen Mili- 
zen, die Orte in Asche legten, die niemals ein Arbeiter 


No se mueve ninguna hoja de este pais si yo no la estoy 


moviendo, 


Pinochet, ziiLert nach HOY, 220,8.7 
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URUGUAY 


Interview mit Mario Santos 


Anfang Dezember hatten die LATEINAMERIKA NACHRICHTEN Gelegenheit, 
ein Interview mit dem Vorsitzenden der Gewerkschaft der Rundfunkjour- 
nalisten Uruguays, Mario Santos, zu führen: 


LN: Vor einem Jahr haben wir uns alle über die überraschende Abstimmungsniederlage 
der Diktatur bei ihrem betrügerischen "Plebiszit" gefreut.(Vgl. LN 88) Was hat 
sich seither in Uruguay geändert? 


M.S.: Wir können die politische Situation in Uruguay in zwei Phasen einteilen: vor 

dem Plebiszit und nach dem Plebiszit. Dieses Plebiszit hat nicht nur eine 
Niederlage für die Diktatur bedeutet, sondern auch den Beweis erbracht, daß die 
demokratischen Traditionen in Uruguay noch sehr stark sind, daß das Volk seine 
Freiheit verlangt. Tatsächlich hat das Volk bei jenem Plebiszit gesagt: Schluß mit 
dieser Diktatur! Und nach dem Plebiszit wurden die Militärs in Uruguay gezwun- 
gen, in einigen Punkten nachzugeben. Es sind seither z.B. wieder einige Presseor- 
gane in Uruguay erschienen, die unterschiedliche politische Meinungen zum Ausdruck 
bringen. Außerdem können sich wenigstens einige wenige Politiker, deren Tätigkeit 
vorher verboten war, wieder legal betätigen, 


LN: Welche Parteien können sich überhaupt legal in Uruguay betätigen? 


M.S,: Im Homent nur drei: die Nationale Partei, die Colorado-Partei und eine klei- 
ne christliche Partei, eine ehemalige Fraktion der Christlich-Demokrati- 
schen Partei. Aber alle anderen Parteien,die Sozialistische Partei, die Kommu- 
nistische Partei und auch andere bleiben verboten, Und es gibt sogar einige Poli- 
tiker der Colorado-Partei und der Nationalen Partei, denen die politische Betäti- 
gung verboten ist. Trotz alledem ist nach dem Plebiszit eine neue politische Situa- 
tion entstanden. Das spiegelt sich z.B. in der Mobilisierung der Arbeiter wider; 

es gibt in diesem Bereich eine große Unruhe, denn die Arbeiter und auch die Mit- 
telschichten haben einen großen Teil ihres Reallohnes verloren in der Zeit der Dik- 
tatur. Und sie verlangen eine Verbesserung ihrer Situation - Die Ukonomische Situa- 
tion hat sich verschlechtert.Am 1. September ist eine neue Regierung gebildet wor- 
den, natürlich immer noch im Rahmen der Diktatur: Präsident wurde der General 
Gregorio Alvarez; er wurde von den Militärs ausgewählt, das Volk und die politi- 
schen Parteien haben nichts damit zu tun - und sie wollen auch nichts damit zu 

tun haben. (Vgl. LN 96) Aber der politische Prozeß ist trotzdem voller Widersprü- 
che. Gleichzeitig gibt es nämlich einen gewissen Kontakt,zwischen der Regierung 

und den politischen Parteien, die nicht verboten sind. Trotzdem existiert die Re- 
pression immer noch. Neulich erst sind etwa 150 Leute festgenommen worden und ver- 
schwunden. Wir haben Gründe für die Annahme, daß diese Menschen in den Kasernen 
gefoltert werden. 


Das sind die Umstände, unter denen wir den ersten Jahrestag des "Plebiszits" am 
30. November begehen.Einige Tage später haben wir übrigens einen weiteren Anlaß 
zur Mobilisierung für das ganze Volk: das ist der Geburtstag von General Liber 
Seregni. General Seregni ist Vorsitzender unserer nationalen Oppositionsfront. 
der Frente Amplio. Er bedeutet uns - und wenn ich "uns"sage , meine ich alle 
demokratischen Kräfte - sehr viel, er ist schon über fünf Jahre ohne legalen 
Prozeß inhaftiert, und unser Volk verlangt seine Freiheit. 


LN: Gibt es konkrete Vorwürfe gegen ihn, oder ist er nur deshalb inhaftiert, weil 
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M.S.:Es gibt keinen realen Grund, der seine 
Inhaftierung rechtfertigen würde. Juri- 
sten und internationale Persönlichkeiten von 
Rang haben die Willkürlichkeit seines Falles 
schon mehrfach bekundet. Es handelt sich um 
nichts anderes als um eine Art politischer 
Rache gegen General Seregni und gegen die 
demokratischen Kräfte Uruguays, Seregni un- 
liegt der Hilitäroerichtsbarkeit, ohne Ver- 
teidiger, aber trotzdem ist es den Militärs 
bisher noch nicht gelungen, eine endgültige 
Verurteilung gegen ihn auszusprechen. 


LN: Gehört General Seregni - außer der Tat- 
sache, daß er der Vorsitzende des Frente 
Amplio ist - einer der bestehenden politi- 
schen Organisationen an? 


M.S.: General Seregni gehört zu keiner poli- 
tischen Partei. Fr ist eine Persönlichkeit 
mit einem sehr großen Prestige im Land. 

Alle demokratischen Kräfte - also z.B. die 
Christlich-Demokratische Partei, die Sozia- 
listen und die Kommunisten - haben ihn als 
ihren gemeinsamen Kandidaten ausgewählt. 

Bei den letzten freien allgemeinen Wahlen 

in Uruguay 1971hat er mehr als 20% der Stim- 
men bekommen.Das Parlament ist bei uns seit 
1973 suspendiert. Die Diktatur hat sich ein 
sogenanntes parlamentarisches Organ geschaffen, den "Staatsrat". Aber diese Leute 
repräsentieren absolut niemanden - und sie erkennen es sogar selbst an! 


| General LIBER SEREGNI 


Internationale Persönlichkeiten der verschiedensten politischen Strömungen ver- 
langen auch die Freiheit für General Seregni, z.B. der verstorbene Präsident von 
Ecuador, Jaime Roldös, der Präsident von Panama, die Konferenz demokratischer 
Parteien in Lateinamerika, in der 42 Parteien zusanmengeschlossen sind, haben es 
ebenso verlangt wie die Sozialistische Internationale und deren Vorsitzender 
Willy Brandt.Hier in Europa gibt es eine breite Übereinstimmung in dieser Hin- 
sicht zwischen den sozialistischen Parteien, christdemokratischen, liberalen und 
kommunistischen Parteien. Wir können nur nachdrücklich betonen,daß General Seregni 
heutzutage der wichtigste politische Gefangene Lateinamerikas ist. Das zieht eine 
große und wichtige Solidarität an. 


LN:Kann sich die Diktatur das eigentlich leisten: angesichts eines so starken po- 
Titischen.Drucks von außen den General Seregni weiterhin in Haft zu halten? Ist 
Ist sie nicht z.B. ökonomisch zu stark abhängig von Europa? 


M.S.: Die Diktatur ist, das muß man sagen, sehr abhängig von der internationalen 

ükonomie, besonders von der der USA, Sie sind übrigens auch Anhänger der 
sog. Chikagoer Schule, wie Chile und andere Länder in Lateinamerika auch.Politisch 
muß man sich fragen, ob es ein gutes Geschäft für die Diktatur ist, den General 
Seregni in Haft zu halten. Aber es gibt auch andere Faktoren; z.B. können die fa- 
schistischen Offiziere nicht vergessen und es ihm auch nicht verzeihen, daß er als 
General an der Seite des Volkes war. In diesem Fall sind Haß und Rache auch 
Kräfte, die eine Rolle spielen. Wir sind jedoch sicher, daß die internationale 
Solidarität eine noch stärkere Rolle spielt. 


LN: Gibt es irgendein Anzeichen, daß die Reagan-Administrationin dem Fall - so oder 
so - etwas unternommen hat? 


M.S.: Ich glaube, daß die jetzige US-Administration deutlich gesagt hat,daß sie 

, ‚einen ganz anderen Standpunkt zur Frage der Menschenrechte hat, wie die 
Administration vorher.Seit dem Moment, wo Reagan in Washington die Macht lbernom- 
men hat, hat die Diktatur in Uruguay wieder neue Waffen bekommen, finanzielle 
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i ü -a inigen internationalen 
ü nd politische Unterstützung - auch von @ i ion h 

een Bis heute ist es uns absolut unbekannt, daß ee 
a unternommen hätte zugunsten der Freiheit oder zugunsten des Re g 
wo in Lateinamerika. BR 
LN: Zwei Fragen zum Schluß: wieviele Uruguayer ns en ne 
= je könnte die Kampagne zur Freilassung von venera 
was ir mit diesem Interview mach, nämlich zu informieren - von uns am besten 
unterstützt werden? 


M.S.: Zur ersten Frage: ich würde sagen, &S ist ein bißchen ERNIeN > a 
——" den politischen und den ökonomischen en N TEEN 
Aber wir können bestätigen, daß im Moment etwa Be 
i ht vergessen, daß unse 2 
außerhalb des Landes leben. Dabei darf man nic auch isibek 
ö ng nicht einmal drei Millionen beträgt. Das ha Ü 
a daß die internationale Solidarität sehr stark sein konnte. 


Zur zweiten Frage: das ist eine sehr a Er U 
i i i i na 
harten Diktatur fragen sich viele oft, ob die inter en De 
ir kö i tschieden sagen: die interna A 
haupt WIrkung hat. Wir können hier ganz en N aas ke 
Solidarität wirkt in vielfacher Hinsicht , z.B. kon ec oliti- 
i litischen Gefangenen ermordet wurden. Sie hat a c A 1 
ee freibekommen. Davon gibt 2 a ae 
schiedenen europäischen Ländern. ES ist der internatio re 
i j j her nicht als demokratisch vo 
lungen, daß sich das Regime in Uruguay bis . auf 
i tionalen üffentlichkeit präsentieren konnte.Kir ve 
ee lar tät und hoffen, mit ihrer Hilfe bald wieder unseren Freund, den 
General Seregni umarmen zu können. 
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ECUADOR 
Neues VW-Werk 


"WO MAN VOLKSWAGEN BAUT, GEHT ES DEN MENSCHEN BESSER" 
(Aus der VW-Werbung Nr.7 "Pro Dritte Welt") 


"VW will in Ecuador Autos montieren", Mit dieser Zeile betitelte die Süddeutsche 
Zeitung am 21.November einen kurzen Bericht über die beabsichtigte Montage von 
jährlich 3000 Passat in der Andenstadt Riobamba. Wenige Tage vorher hatte die 
ecuatorianische Regierung durch ihren Industrieminister einen entsprechenden Ver- 
trag mit der Volkswagen AG in Quito unterzeichnet. Nach Brasilien, Mexico und 
Argentinien wird Ecuador nun das 4. lateinamerikanische Land, in dem der deutsche 
Auto-Multi seine geschäftlichen Aktivitäten entfaltet. 


Liest man die Pressemitteilung des Volkswagen-Konzerns vollständig, ergibt sich 

das folgende Bild: 
Bereits am 18.Dezember 1978 war ein grundlegender Vertrag mit der ecuatori- 
anischen Regierung über die alleinige Lizenz für VW abgeschlossen worden. 
Inzwischen ist die Fabrik in Riobamba fertiggestellt. Ab Mitte 1982 sollen 
dort mit 300 Mitarbeitern aus brasilianischen YW-Komponenten jährlich rund 
3000 Fahrzeuge des Typs Passat gebaut werden. Eigentümer der Montagefabrik 
ist die bereits im Sonmer 1979 gegründete Gesellschaft "Ecualenana de Auto- 
motores S.A." mit Sitz in Quito, Anteileigner der Gesellschaft sind die VW- 
AG mit 26%, die bundeseigene Deutsche Gesellschaft für wirtschaftliche Zu- 
sanmenarbeit (DEG) mit 25%, die Firma Cordinauto mit 25%, Cofiec Ecuador mit 
10% und private ecuatorianische Anleger mit zusamen 14%. Die Firma Ecuale- 
mana wird mit einem Anfangskapital von 4,8 Millionen US-Dollar ausgestattet. 


Bei angenommenen 200 Produktionstagen im Jahr wird die Fabrik in Riobamba täglich 
ca, 15 Fahrzeuge montieren. Vergleicht man diese Zahl mit den ca. 1200 täglich 
produzierten Fahrzeugen des brasilianischen Werks (vor der momentanen Krise waren 
es noch 2200) oder gar mit den ca. 9000 Fahrzeugen des Wolfsburger Werks, wird 
die geringe aktuelle Bedeutung des ecuatorianischen Projekts für den Multi VW 
deutlich. Tatsächlich zögerte VW auch Monate, den konkreten Produktionsvertrag 
mit der ecuatorianischen Regierung zu unterzeichnen. 


Die Gründe, die den VW-Konzern nach langem Zögern doch noch zur Unterschrift be- 
wegten, sind leicht zu finden: 


1. Die finanziellen Risiken von VW sind äußerst gering. Sein Anteil am An- 
fangskapital der Gesellschaft Ecualemana Tiegt bei nur 1,2 Mio. $ (das sind 
z.B. bloß 3% des für 1980 ausgewiesenen Gewinns der mexikanischen VW-Toch- 
ter!). Zusammen mit der bundeseigenen DEG, die sich selbst beschreibt als 
ein "Instrument moderner Unternehmenspolitik, um die Marktposition der Mut- 
tergesellschaft in der BRD zu festigen", liegt der deutsche Kapitalanteil 
an der Gesellschaft bei 51%, was eine den VW-Konzerninteressen willfährige 
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Unternehmenspolitik der Gesellschaft in Zukunft sicherstellen sollte. Zuden 
sind die Fabrikgebäude und die notwendige Infrastruktur bereits auf Kosten 
der ecuatorianischen Regierung fertiggestellt. 

2. Ecuador ist Mitglied des Andenpaktes, der im September 1977 ein Programm für 
den Aufbau einer eigenen Fahrzeugindustrie beschlossen hat. Demnach sollen 
die einzelnen Mitgliedsländer arbeitsteilig Fabrikationsstätten für Fahr- 
zeuge unterschiedlichen Hubraums aufbauen. Ecuador erhielt die Kategorie A 2 
für Fahrzeuge mit einem Hubraum von 1050 bis 1500 cm?. Mit dem Vertrag von 
1978 hat sich also VW das alleinige Recht bzw. das Monopol für die Produk- 
tion von Fahrzeugen dieser Hubraum-Klasse für den gesamten Andenpakt gesi- 
chert. Der VY»-Konzern geht selbst davon aus, das mittelfristig 90% der Pro- 
duktion außerhalb Ecuadors abgesetzt werden wird. 

3. Die Lieferung brasilianischer YW-Konponenten an das ecuatorianische Montage- 
werk ist eine willkommene, wenn auch geringe Hilfe für das in Schwierigkei- 
ten geratene VW-Werk in Brasilien. VW do Brasil, bereits 1953 als Tochter- 
unternehmen des Wolfsburger Konzerns gegründet und in wenigen Jahren zum 
größten privatwirtschaftlichen Unternehmen in Lateinamerika aufgestiegen, 
sieht sich seit 1980 einer wachsenden Absatzkrise gegenüber. Trotz Drosse- 
lung der täglichen Produktion von 2200 auf 1200 Fahrzeuge und der Entlassung 
von 8000 der 46000 Beschäftigten, hat sich rund um das Hauptwerk Sao Ber- 
nardo ein Wagenberg von ca. 50000 unverkauften Autos angestaut. 


Das Zögern des VW-Konzerns erklärt sich aus Unsicherheiten, die den Integrations- 
Prozeß des Ändenpaktes betreffen, In den letzten 2 Jahren wurde nämlich immer 
deutlicher, daß die geplante wirtschaftliche Integration des Andenpaktes kaum 
Fortschritte machte, und daß die beschlossene Arbeitsteilung inner wieder - be- 
stimmt vom nationalen Eigeninteresse der Mitgliedsländer - ignoriert wurde. So 
wird z.B. in Kolumbien ein Wagen mit einem Hubraum gebaut, der nach dem Programm 
des Andenpaktes für die arbeitsteilige Fahrzeugproduktion ausschließlich in Ecua- 
dor produziert werden sollte. Ob die VW-Produktion in Ecuador tatsächlich die Mo- 
nopolstellung für den gesamten Andenpakt mit sich bringt, bleibt also unsicher. 


Für VW bedeutet das begrenzte Engagement ohne Risiko in Ecuador demnach nur eine 
Absicherung des Monopols für den unwahrscheinlichen Fall, daß die wirtschaftliche 
Integration der Andenpakt-Staaten doch noch Gestalt annehnen sollte 


Die Konsequenzen für Ecuador selbst sind da schon gravierender. Riobamba, eine 
Stadt mit 180000 Einwohner, ist das Zentrum der Anden-Provinz Chimborazo. Die Pro- 
vinz Chimborazo zählt zu den rückständigsten Teilen des Landes. Dies vor allem 
deshalb, weil die Beziehungen zwischen den Bewohnern der Umlandes und dem Zentrum 
Riobamba auch heute noch unverändert dem kolonialen Muster folgen. Ganz deutlich 
wird das an den Markttagen, wenn die Indios vom Umland nach Riobanıba kommen, um 
die Produkte ihrer kargen Landwirtschaft zu verkaufen. Schon am Rande der Stadt 
werden sie von Mestizen-Intermediarios, Zwischenhändlern, abgefangen, die ihnen 

- häufig unter Drohungen - die Produkte zu niedrigen Preisen abkaufen, um sie dann 
mit einem deutlichen Aufschlag auf dem Markt weiterzuverkaufen, Außerhalb Ecua- 
dors ist Riobamba vor allem durch seinen Bischof Proano bekannt geworden, der sich 
seit Jahren hartnäckig für die Verbesserung der Lebenssituation der Indio-Campesi- 
nos einsetzt. 


"Ich weiß, daß man sich auf die Deutschen verlassen kann.Sie werden der gesamten 
Region ein neues Gesicht geben", ließ der Bürgermeister von Riobamba im Juni 1980 
den Berliner Tagesspiegel wissen. An diesem Optimismus darf man in jedem Fall be- 
rechtigten Zweifel hegen. Und das allemal, wenn es um mögliche Vorteile_für die 
zukünftigen VYW-Beschäftigten geht. Kardinal Arns , der Erzbischof von Sao Paulo , 
beschrieb Ende des letzten Jahres die Erfahrungen der brasilianischen VYW-Arbeiter 
so:'"Heute haben die Deutschen keinen guten Namen mehr ..., besonders, weil die 
deutschen Firmen in den letzten Streiks und auch schon früher viel leichter zur 
Polizei als zum Dialog übergegangen sind." 
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Eine vertrauliche Studie, die letztes Jahr in NAuito‘ bekannt 
iche > letz wurde, geht davon aus 
daß der ausländsche Geschäftsführer der gemischten Gesellschaft Fcualemana jährlich 
N 000 $ verdienen wird, und daß der erste Ecuadorianer in der Hierarchie, ein 
teilungsleiter, 12 799 $ Jährlich erhalten soll. Demgegenüber wird das Jahres- 
ur eines Arbeiters bei 2 240 $, das eines Lehrlings bei 920 $ liegen. Das 
Ee eines Arbeiters wird denmach ziemlich genau dem gesetzlichen Mindestlohn von 
en Mn diesem beredten Beispiel kann man schließen ‚ ver die 
ereinkunft sein werden", bemerkt daz i jani % 
mentator sarkastisch (EI Universo, 14.2.80). N 


Vollends ins Zwielicht geriet das ganze Unterneh i iani 
e j E men in ecuatorianischen Augen 
ln ek al wurde, daß der in Ecuador produzierte Passat 9 023 $ 
‚ während der importierte Passat Anfang 1980 ei j ic - 
abgabe und sonstiger Kosten 4 739 $ kostete, : SEELEN 


urch solche Enthüllungen arg in die En i idi 
ch ge getrieben, verteidigte der damali Vize- 
Ma pent Osvaldo Hurtado (nach dem Unfalltod seines Vorgängers Jaime Roldos m 
en I Präsident des Landes) den Vertrag mit VW mit dem 
r P 1e Ubernommenen Verpflichtun i 
eine eh p gen im Rahmen des Andenpakts zur Durch- 


Nach allem findet man heute noch kaum einen Ecuadori i 

a alle N c orianer, der den Optimismus de 

es Eh teilen möchte. Bisher ist nur eines Siehe auch De 
scheitern sollte, YM wird i inzi ili 

ee wird das Scheitern als einziger Beteiligter ohne 


DEUTSCHER UNTERNEHMER HEBT POSITIVE RESULTATE DES WIRTSCHAFTSMODELLS HERVOR 


Der Präsident des Automobilunternehmens VOLKSWAGEN Brasilien, Wolfgang Sauer, 
stellte gestern fest:"Die chilenische Wirtschaft ist ein Beispiel für La- 
teinamerika und wir alle beobachten die Resultate." 


Der Unternehmensmanager, der für 24 Stunden das Land besuchte, um gestern 
Nachmittag den Messestand seines Unternehmens auf der FISA zu eröffnen, 

hatte eine Unterredung mit dem Präsidenten der Republik (Pinochet, Ann. d.Ü.) 
im Regierungspalast La Moneda, wobei er von einer Gruppe von Managern der 
einheimischen Firma begleitet wurde. 


Sauer sagte, daß es für ihn "eine große Ehre war, mit dem Präsidenten der 
Republik Chile zu Sprechen, und besonders ihm zu dem wirtschaftlichen wie 
auch sozialen Erfolg Chiles zu beglückwünschen. " 


Dabei unterstrich der Manager, daß sein Unternehmen zur Zeit die Mögl ich- 
keit untersucht, seine Präsenz in Chile auszuweiten, insbesondere hinsichtlich 
der technischen Beratung und der Garantie, daß seine Kunden das bekommen 
was sie suchen, £ 


Schließlich übergab er am Nachmittag der Gattin des Präsidenten für die 
Arbeit der CEMA ein Kraftfahrzeug und kehrte heute nach Brasilien zurück. 


(aus: E] Mercurio, Santiago de Chile, 30.10.1971) 
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COSTA RICA 


Costa Rica—Quo Vadis? 


Wir berichteten in den Lateinamerika Nachrichten 93 über Ursachen 


und Wirkungen der Wirtschaftskrise in Costa Rica und den daraus re- 
sultierenden Konflikten. In den letzten fünf Monaten hat sich die 
krisenhafte Entwicklung erheblich beschleunigt und verschärft. Der 
folgende Bericht will versuchen,diese Entwicklung nachzuzeichnen 

und zu analysieren und eine Einschätzung der möglichen mittelfristi- 


ger: Weiterentwicklung zu geben. 


»La Crisis« 

Es vergeht kaum ein Tag, an dem nicht in einer der maßgeblichen Zei- 
tungen Costa Ricas dieser Begriff auftaucht, (schein)analysiert 

oder spekulativ verwendet wird. 


Das 1948 etablierte politische, wirtschaftliche und soziale System 
ist heute - nach 30 Jahren - an seine Grenzen gestoßen. Die Krise, 
welche damals den Bürgerkrieg auslöste, wurde nicht gelöst und mani- 
festiert sich seit Ende der 70er Jahre in einer Zuspitzung der Klas- 
senauseinandersetzungen. 


In den letzten 30 Jahren erfuhr das Länd ein rasches industrielles 
Wachstum, das auf der Entwicklung neuer produktiver Sektoren und 

auf eine Modernisierung der traditionellen Produktion zurückzufüh- 
ren ist. Diese industrielle Entwicklung wurde besonders durch die 
zentralamerikanische Wirtschaftsintegration gefördert. Hinzu kam 

die Einführung neuer Agrarprodukte wie Milch, Fleisch und Zucker. 
Man schuf neue Staatsfunktionen wie z.B. die Produktion von Elektri- 
zität, den Ausbau von Straßen und des Gesundheitssystems. 


Pamllel dazu erhöhte sich in den traditionellen Sektoren wie Kaffee- 
und Bananenanbau durch eine zunehmende Verwissenschaftlichung der 
Anbaumethoden die Arbeitsproduktivität um ein Vielfaches. Was 

sind nun die Gründe dafür, daß dieses Modell nicht mehr funktionie- 
ren soll? 


Die industrielle Produktion ist auf Importe, vor allem Maschinen, 
Ausrüstungsgegenstände und Erdöl angewiesen. Der Auslandsmarkt für 
die industrielle Produktion ist aber stark eingeschränkt, so daß 
die Exporte dieses Sektors bei weitem nicht die Importe decken. 


Die nationale Währung erlebte in diesem Jahr eine Abwertung um 130%, 
die Inflationsrate beträgt gegenwärtig ca. 40% 


Die Arbeitslosigkeit wird Ende 1981 bei 16% liegen, d.h. bei einer 
wirtschaftlich aktiven Bevölkerung von 750 000 werden 57 000 arbeits- 
los'sein;die Zahl der Unterbeschäftigten liegt nach offiziellen Anga- 
ben bei 200 000. 


Seit Juli dieses Jahres läßt sich die Regierung von den New Yorker 
Investmentbanken Lehman Brothers und Kuhn Loeb beraten,.um Ordnung 
in das Chaos zu bringen, 
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Um mit der wachsenden Verschuldung fertig zu werden, hat die 
Regierung eine starke Drosselung der Importe verfügt. Entsprechend 
den Rezepten des Internationalen Währungsfonds nahm sie drastische 
Ausgabenkürzungen im öffentlichen Sektor vor .und. strich die Sub- 
ventionen für Grundnahrungsmittel (vgl. zum IWF in Costa Rica LN 93), 
Diese Maßnahmen stoßen auf wachsenden Widerstand einer sich gegen 
diese Politik formierende Bewegung. 


Die innenpolitische Situation 


Der Plan, aus dem sehr heterogenen Bündnis derjetzigen Regierungs- 
koalition eine permanente Partei des bürgerlichen Lagers zu schmie- 
den, scheiterte kurz vor den im Tebruar anstehenden Wahlen infolge 
der wachsenden Kritik an der eigenwilligen Politik des jetzigen 
Präsidenten Carazo.Die Regierungskoalition ist gespalten und auf- 
gerieben, dem oppositionellen Bündnis UNIDAD mit dem Kandidaten 
Rafael Calderön werden keinerlei Siegeschancen eingeräumt. 


Die wirtschaftlich mächtigen Kreise sehen sich gezwungen, nach neuen 
Verbündeten zu suchen, um die Wirtschaftspolitik des Landes auf 
den gewünschten neoliberalen Kurs festzulegen. 


Dieser Verbündete wird in zunehmendem Maße in der. fälschlicherweise 
als sozialdemokratisch bezeichneten Partido de Liberaciön Nacional 
(PLN) gesehen, 


Dies zeigte sich beispielsweise schon im Januar dieses Jahres, als 

der Veteran und maßgebliche Gründer der PLN, Jos& Figueres, die Bil- 
dung einer Notstandsregierung zur Lösung der Krise vorschlug. Damit 
artikulierte er vor allem die Interessen des Unternehmerflügels der 
Partei, stieß aber auch auf Opposition vor allem aus den Kreisen der 
Jugendorganisation seiner Partei und der Gewerkschaften. Die ultra- 
rechten Kreise scharen sich um den Ex-Präsidenten Mario Echandi, wo- 
bei es Bestrebungen gibt, sich auf einen Kandidaten von rechts (Echan- 
di oder Calderön) zu einigen, um sich die als sehr gering einge- 
schätzten Wahlchancen zu erhalten. 


Wichtigster Verbündeter dieser Kreise ist die auflagenstärkste Zei- 
tung des Landes, "La Naciön", deren Redakteure sich in antikommuni- 
stischer Hetze. gegen Gewerkschaften, Nicaragua oder Kuba, täglich zu 
überbieten versuchen, 


Ob die Wahlen im Februar stattfinden werden, oder ob es der quer 
durch alle bürgerlichen Parteien gehenden Formierung der Rechten ge- 
lingt, über einen "kalten Staatsstreich" die Macht zu übernehmen, 
ist eine in zunehmendem Maße diskutierte Frage der gegenwärtigen 
politischen Diskussionen. Dabei sieht es im Moment so aus, daß man 
zunächst den Sicheren Wahlsieg des PLN-Kandidaten Luis Alberto Mon- 
ge abwartet, da man sich über den Ausgang eines Staatsstreichs egal 
welcher Art nicht 100% sicher ist, 


Monge machte schon vorab erhebliche Zugeständnisse an das ausländi- 
sche Kapital und ist auch bereit, eine vom IWF diktierte und als not- 
wendig angesehene Austeritätspolitik durchzuführen. 


Beispielsweise zeichnen sich Äußerungen Monges, verschleiert durch 
den Slogan "Zurück zur Erde" dadurch aus, daß er den im Lande ope- 
rierenden multinationalen Konzernen’ während eines USA-Aufenthaltes 

im Sommer dieses Jahres erhebliche Vergünstigungen in Aussicht stell- 
te. Dahinter steht der Plan, über die Steigerung der traditionellen 
ÄAgrarexporte der Krise begegnen. 
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Angesichts der Tatsache, daß man in San Jos& in diesem Sommer kaum 
Zucker kaufen konnte und man jetzt eine Schiffsladung Zucker aus 

den USA geordert hat, obwohl Zucker in Mengen produziert wird, ange- 
sichts der Tatsache, daß es dem Land an Grundnahrungsmitteln wie 
Bohnen mangelt, obwohl das Land sich hervorragend zum Anbau von 
Bohnen eignet; angesichts einer seit Jahren zunehmenden Landkonzen- 
tration zugunsten einiger Viehzüchter die Fleisch für McDonalds 
produzieren; angesichts der zunehmenden Verarmung auf dem Lande, 
zeigt sich die Verlogenheit des "Zurück zur Erde", wenn man die 
Vorstellungen und Plän? der PLN genauer unter die Lupe nimmiü. 


Sozialdemokratische Elemente wie sie theoretisch formuliert werden, 
finden sich bei näherem Hinsehen in der Praxis der PLN kaum. Deut- 
licher wird dieses vielleicht angesichts der Überlegungen der PLN 
aus der Sozialistischen Internationale wegen ihrer querrillafreund- 
lichen Mittelamerikapolitik auszutreten. 


Was die Perspektiven für die weitere innenpolitische Entwicklung 
um so düsterer erscheinen läßt, ist die momentans aber auch tradi- 
tionelle Schwäche der Linken. 


Ein Hoffnungsschimmer zeichnet sich durch ein Abkommen der beiden 
größten Gewerkschaftsverbände, der kommunistisch orientierten CUT 


(Confederaciön Unitaria de los Trabajadores - Einheitsverhband der 
Arbeiter) und der PLN-nahen FDT (Frente Democrätico de los Trabaja- 
dores — Demokratische Arbeiterfront) gegen die Verschlechterung der 


Lebensbedingungen und gegen den IWF ab. Dies ‚t deshalb bedeutsam, 
weil es erstmals Anzeichen dafür gibt, daß beide Verbände angesichts 
der gesellschaftlichen Realität bereit zu sein scheinen, ihre bis- 
her unversöhnlichen ideologischen Positionen aufzugeben, (La Liber- 
tad, San Jos&, 9.-15.10.81) 


Destabilisierung von innen und außen 


Nach zwei Bombenanschlägen im Frühjahr dieses Jahres gegen die hon- 
duranische Botschaft und gegen US-Botschaftsangehörige, nach einer 
Schießerei zwischen mutmaßlichen "Terroristen" und Polizei (bei 

der ein Taxifahrer und drei Polizisten getötet wurden), nach der 
kaltblütigen Ermordung der wahrscheinlich an dieser Schießerei be- 
teiligten jungen Frau in ihrer Zelle bekam die Rechte starken Auf- 
trieb. Diese "neue Qualität" der innenpolitischen Auseinandersetzun- 
gen löste hektische Reaktionen in allen Parteien aus. Der Kandidat 
der PLN (Partei der nationalen Befrekung) schlug die Aufstellung 
einer speziellen Anti-Guerrilla-Truppe und eine Revision des 
Gerichtswesens vor.Fsrner dienten die Anschläge als willkommener 
Vorwand zur Ausweisung von 25 Ausländern, überwiegend Linke aus El 


.Salvador und Nicaragua. 


Die eiserne Lady Ronald Reagans, UNO-Botschafterin Jeanne Kirk- 
patrick - redete dann am 11. August in Lima Klartext, indem sie 
"die Destabilisierung” Costa Ricas als "selır fortgeschritten’! be- 
zeichnete und US-amerikanische Waffenlieferungen und die Entsen- 
dung von Militärberatern vorschlug. (El Dia, 12.8.2981) 


Nach heftigen Protesten der Regierung Costa Ricas gegen diese Art 
der Einmischung in die inneren Angelegenheiten, sah der örtliche 
US-Botschafter Francis McNeal sich gezwungen, die Äußerungen von 
Kirkpatrick zu entschärfen, indem er von "Mißinterpretationen" und 
Mißverständnissen sprach. (Ei Dia 25.8.1981) 
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Eine kritische Situation, die weiter am "demokartischen System" 
rüttelte, ergab sich am 29. Oktober durch eine dreiste Flugseug- 
entführung. Auf einem Inlandflug von der Kleinstadt Quepos an der 
Pazifikküste nach San Jos& brachten 6 schwerbewaffnete Ex-Somozisten 
die kleine Maschine in ihre Gewalt und nahmen die 19 Passagiere 

und die drei Besatzungsmitglieder als Geiseln, Die Forderung der 
Entführer lautete: Freilassung von sieben wegen eines Überfalls 

auf den linken Sender Radio Noticias del Continente inhaftierte 
Gesinnungsgenossen und Flug in ein Land ihrer Wahl. Die Regierung 
fügte sich den Forderungen, die Geiseln wurden im Austausch gegen 
die Gefangenen freigelassen, die Maschine wurde weiter nach El Sar- 
vador entführt. Dort landete man in der Nähe von San Miquel. Das 
seither laufende Auslieferungsverfahren hat keinerlei Aussicht auf 
Erfolg. 

Die sonst belebten Straßen der Hauptstadt waren in den ca. 30 Stun- 
den der Entführung wie leergefegt, es kam zu Hamsterkäufen, Präsi- 
dent Carazo bewegte sich nur unter starkem Polizeischutz, was einige 
Hinweise auf die tiefsitzenden Ängste und Verunsicherung 'giht. 


Die Entführung warf auch ein Licht auf die fast unbeschränkten Ma- 
chenschaften von Ex-Sorofsten, Exilkubanern und Exiliranern in 
Costa Rica. Die sind wesentlich an den umfangreichen Dollarspekula- 
tionsgeschäften beteiligt sind. 


Wie eine Bombe schlugen dann die Enthüllungen des deutschen Journa- 
listen Günter Neuberger ein, der auf den Umgang mit dem CIA spezia- 
lisiert ist. Er legte eine Liste von 36 CIA-Agenten vor, die unter 
dem Deckmantel des Diplomatenstatus von der US-Botschaft in San 
Jos& aus onerieren; sie sind Mitglieder einer auf 200 Agenten ge- 
schätzten Truppe, die mit subversiven Mitteln jeder Art gegen Be- 
freiungsbewegungen und linke Kräfte in der Karibik und Mittel- 
amerika kämpfen. (La Libertad, 13.-29.11.) 


Auf dem Hintergrund der eingangs beschriebenen Wirtschaftskrise und 
den sich immer stärker abzeichnenden Rissen im politischen System 
des Landes, könnte jeder dieser geschilderten Fälle der Destabili- 
sierung Auslöser für einen Staatsstreich sein. Seit Mitte August 
wird in der Presse in aller Offenheit über die Vor- und Nachteile 
und die möglichen Auswirkungen eines Staatsstreichs spekuliert. 


Zunächst aber werden die Wahlen erwartet, die im kommenden Februar 
anstehen. Möglicherveise werden sie zu einer "Regierung der na- 
tionalen Einheit" - unter Ausschluß des Linksbündnisses "Pueblo 
Unido®"' - führen, die das gegen die Interessen der Mehrheit gerichte- 
te Austeritätsprogramm nach dem Rezept des IWF durchführen kann. 

Die Durchsetzungsfähigkeit wird dabei entscheidend davon abhängig 
sein, inwieweit es den linken Kräften des Landes gelingt, zu einer 
Einheit zu finden. r 


Quellen: La Nacibn (San Jost), La Libertad (San Jos@), Aportes (San 
Jose), El Dia (Mexico), Latin American Regional Report (London), 
El Parcial (Hamburg), Inforpress TCentroamericano (Guatemala) 
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GUATEMALA 


Interview mit einem Führer des Komitees für 
die Einheit der Bauern (CUC) 


M. ist ein Führer der CUC und verantwortlich für die Organisierungs- 
arbeit in einem wirtschaflich sehr wichtigen Gebiet des Landes. 


M.: Ich bin in einem Dorf im Quich@ geboren. Ich ging nur zwei Jah- 
re in die Schule.Nur zwei Jahre, nur das erste und zweite Schuljahr. 
Meine Eltern wollten mich weiter unterstützen und wollten, daß ich 
weiter lernen sollte, aber ich hatte keine Lust, ich blickte 
mehr in die Zukunft. Mein Vater war schon ziemlich alt, ich war der 
einzige, der noch bei ihnen war und da war auch noch meine Mutter. 
Ich dachte, wenn mein Vater mal krank wird, wenn er eines Tages 
stirbt, wenn ich mich dann noch nicht daran gewöhnt hätte, Geld zu 
verdienen, wer sollte dann meine Mutter unterstützen? So entschied 
ich mich also mit zehn Jahren, allein hier in die Stadt zu gehen 
und zu gucken, was man da arbeiten könnte. Ich war zehn Jahre, als 
ich in die Hauptstadt kam. Jetzt bin ich 27 Jahre alt, 

Nun war ich also in der Hauptstadt. Erstmal fand ich hier gar 
nichts, was ich hätte tun können. Dann fing ich an, Stiefel zu put- 
zen, wie die anderen Stiefelputzer. Ich war noch sehr Jung, ich be- 
kam nicht viel zu tun.Äber ich hatte immerhin noch so w die fünf 
Quetzales. Damit machte ich etwas anderes. Ich begann, Kleider zu 
verkaufen. Das habe ich fünf Jahre lang gemacht. 

Frage: In einem Laden? e 

M.: Nein, nein, auf der Straße. j 

Frage: Und wie kommt man an die Kleider? ‚ ö 

M.: Ich kaufte sie in einem Laden, gleich dutzendweise, um sie dann 
einzeln zu verkaufen. So lebte ich also fünf Jahre. Nach fünf Jah- 
ren fiel ich in die Hände der Zollpolizei (Guardia de hacienda,die 
offiziell hauptsächlich auf dem Land gegen Schmuggel eingesetzt 
wird, aber heutzutage sich besonders als mordende Paramilitärs her- 
vortut.Anm. des Übersetzers) Sie kontrollierten mich in der Haupt- 
stadt und verlangten meine Verkaufslizenz. Da ich noch minderjäh- 


rig war, hatte ich überhaupt keine Papiere und keine Verkaufslizenz. 


So ein junger Kerl, wie ich war, aber das kümmerte sie nicht. Sie 
nahmen mir alles ab. Ich war 15 Jahre alt. Ich mußte nach Hause zu- 
rückkehren, ohne Geld, ohne irgendetwas, 

Frage: Wieviel hattest du verdient? j 

M.: Ich hatte etwa so 3 bis 4 Quetzales in der Woche. 

Frage: Wo wohntest du in der Hauptstadt? ; . ! 

M.: Zusammen mit anderen Freunden hatten wir ein Haus gemietet. 
Frage: Waren das alles Kinder? i , 

WENN: die anderen waren schon Erwachsene, so 30 bis 40 Jahre 
alt. So war es also. Seit diesem Zeitpunkt, als sie mir die Klei- 
der abnahmen, entwickelte ich einen gewissen Haß auf alle staatli- 
che Autorität. Denn ich hatte ihnen doch erklärt, daß ich arm war, 
sie gebeten, mir meine Sachen nicht wegzunehmen, ihnen erklärt, daß 
ich versuchte, mich allein durchzuschlagen, ehrlich zu arbeiten. 
Sie aber, sie wollten mir nicht verzeihen, daß ich ohne Lizenz war 
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und außerdem noch minderjährig. Seit diesem Zeitpunkt also hatte 
ich einen Groll. Ich konnte einfach nicht vergessen. Ich konnte es 
nicht vergessen und der Groll wuchs in meinem Herzen. Immer, wenn 
ich welche von denen sah, haßte ich sie. Zu der Zeit gab es noch 
keine Organisation. 

Dann als ıcn 20 Jahre alt war, 20 oder 24, als meine erste Tochter 
geboren wurde, da kamen also Verwandte zu Besuch. Wir machten ein 
kleines Fest. Mein Schwiegervater war auch gekommen. Er erzählte 
mir, daß es jetzt eine Organisation der Armen gäbe, die gegen die 
Reichen kämpfe. Was er da sagte, gab mir viel zu denken, Ich sagte 
zu meiner Frau: Ich werde versuchen, diese Leute irgendwo zu tref- 
fen, um zu erfahren, was die eigentlich wollen, was die vorhaben 

zu machen. Und so stellte ich Nachforschungen an und bald stellte 
ich fest, daß es Freunde aus dem gleichen Dorf waren, die sich da 
zusänmengetan hatten. 

Frage: Und deine Frau, was sagte sie dazu? 

M.: Sie sagte, klar, geh, wenn du meinst, geh! ich ging also. 

D.h. ich ging nicht fort, sondern ich stellte meine Nachforschungen 
an. 

Frage: Wußte sie, daß ihr Vater was zu tun hatte mit dieser Organi- 
sation? 

M.: Nein, das wußte sie nicht. Ich traf also einen companero und 
den sprach ich an. Ich hatte vermutet, einfach aus der Art und Wei- 
se wie er sprach, daß er in irgendeiner Organisation war. Ich sagte 
zu ihm: Hör mal, warum lädst du mich nicht mal ein und nimmst mich 
mit? In Ordnung, sagte er, heute abend kannst du zu uns kommen. Wir 
sind acht, die sich treffen, acht compafferos. Es kamen dann noch 
zwei companeros aus meinen Dorf, die zu uns sprachen. Sie sprachen 
über die Realität in dieser Region, daß immer mehr Leute wegziehen. 
Seit der Zeit also hatte ich ein starkes Interesse. Mir gefiel,was 
gesagt wurde, und ich fing an, mir darüber klar zu werden, daß 
ich mich irgendwo engagieren mußte, um etwas zu tun. Und so pas- 
sierte es dann. Ich engagierte mich in der Organisation und Tang- 
sam wurden wir mehr. 

Ich entwickelte eigene Aktivitäten. Ich ging von Haus zu Haus,zu 
Leuten, die nicht Mitglieder unserer Organisation waren und erzähl- 
te ihnen von unserer Organisation, sagte ihnen, daß es notwendig 
sei zu kämpfen, sich zu organisieren, um gegen die Reichen zu kän- 
pfen. Ich ging von Haus zu Haus. Jeden Abend zog ich los. Um bei 
den Bauern ein politisches Bewußtsein zu entwickeln. Ich sprach von 
der Situation. Auf uns hörten sie sogar noch etwas mehr als auf an- 
dere, denn mein Schwiegervater gehörte-so kann man sagen- zu den 
reichen Leuten des Dorfes. Er hatte einiges Land und beschäftigte 
täglich so um die 30 Leute,die auf seinem Land arbeiteten. Er hat 
meiner Frau auch ein Stlickchen Land geschenkt, so etwa 130 m” und 
ich hatte auch ein Stückchen Land. Wir hatten auch Lohnarbeiter,die 
für uns auf dem Land arbeiteten. Die Leute also fragten sich, was 
das bedeutet:Obgleich sie Lohnarbeiter beschäftigen, sind sie ge- 
gen diejenigen, die sich Lohnarbeiter halten können. Aber die Leute, 
diebei uns arbeiteten, begannen uns zu verstehen. Wir sagten ihnen: 
Das, was wir hier haben, ist garnichts im Vergleich zu den großen 
Reichen. Wir sind nicht reich, Wir gehören auch zu eurer Klasse. 
Wir sind auch arme Leute, Die Leute dachten nach und wurden sich 
ihrer Lage immer bewußter. Die Leute, die nichts hatten, oder die 
zym Beispiel vier bis fünf cuerdas(entspricht ungefähr 100 bis 125 
m") hatten, die waren es, die sich nach und nach uns anschlossen, 
sich dem Kampf anschlossen, Und langsam eine ziemlich große Orga- 
nisation aufbauten, 

Frage: Wie heißt Dein Dorf? 

M.: Chajual im Quiche. Wir dehnten den Kampf über die ganze Region 
des Quiche aus. Zu dieser Zeit gab es schon eine Repression, aber 
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es war mehr eine psychische Repression, Du leidest, aber Du leidest 


psychisch. Zu diesem Zeitpunkt war noch keiner unserer companeros 
gefallen.(Anm.: In anderen Gebieten hatte es schon Massaker gegeben, 
so 1978 in Panzos.) 

Aber so um die Zeit des 1.1.1980 änderte sich das.(Anm.: Mili- 
tärübergriff in Uspantän) 

Da trafen wir mit Genossen zusammen, um Vorbereitungen zu treffen. 
Sie sollten in die Hauptstadt gehen und dort aktiv werden. Drei 
meiner Kampfgenossen sind in die Hauptstadt gegangen und nahmen 
teil an der Botschaftsbesetzung. (vgl. LN Nr. ) 

Frage: Warst Du auch dabei? 

M.: Nein, ich nicht. H: i 

Frage: Alle, die in der Botschaft waren, wurden getötet, nicht 
wahr? 

M.: Ja, alle. Meine engsten Arbeitskollegen, die mit mir zusammen 
an der Organisation des Kampfes in der Region Quiche gearbeitet 
hatten,sie fielen dort. Seit dem Zeitpunkt des Massakers in der 
Botschaft begann eine verschärfte und brutale Repression. AIR 
Frage: Waren alle,'mit denen Du zusammen gearbeitet hast, Quich&s? 
M.: Ja, die meisten waren Quiches. Es waren aber auch compaferos 
aus Nebaj, aus San Miguel Uspantän und vom Chajual. Mit diesen com- 
paneros trafen wir uns einmal in der Woche in Santa Cruz de Quiche. 
Aber die, mit denen ich täglich zusammenarbeitete,waren die drei, 
die in der Botschaft fielen. Nach diesem Ereignis begann die bru- 
tale Repression im Quiche. Jetzt begannen sie, die companeros um- 
zubringen, die lokalen Führer. Die Repression nahm immer mehr zu. 
Die Armee ging immer offensiver vor. Sie besetzten Dörfer, in denen 
unsere Organisation stark war. Das Dorf, über das sie als erstes 
herfielen, war Estancia. Es liegt etwa 6 km westlich von Santa Cruz 
de Quich&. Dort wurde die Repression sehr verschärft. Der Angriff 
des Feindes war eine Offensive, die sich gegen die Guerrilla rich- 
tete. Aber dort gab es gar keine Guerrilla, sondern CUC. Zwischen 
CUC und Guerrilla gibt es entscheidende Unterschiede. Ein CUC-Mit- 
glied hat keine Waffen. CUC-Mitglieder sind nicht militärisch aus- 
gebildet. Politische Ausbildung klar, aber militärisches Training, 
Waffen, nein. Der Feind griff uns mit einer Anti-Guerrilla- Offen- 
sive an. Es starben viele conpaneros. 


Einen der Angriffe, an den ich mich erinnere, will ich erzählen: 
Es war, glaube ich, am 13. Juli des vorigen Jahres. Die Armee fiel 
in das Dorf ein und massakrierte einige campesinos. Nachdem sie die 


BERICHTE BEERRER 3; 


Leute umgebracht hatten, überschütteten sie ihre Gesichter mit Ben- 
zin und zündeten sie an. Damit man sie nicht identifizieren konnte. 
Am folgenden Tag gab die Armee über Radio und Fernsehen ein Kommuni- 
que heraus, in dem es hieß, es hätte in diesem Dorf einen bewaffne- 
ten Zusammenstoß gegeben.Aber um das zu verstehen, ist es nötig, 

die Ereignisse von Anfang an zu schildern. Es war so: Mitglieder 

der Armee bemalten eines Nachts die Häuserwände mit Parolen, wie 
"Viva el EGP"(ejercito guerrillero para los pobres-Guerrillaorga- 
nisation, die besonders im Quich& operiert, Anm. des Übersetzers) 
Diese Aktion wurde von der Armee selbst ausgeführt, und zwar eine 
Woche vor dem Überfall auf das Dorf. Diese Aktion sollte dazu die- 
nen, das Gemetze] in La Estancia zu rechtfertigen. 

Daraufhin trafen wur uns, die Organisierten des Dorfes. Wir waren 
etwa 300 Leute und wir entschlossen uns hinzugehen und die Heraus- 
gabe der Leichen unserer compafieros zu verlangen. 

Wir waren aber vorbereitet, uns zu verteidigen, falls es Schwierig- 
keiten geben würde: Wir hatten Molotowcocktails dabei, kleine Waffen, 
Außerdem hatten wir auch Verteidigungsmaßnahnen geplant, um das 

Volk während des Begräbnisses zu schützen. In dieser selben Nacht 
ergriffen wir auch Sicherheitsmaßnamhen. Wir,d.h. einige compan- 
eros und ich, hielten die Nacht durch Wache in einer Kirche, der 
kleinen Kirche des Dorfes. 

Am nächsten Tag, so gegen 8.00 Uhr morgens, gingen wir in das Haus 
eines compafiero, um zu frühstücken. Etwa gegen 8.30 tauchte ein Hub- 
schrauber der Armee aut. Wir waren grade in dem Haus. Aus jeden 
Fenster des Helikopters ragte ein Maschinenengewehr raus. Es befan- 
den sich etwa 150 companeros in dem Haus. Einige waren im patio 

{ Hof innerhalb des Hauses), einige standen unter Bäumen, andere 
waren in der Küche. Der Helikopter kam immer tiefer bis er ganz nah 
war. Die Fenster wurden geöffnet, und da sahen wir die Gewhrläufe 
der Maschinengewehre, sahen, wie sie ihre Ziele suchten, wie sie 

auf die Leute zielten. Sie zielten auf uns. Es brach Panik unter 

den Leuten aus. Viele rannten ins Haus, viele fingen an zu beten, 
andere schrien, andere weinten. In dieser Zeit wurde ich im Quich& 
von den compafferos schon als so was wie ein dirigente (Organisations- 
führer) angesehen. Sie respektierten das, was ich sagte. Ich sagte 
also zu den conpaneros:Companeros, hier sind wir total angeschissen,. 
Wir können nicht alle in das Haus. Wir können uns unter den Bäumen 
nicht verstecken. Wir müssen jetzt zur Kirche gehen. Sollen sie uns 
doch auf dem Weg zur Kirche massakrieren. Damit erreichen wir wenig- 
stens, daß die Regierung auf internationaler Ebene ihr Prestige ver- 
liert. Wenn wir uns hier unter den Bäumen verstecken oder im Haus, 
dann können sie uns bombardieren es anschließend damit rechtferti- 
gen, daß sie Guerilleros bekämpft hätten, die sich dort im Haus auf- 
gehalten hätten. Gehen wir compaferos. Laßt uns in einer langen 
Reihe gehen. 

Wir machten uns auf den Weg zur Kirche, die etwa einen Kilometer 
entfernt ist.Als wir vor der Kirche ankamen, landete der Helikopter 
und die caibiles (Anti-Guerilla-Truppe) stiegen aus. Die Leute sto- 
ben auseinander. Sie rannten in die Maisfelder. Als das Militär sah, 
daß die Leute flüchteten, rissen sie ihre Maschinengewehre hoch, 
packten die Patronengurte hinein und zielten auf die Leute. Als ich 
das sah, ging ich schnell auf sie zu. Das war nicht, weil ich kei- 
ne Angst hatte, ich hatte einfach die Kontrolle über mich verloren. 
Was ich dachte? Ich dachte, wenn sie uns umbringen wollen, dann 
sollen sie mich zuerst umbringen. Wenn sie auf mich zuerst schießen, 
dann weiß ich, daß ich ein paar andere rette. Ich rannte auf sie zu. 
Und dann war ich plötzlich mitten unter ihnen. Ich fühlte wie die 
Läufe ihrer galiles (israelische Maschinenpistole) auf mich gerich- 
tet waren. Eine hinten, die anderen steckten sie mir in die Seite, 
Sie verlangten meine Papiere, meinen genauen Namen, fragten was ich 
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Hubschraubereinsa mmlung im guatemaltekischen 


Grenzgebiet, 


nier zu tun hätte. Ich sagte, ichwäre hier, um die abzuholen, die 
getötet worden seien. Sie packten mich und hielten mich fest, Sie 
sagten, sie seien eine Delegation der Armee aus der Hauptstadt und 
sie kämen, um aufzuklären, was hier geschehen sei."Wir wollen mit 
euch zusammenarbeiten'.Ich rief nun die Companeros, etwa zehn er- 
schienen und stellten sich zu mir. Die anderen tauchten nach und 
nach aus dem Gebüsch auf. Die Offiziere sagten zu mir:" Du scheinst 
Ja keine Angst zu haben. Dann sprich Du im Namen der Gemeinde. Wie 
stellt ihr euch eine Zusammenarbeit mit uns vor? Was verlangt ihr 
bei der Zusammenarbeit mit uns?" 

Ich sagte:" Also, der erste Schritt der Zusammenarbeit muß sein, 
daß man über Radio und Fernsehen klarstellt, daß es keine Konfron- 
tation zwischen Armee und Guerilla gewesen war, sondern - so muß es 
gesagt werden- ein Massenmord, den die Armee hier veranstaltet hat. 
Es waren arbeitende Bauern. Wir kannten sie, es waren unsere Freun- 
de. Wir wissen was sie gemacht haben." 

Darauf antwortete der Offizier:" Können sie mir bestätigen, daß es 
keine Guerilleros fwesen waren, können sie mir zeigen, wo sie ge- 
tötet worden sind?" 

"Ja",sagte ich." Die Ärmee behauptet in ihrem Kommunique, daß sich 
alles in den Bergen ereignet hätte. Aber hier gibt es keine Berge. 
Die Berge waren nichts weiter als die Häuser der companeros. Denn 
dort sind sie umgebracht worden. Wenn Sie das überprüfen wollen, da- 
mit sie nicht denken, wir belügen Sie, lassen Sie uns zusammen hin- 
gehen." ; 

"Gut, also genen wir!",sagten sie. Sie stiegen in den Hubschrauber 
ein und nahmen mich mit. Die gesamten umstehenden companeros 
erschraken. Zwei compaheros stiegen mit mir in den Hubschrauber, 
Sie brachten uns also dorthin und wir zeigten ihnen, was die Armee 
angerichtet hatte. Die Türen der Häuser hatten sie eingeschlagen, 
das Hanfwerkszeug und die Einrichtungen der companeros hatten sie 
zerschlagen. Die Betten zerstört. Die Kleider verstreut imHof. Alles 
total kaputt. Das zeigten wir den Offizieren der Armee. Im Korri- 
dor des Hauses waren Blutflecke. Nachdem sie das alles gesehen hat- 
ten, warnten sie uns, 

Frage: Kannst Du erklären, warum die Offiziere das Angebot für 

eine solche Art Zusammenarbeit machten? 

M.: Sieh mal, hier in Guatemala ist das so: Immer nach einem Massa- 


ker erscheint die Armee und versucht, alles zu verschleiern, was 


gewesen ist. Sie setzen ein anderes Gesicht auf und stellen alles 
ganz anders hin. Nach ihren Anschlägen tun sie so, als hätten sie 
überhaupt nichts gemacht. Auf solche Massaker folgen immer wohl- 
tätige Aktionen. Sie verschenken Nahrungsmittel, Medikamente u.s.w.. 
Nach jenem Ereignis im Dorf ergriffen die companeros Sicherheitsmaß- 
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nahmen für meine Person. Die Organisation drang darauf, daß ich 

die Gegend verließ, denn ihrer Meinung nach wurde ich jetzt von der 
Armee gesucht. Einige Tage hielt ich dort noch aus. Ich wohnte im 
Haus meines Schwiegervaters. Dann ging ich in einen anderen Ort, 

in ein anderes Departement. 
nn Sehuiegervarer benachrichtigte mich darüber,daß die Armee mich 
im Quich@ überall suchte. Da sie mich aber nicht zu Gesicht bekamen, 
hielten sie sich in der Nähe des Hauses auf und beobachteten es, 
Insbesondere nachts stellten sie sich da auf und warteten darauf, 
ob ich auftauchen würde. Aber ich tauchte nicht auf, da ich Ja da, 
garnicht mehr wohnte. Am 14. Oktober stürmten sie das Haus, Sie tö- 
teten alle, die sich im Haus befanden. Sie töteten meinen Schwie- 
gervater, meine Schwiegermutter, alle,alle. Einer meiner Schwager 
überlebte. Sie haben ihn “dann hier im Hospital Roosevelt ent- Be 
führt. Er hatte das Massaker überlebt und die Feuerwehr von Quich& 
brachte ihn sofort in die Hauptstadt ins Hospital Roosvelt. Und in 
der selben Nacht holte ihn die Geheimpolizei da heraus, sie folter- 
ten ihn noch sechs Tage. Dann tauchte seine Leiche bei San Cristobal 
auf. So haben sie also meine Familie umgebracht. Der Rest meiner 
Familie wurde ab dem Zeitpunkt verfolgt. Seit dieser Zeit gab es 
immer mehr Massaker. 


f 


Nach dem Massaker in einem weiteren DOrf blieben zwei Kinder zurück. 
Ein Kind von drei Monaten und ein dreijähriges. Einer der Soldaten 
sagte, als er die weinenden Kirder sah, zu einem Offizier:" was e 
sollen wir mit diesen Kindern tun?" Es war kein Erwachsener mehr in 
dem Haus, sie warenalle umgebracht.worden. Der Offizier antwortete: R 
"Die auß man töten, die werden sonst genauso werden wie ihre Eltern. 
Frage: Wer hat dir das erzählt? 

M.: Erzählt hat mir das eine Frau, die sie nicht umgebracht haben. 
Sie ließen sie leben. Sie war erst vor drei Tagen niedergekommen. 
Als die Soldaten in ihr Zimmer traten, hielt sie ihnen das kleine 
Geschöpf entgegen und rief, wenn ihr wollt dann bringt mich um, mit 
meinem Kind. Irgendwie, vielleicht ....irgenewie trauten sie sich 
wohl nicht. Sie sagte, ich bin erst vor drei Tagen niedergekommen. 
Das Geschöpf ist grade erst geboren. Aber wenn ihr wollt, bringt 
mich um, bringt mich doch um. Denn sie suchten nach ihrem Mann. Die- 
se Frau hat mir das erzählt. Sie haben die Kinder getötet. Erschos- 
sen mit dem Maschinengewehr. e 

Das ist ein Ausschnitt davon, was in meinem Dorf passiert ist. In 
anderen Ortschaften passiert das gleiche. Sie gehen in die Häuser, 
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massakrieren die Menschen, verbrennen die Häuser oder sie verbren- 
nen den Mais. Sie schütten Benzin über den Mais, Sie tun das, damit 
die Bauern keine Nahrungsmittel mehr haben. Die Furcht ist sehr 
groß bei den Menschen. Viele im Quiche sind einfach verschwunden. 
Menschen, die mit nichts was zu tun hatten. 

Ich habe einen Freund hier in der Hauptstadt. Der ist Kaufmann, Er 
fuhr vorige Woche nach Hause. Er hatte 2.000 Quetzales bei sich. 
Die Polizei hielt den Bus an und untersuchte alle Mitreisenden. Den 
Mann holten sie raus und erschossen ihn mit dem Maschinengewehr, 
aus dem einfachen Grunde, weil er ein Bündel mit Geldscheinen bei 
sich trug. 2.000 Quetzales. Sie meinten, es sei möglich, daß das 
Geld für die Guerilla bestimmt sei. Deshalb erschossen sie ihn, 
Frage: Vor dem Bus? . 

M.: Vor dem Bus! Das war in Los Encuenteros. Der Mann war nicht or- 
ganisiert. Ein Neutraler könnte man sagen. Er arbeitete weder mit 
dem Feind zusammen, noch mit uns. Wir waren sehr gute Freunde. Er 
hieß Martin Vincente. Wir hörten das, als sein Kadaver auftauchte. 
Einer, der mit ihm zusammen gefahren war, hat uns das alles erzählt. 
Einfach nur aufgrund der Tatsache, daß er Geld beisich trug., brach- 
ten sie ihn um.. Holten ihn einfach aus dem Bus und erschossen ihn. 
Das ist die Repression. Aber das hat auch zur Folge, daß sich das 
Volk immer mehr erhebt. Z.B. in meinem Dorf: die Informanten der 
Armee sind ja oft die Leute aus dem Dorf selbst. Sie beobachten 

und geben die Informationen an die Armee weiter. Ohne diese Infor- 
mationen würde bei der Armee viel weniger laufen. Aber die Leute 
werden vom Volk gerichtet. Es gibt immer weniger.Wen man erkennt, 
der wird von den companeros gerichtet..Die, die das Haus denunziert 
hatten, in dem dann später die Kinder getöten wurden, die sind mitt- 
lerweile hingerichtet worden von den Compafferos. 

Frage: Was machen denn die Leute, wenn jemand aus dem Bus geholt 
wird und umgebracht wird, so wie der Händler? 

M.: Sie kriegen es mit und es tut ihnen leid. Was sollen sie tun. 
Was das Volk jetzt verlangt, das sind Waffen. Wenn man mit den Leu- 
ten politisch diskutiert über die Situation der Ausbeutung, dann 
hört man immer wieder, daß sie nicht einmal ihre Arundbedürfnisse 
decken können. Es ist ganz offensichtlich, wie arm wir sind. Wir 
sind uns bewußt, daß wir ausgebeutet werden von den Reichen. Wir 
fragen uns, wie wir das weiter aushalten sollen. Die Companeros in 
anderen Organisationen denken immer mehr darüber nach, wie sie es 
schaffen können, das Volk in absehbarer Zeit zu bewaffnen. Denn wir 
wissen, hier in Guatemala werden wir siegen. Wir werden siegen auf 
dem Wege des bewaffneten Kampfes. Menschen, die dazu bereit sind, 
haben wir genug. Ich kann dir sagen, in den Bergen sind Jungen vom 
11,12,13 Jahren, Kinder. Sie haben zu den Waffen gegriffen. Sie ha- 
ben ihre Entscheidung gefällt und haben eine große Bereitschaft zu 
kämpfen. Das ist unser großer Vorteil. 

Frage: Wie steht es mit der Unterstützung aus dem Ausland? Gibt es 
Verbindungen zu Nicaragua oder Kuba? Unterstützen sie euch? 

M.:Das wissen die compaferos, die zuständig sind für die Außenbe- 
ziehungen besser.Aus dem wenigen, was ich weiß, kann ich sagen, ja, 
es gibt Unterstützung. Solidarische Unterstützung von anderen Län- 
dern. Von Kuba, Nicaragua, ich glaube auch von Vietnam. Aber ich 
weiß wenig darüber. Aber ich glaube auch, in der letzten Zeit hat 
die Unterstützung etwas nachgelassen. Seit dem Regierungsantritt 
von Reagan. Er hat den Ländern gedroht, wenn sie weiter den Kampf 
in Guatemala unterstützen, dann wird er geeignete Maßnahmen dagegen 
ergreifen, (Anm, des Übersetzers: Zum Zeitpunkt hat der neue ameri- 
kanische Botschafter erklärt, es würde eine Verstärkung der militä- 
rischen und wirtschaftlichen Unterstützung der Regierung stattfin - 
den.) 
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MEXICO 


PSUM: Vereinigte Linke? 


= R i 
Nun "stehen! 5le, die Kandidaten für die Präsidents 


Ri chaftswahlen 
Im Juli '82. Wir berichteten bereits 


über den Kandidaten der Regie- 
Fungspartei PRI, Miquel de la Madrid (LN 97), Sechs Parteien «te- 


hen nunmehr zur wahl, ein Rekord in der über 50-]j 


ährigen Geschich- 
die sich in diesem Spektrum als gemäßigt fort 
liche Kraft der Mitte darstellen kann. 


te te der PRI, 


Die »Reforma Polilica« 


In den letzten zwei Jahrzehnten hat der Vertrauensschwund der mexi- 
kanischen Öffentlichkeit in das politische System des Landes ein 
für die PRI besorgniserregendes Ausmaß angenommen. Die Wahlent- 
haltungen hatten in den 7Ü-er Jahren die 50%-Marke erreicht. Unter 
Präsident Luis Echeverria (70 - 76) wurde deshälb die "Politische 
Reform" eingeleitet, die nach seinen Worten "..versucht, eine 
größere Anzahl von Bürgern und sozialen Kräften in den institutio- 
nellen politischen Prozeß zu integrieren." Der derzeitige Präsi- 
dent Lopez Portillo hat dieses Projekt fortgeführt, das darin be- 
steht, einerseits die politischen Freiheiten zu erweitern und 3 
eine höhere Beteiligung der Bevölkerung zu erreichen, und andere 
seitz in der Wiedererlangung einer Öffentlichen Unterstützung zur 
Legitimation der politischen Aktivitäten, sowie der Erneuerung 
der Formen der politischen Kontrolle insbesondere gegenüber der 
Arbeiterschaft. Die "Politische Reform" ist jedoch auch eine Ant- 
wort des Staates auf den politischen Druck der mexikanischen 
Arbeiterschaft, sie ist ein Erfolg der Klassenkämpfe der letzten 
Jahre. Diese Dialektik der sozialen Bewegungen sowie der notori- 
sche Mißbrauch der politischen Mandate in diesem Lande erklären 
zum Teil das gespaltene Verhältnis der Bevölkerung und insbeson- 
dere der Linken zum Parlamentarismus. 


Zu den Wahlen im kommenden Jahr stellen sich außer der PRI: 


—- Partido de Acciön Nacional (PAN), konservativ, nach beachtlichen 
Wahlerfolgen (1973: 15%) derzeit in der Krise, mit ihrem Kandi- 
daten Paklo Emilio Madero. 


- Partido Demöcrata Mexicano (PDM}, eine mittlerweilen verkümmer- 
te reaktionäre Bewegung, die aus den "Sinarquistas" (einer 
christlichen, antireformistischen Bewegung der 30-er Jahre) her- 
vorgegangen ist und bestenfalls der PAN einige Stimmen abneh- 
men dürfte. Ihr Mann: Ignacio Gonzales Gollanz. 


- Partido Socialista de los Trabajadores (PST)}), eine "linke" 
Splitterpartei, offensichtlich von PRI finanziert, die sich 
bereits in regionalen Konflikten als Spalter hervorgetan hat, 
mit Cändido Diaz Cerecedo. 


schritt- 
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Unin Pbrera, Campesina y Popular unter der FÜNLUNGSAER ae 
sn chen Partido Revolucionario de los Trabajadores (PRT = 
= “der Kandidatur von Rosario Ibarra de la Piedra Keen ba= 

N  dinsch ihre Arbeit im ’Nationalen Komitee zur *erteidi- 


Be der politischen Gefangenen, Verfolgten, Verschwundenen 
gur ee i E 
Und&xilierten' - vgl. LN 79). 


ido Socialista Unificado de MExico (PSUM), Mexikos neueste 
u en entstanden aus dem Zusammenschluß der marxistischen 
Daeien mit der Kandidatur des ehemaligen Führers der Partido 
Comista Mexicano (PCM), Arnoldo Martinez Verdugo. 


‚zeit geltende Wahlgesetz schreibt vor, daß die kandidieren- 


is jteien sich mindestens ein Jahr vor der Wahl registrieren 


. müssen. Zu den kommenden Wahlen dürften somit keine weite- 
en rteien zugelassen werden. Die PSUM übernimmt die Registrie- 

ren N $| 

rung! PCH, 


Die FJM--eine PCM im neuen Gewande? 


11. löste sich die PCM auf, um mit vier anderen marxisti- 
an N oaden in der PSUM aufzugehen. Diese Gruppen bzw. Par- 
‚;.,sind zum Teil frühere Absplitterungen der PCM, und mit 
reinigung hat sich die "eurokommunistische Tendenz der 
= “ rchgesetzt" (Die Neue, 17.10.81). Arturo Canrtü schrieb am 
ei der mexikanischen Tageszeitung "unomäsuno": "Die PCM, 
nn Jahre lang in der Bedeutungslosigkeit und Unfähigkeit 

Ereken war, scheint nurı endlich mit ihrem alten Gewand auch 
N straktes absonderliches und phantomhaftes abgeworfen zu 
nn "Mit seinem Verschwinden scheint die PCM geboren." 
inkskoalition" ist in Mexiko kein absolutes. Novum. Frührre 
Best ungen wurden nicht in die Tat umgesetzt, SONALEn meist 
hür rzfristige Zweckbündrisse, aber sie haben erfahrungen 
hint lasser. Diese Bestrebungen mildern das allgemeine Phänomen 
der [Ssplitterung der Linken, der nach dem ersten außerordent- 
lich Kongreß der PCM 1940 in Erscheinung trat. Seitdem Bro YO 
zier der straffe Führungsstil dieser Partei den Ausschluß en 
groß Anzahl von Furktionären, die kurz- bzw. mittelfristig nach 
ihr. Ausschluß Bewegungen gründeten, die zum Teil in einem vehe- 
ment Gegensatz zu der alten PCM standen. 


scheı 


Die 


Die ndenz zur sozialistischen Einigung machte sich zuerst bei 
den hlen von 1952 bemerkbar, als eine breite Oppositionskoali- 
tion4r Debatte stand: neben der "Federaciön de BenB2doe se 
Puep MNexicanoe", "Partido de la Revolucior Mexicana und nen 
tidoorstitucionalista" waren dren maextse sche ‚Geuppen dabei: 
"pardo Comunista Mexicano", "Partido Popular deren Abspaltung; 
ppm nmehr Teil des PSUM ist) und "Partido Obrero Campesino Me - 
xica" (derer Nachfolger MAUS ebenfalls im PSUM ist). Die Alli- 
anz rde damals nicht verwirklicht, aber die' Anfänge waren ge- 


mach 

195gUurde ein Zweiter Versuch gemacht, der sich jedoch darauf 
reduerte, daß die POCM die Kandidatur der PCM niet Sur zen: 
1961Urde der "Movimiento de Liberaciön Nacioral a, 
eineaußerparteilichen Bewegung, die zwar als linkes ee 
forufungierte und in gewisser Weise 1964 am En==tehen nn \ 
"Fre® Electoral del Pueklo' beteiligt war, in der aber nie die 
orgasche Einheit der linken Gruppen zur Diskussion stand. 


1970andidierte kcin Linker bei den Wahlen. Die Krise von 1968 
und € Inhaftierung vieler Funktioräre waren ein Hindernis unter 
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Anderen. 1976 kandidierte Valentin Campa, getragen von der PCM, 

dem "Movimiento de Organizaciön Socialista", "Partido Sorialista 
Revolucionario" und der trotzkistischen "Liga Socialista", Es war 
die "Kleine Linkskoalition", der Anfang des breiten Zusamren- 
schlusses, der sich für die Bundeswahlen 1979 konstituieren sollte. 


PCM, PPM, MAUS und PSR bildeten bei diesen Wahlen die "Links- 
koalitior". Die relativ starke trotzkistische "Partido Revolucio- 
nario de los Trabajadores" liebäugelte ebenfalls mit dem Ründ- 
nis,blieb ihm jedoch fern. 

Im August sickerte die Nachricht durch, daß die "Linkskoalition" 
sich mit der (nach der pcM) zweitgrößten Partei, "Partido Mexicano 
de Los Trabajadores" zusammenschließen würde, der "warscheinlich 
wichtigsten Entwicklung innerhalb der von Präsident Lopez Portillo 
1976 eingeleiteten Politischen Reform" (LAWR 81 - 34). 


Ein im August veröffentlichter Programmentwurf sollte die Gemein- 
samkeiten umreißen. "Dieses Dokument, eher eine sammlung von 
Grundsätzen als ein Regierungsplan, fordert 'Soziale Gerechtig- 
keit'!, 'Land und Freiheit für die Bauern', "Demokratisierung' und 
"Verteidigung der Nationaler Souverenität'! - alles Schlagworte, 
die genausogut zum Vokabular der PRI gehören, ganz zu schweigen 
von den mexikanischen Bankiers und Geschäftsleuten. (...) Solche 
moralischen Ermahnungen werden kaum die zutiefst zynische mexi- 
kanische Wählerschaft ansprechen." (LARR 81 - 08) 

Die "Linkskoalition" umwarb die PMT, indem sie ihrem Führer 
Heberto Castillo die Präsidentschaftskandidatur anbot. Am 20, 
Oktober äußerte Castillo noch gegenüber der Zeitschrift "EL Dial, 
daß die Fusion eine Tatsache sei, daß es kein Zurück mehr gebe. 
Wie aus heiterem Himmel zog sich die PMT dann am 23. Oktober 
"angesichts der Unmöglichkeit, die Differenzen von zwei unter- 
schiedlichen linken Projekten zu überwinden", aus den Gesprächen 
zurück. Castillo monierte die zu starke marxistische Ausrichtung: 
"Wir strebten eine andere Partei an - weder eine PCM noch eine 
PMT -, die diejenigen anziehen sollte, die bisher nicht politisch 
aktiv sind: die Marginalisierten, die Unwissenden, die Mehrhei- 
ken.” 


Neben den Differenzen über Namen und Symbole (angesichts des 
lädierten Images der PCM sprach sich Castillo gegen die Verwen- 
dung von Hammer & Sichel und gegen die Verwendung der Wörter 
"sozialistisch" oder "kommunistisch” im Namen der Partei aus) 

gab es Dissens liker die Struktur: PMT trat für eine Leitung, 
bestehend aus einem Generalsekretär und 40 Mitgliedern, während 
die anderen Gruppen auf 6 Generalsekretäre und 54 Mitgliedern 
bestanden. In der Strukturdebatte wurde so die Ernsthaftigkeit 
fraglich, mit der sich die einzelnen Gruppen dieser Fusion unter- 
werfen. 


Nach dem Ausstieg der PMT konnte die alte "Linkskoalition", berei- 
chert durch eine kleine Gruppe namhafter Gewerkschafter und Inte- 
lektueller, "Movimiento de Acciön Popular" nunmehr mit den alten 
Symbolen die neue Partei grürden. 


Fünf Mäuse ergeben noch keine Katze 


Nichts weist darauf hin, daß der Zusammenschluß mehr als nur 

eine größere Partei ergeben hat, die jedoch gleichermaßen isoliert 
von den relevanten Kräften - den Arbeitern und Bauern -— bleibt, 
auf die sich Sozialisten eigentlich beziehen. 
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Vertreter der Stadtteilbewegungen in Mexiko stehen der neuen 
Partei zunächst abwartend gegenüber. Einerseits befürworten sie 
den Zusammneschluß und betrachten ihn als Ausdruck des Willens 
der Linken, "die ihnen im Klassenkampf zustehende Rolle einzu- 
nehmen". Es muß eine Einhcit geben, "aber nicht des Überbaus, 
sondern der Basis". Sie können aus Erfahrung nur davor warnen, 
daß sich die Aktivitäten der Gruppen im Wahlkampf erschöpfen, 
daß sie ihre Wahlversprechungen auch einhalten mögen, denn viele 
linke Gruppen würden "das Volk betrügen". 


Quellen: PR j 
- Octavio Rodriguez Araujo, La Reforma Politica y los Partidos 


en M&xico. Mexico (Siylo XXI Editores) 1979. 
- Proceso, Unomäsuno, El Dia 


” EA, Ro Be a 
Streik bei VW-Mexiko 


| 2-tägiger Streik beim mexikanischen VW-Werk in Puebla 


estdeutsche multinationsle Konzein. 
An seinem Aktienkapital ist sowohl der Bund beteiligt als auch 
das Land Niedersachsen. Im Aufsichtsrat von VW sitzen zwar die 
Spitzenfunktionäre der IG Netall, aber nichtsdestcetrotz hat das 
Unternehmen eine Vorliebe für Zweigniederlassungen ın Ländern, 
deren Regierungen mit brutaler Repression antworten, wenn Arbei- 
ter ihre gewerkschaftlichen Rechte fordern. (Brasilien, süd- 
afrika) 
Interessant sind in diesem Zusammenhang die Berichte der mexi- 
kanischen Wochenzeitschrift ForEsto, die folgendes Bild vom 
Streik der mehr als lo 000 Arbeiter hei VW Puebla ergeben! 


Am o.Okbober dieses Jahres wählten die lütglieder der "Unab- 
nängigen Gewerkschaft der Arbeiter von Volkswagen SITVW (sin- 
dicato Independiente de Trabajadores de la Volkswagen) emeut 
Alfredo Hernandez Losiza an die üÖpitze des Exekutivkomibees 


ihrer Gewerkschaft. 


Volkswagen ist der größte w 
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Gar nicht einverstanden mit dieser Wiederwahl war Juan Ortega 
Arenas, Boß des formal vom mexikanischen Staat unabhängigen 
Gewerkschaftsbundes UOl(Inidad Obrera Independiente=lnabhängige 
Arbeitereinheit), dem die Betriebsgewerkschaft von VW scit län- 
gerenr Zeit angehörte. 

Ortega Arenas ist nicht sehr beliebt bei den YY-Arbeiteren, denn 
sie haben viel an ihm zu kritisieren: z.B. daß er bigentünmer 
eines Bauunternehnens ist, das Aufträge zum Bau von Wohnungen 
für VW-Arbeiter in schlechter (Qualität aber für viel Geld aus- 
führt, daß er den ungerechtfertisten kablassungen hunderter 
Arbeiter aus anderen Firmen zugestimmt hat, usw. 

Ex-KP Mitglied Ortega Arenas ist eine typische Figur aus der 
mexikanischen Geweckschaftsbürokratie. Trotz seiner wohlwollen- 
den Rücksichtnahme auf die Interessen von Tirmen wie VW führt 
er ständig mit dem Hunde radikale Abacken: gegen den Kapitalis- 
mus, gegen den Staat, gegen den Imperialismus und gegen die 
Bonzen, Die Arbeiter von VW nennen ihn selbst "El lontifice 
charro'" - den Bonzenpapst. 


Um das von den Arbeitern gewählte Gewerkschafts-konitce zu lall 
zu bringen wurde eine lieihe von Repressalien entfaltet, die an 
22, Oktober ihren Höhepunkt erreichten: eine etwa 400 Mann 
starke Bande von bewaffneten Schlägern betrat das Werksgelände 
und vexsuchte die Belegschaft einzuschüchtern. Die Arbeiter 
wurden beleidigt, mit Maschinenpistolen bedroht und geschlagen. 
Der ebenfalls bewaffnete Werkschutz unterstützte die Frovokation 
indem er einerseits den Schlägern ungehinderten Zutritt ermög- 
lichte, andererseits durch Schließen der Werkstore die Arbeiter 
daran hinderte das Gelände zu verlassen. Es scheint offensicht- 
lich, daß die Aktion vorher zwischen Örtepa Arensas und dem 
Unternehmen abgesprochen worden ist, 


Am 2.November traten die Arbeiter aus Protest in den Streik. 
Während des Streiks konnte die Schlägerbande, die vorher die 
Provokation durchgeführt hatte, von der Polizei völlig unbehel- 
ligt eine Versammlung in der StadL abhalten, auf der offen zur 
Gewalt gegen die ütreikenden aufgefordert wurde, 

Doch aufgrund ihrer Geschlossenheit und der Solidarität andere" 
Gewerkschaften konnten sich die Streikenden schließlich durch- 
setzen. 

An 10,Novemnber veranstaltete die SITYW gemeinsam mit anderen 
Vewerkschaftben eine Demonstration in der Hauptstadt, an der sich 
50 000 nenschen beteiligten. Auf diesen massiven Protest hin 
entsandte zwei Tage später das"Sekretariat der Arbeit" 23 In- 
spektoren zur Überwachung einer neuen Gewerkschaftswahl nach 
ae nn 2 Wahl bestätigte ganz klar das zuerst gewählte 
Kon N ssen Vorsitzenden. Damit war der Streik gewonnen, 
Zwischen dem neu wiedergewählten Generalsekretär der inzwischen 
aus der UOI ausgetretenen VW-Gewerkschaft und der Unternehmens- 
leitung wurden fı Igende Abmachungen zur Beendigung des Streiks 
ausgehandelt: Niemand wird entlassen, Die Firma bezahlt 50% der 
dureh den Streik ausgefallenen Löhne. Die Belegschaft gleicht 
den entstandenen Froduktionsausfall durch Kehrarbeit bis zum 
as des Jahres aus (Überstunden, Ssonderschichten, Doppelschich- 
Die besondere Bedeutung des Streiks liegt in seinem Charakter 
als politischer Streik zur Durchsetzung innergewerkschaftlicher 
Demokratie - gegen die Vorherrschaft völlig korrupter Gewerk- 
schaftsbürokraten,deren Funktion darin besteht mit Hilfe schein- 
radikaler Fropasanda in Wirklichkeit die Demobilisierung und 
Desorganisation der mexikanischen Arbeiterklasse zu betreiben. 
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Die Diktatur in der Krise 


Wenn diese Ausgabe der LATEINAMERIKA NACHRICHTEN unsere Leser er- 
reicht, wird das politische Schicksal des derzeitigen argentini- 


schen Diktators höchstwahrscheinlich entschieden sein: es ist zu 
erwarten, daß er das Ende des ersten Jahres seiner Amtszeit als 
Präsident Argentiniens nicht erleben wird. Das Scheitern seiner 
Wirtschaftspolitik, wachsende Unzufriedenheit innerhalb des Militärs 
mit seinem politischen Kurs und die immer schärfere Kritik der po- 
]itischen Opposition und neuerdings auch des konservativen argen- 
tinischen Klerus haben zu einer Situation geführt, in der man mit 
seiner baldigen Ablösung durch einen anderen General rechnen muß, 


Der Marsch für Frieden, Brot und Arbeit 


Am 7. November fand in Buenos Aires eine große Demonstration der Gewerkschaften 
statt - der MARSCH FÜR FRIEDEN, BROT UND ARBEIT, zu dem die illegale pe- 
ronistische Dachgewerkschaft CGT aufgerufen hatte. Die Demonstration richtete sich 
gegen die nun schon fast sechs Jahre währende Suspendierung der verfassungsmä- 
ßigen Rechte,gegen die hohen Lebenshaltungskosten und die wachsende Arbeitslo- 
sigkeit, sowie gegen die Praxis des Verschwindenlassens politischer Oppositionel- 
ler. Die Teilnehmer forderten die Rückkehr zur verfassungsmäßigen Ordnung und be- 
zeugten ihren Willen, für Frieden, Brot und Arbeit zu kämpfen, 


Die Demonstration wurde von einigen Parteien, vor allem von der "Multipartida- 
ria"”, der Koaltion von fünf Parteien - der auch die Peronisten angeschlossen sind =, 
und den beiden Menschenrechtsorganisationen "Ständige Versammlung für die Men- 
schenrechte" und "Dienst für Gerechtigkeit und Frieden" des Friedensnobelpreis- 
trägers Perez Esquivel unterstützt. Der Vorsitzende der argentinischen Bischofs- 
konferenz, Kardinal Primatesta, erklärte, der Marsch sei vollkommen berechtigt 

und habe einen pazifistischen Charakter. 


Die Unterstützung der Kirche für die.Ziele der Demonstration kam auch darin zum 
Ausdruck, daß sie mit einer Messe in der Kirche von San Cayetano begann. San Caye- 
tano ist der Schutzheilige der Arbeit, und an jedem siebten des Monats pilgern vie- 
le Menschen zu dieser Kirche, um um Arbeit zu beten. An diese Tradition knüpfte 

die Demonstration der CGT an. 


Nach dem Gottesdienst, an dem auch General Liendo, der argentinische Innenminister, 
als geladener Gast teilnahm, machten sich die Teilnehmer auf den Weg ins Stadt- 
zentrum. Die Angaben über die Zahl der Demonstranten schwanken zwischen 10 000 R 
(so die Polizei) und 50 000 (so die CGT und die mexikanische Zeitung El Dja). Wäh- 
rend der Demonstration wurde immer wieder der Slogan gerufen: "Se vaa acabar, se 
va a acabar la dictadura militar" (Sie wird aufhören, sie wird aufhören die Mi- 
litärdiktatur) und "Freiheit! Freiheit!" 


Für die C6T ist die Demonstration ein wichtiger Erfolg, weil sie trotz des am Tag 
zuvor ausgesprochenen Verbots durchgeführt werden konnte und viele Menschen teil- 
nahmen. Dagegen konnten die Aktionen, zu denen die peronistische Partei und die 
Gewerkschaften zum 17. Oktober - dem peronistischen Jahrestag - aufgerufen hatten 
nach einem Verbot durch die Behörden praktisch nicht durchgeführt werden. Die Tat- 
sache, daß die Kirche an der Demonstration durch die Messe am Anfang ‚indirekt be- 
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teiligt war, mag dazu beigetragen haben, daß Polizei und Militär nicht eingriffen, 
Kritik der Bischofskonferenz 


Die Unterstützung der Ziele des MARSCHES FÜR FRIEDEN, BROT UND ARBEIT ist nur eines 
der Anzeichen dafür, daß die sehr konservative argentinische Bischofskonferenz, die 
das Militär offen unterstützt, in den letzten Monaten verstärkt Kritik an dem po- 
litischen und wirtschaftlichen Kurs des Regimes übt. Schon im Mai hatte sie ein 
Dokument veröffentlicht, das sich kritisch mit der wirtschaftlichen Situation 

des Landes auseinandersetzt. An 14. November stellten die Bischöfe nach ihrer 
Vollversammlung ein neues Dokument vor, das "Nationaler Wiederaufbau und morali- 
sche Ordnung" heißt und die Kritik vom Mai wiederholt und verstärkt. 


Das Dokuennt benennt zunächst die drängendsten wirtschaftlichen Probleme (Infla- 
tion, Rückgang der industriellen Produktion, zu niedrige Löhne, unerschwingliche 
Preise, Spekulation u.ä.) und erklärt, diese Probleme seien zwar Menschenwerk, 
hätten ihre wahre Ursache aber in der Sünde; eine wirkliche Lösung sei deshalb 
nur durch eine "moralische Umkehr" zu erreichen. Darauf folgt dann die Aufforde- 
rung an die Regierung: "Es ist dringend notwendig über Maßnahmen zu entscheiden, 
die den quälenden Umständen, die wir genannt haben, ein Ende bereiten. Dazu muß 
jeder entsprechend seinen Pflichten und Fähigkeiten beitragen, besonders aber die 
Behörden ..." Zustimmend zitiert das Dokunent die Enzyklika "Laborem Exercens" 
von Papst Johannes Paul Il, in der die Arbeitslosigkeit als ein "soziales Unglück" 
bezeichnet wird. "Wir müssen darauf hinweisen, daß Jede wirtschaftliche Lösung, 
wenn sie - wenn auch nur vorübergehend - den Menschen als Zentrum und Zie] allen 
wirtschaftlichen Handelns zur Seite schiebt, keine christliche und menschliche 
Lösung ist ..." Zum Schluß benennen die Bischöfe "auch auf die Gefahr hin, uns zu 
wiederholen, die angsterfüllte Situation der Angehörigen der Verschwundenen, ... 
das Problem derjenigen, die weiterhin ohne Prozeß inhaftiert sind, oder sich nach 
Verbüßung ihrer Haftstrafe auf unbegrenzte Zeit in Beugehaft befinden, ....den 
Schmerz der Opfer des Terrorismus und der Subversion"(letzteres darf natürlich um 
der Ausgewogenheit willen nicht fehlen!) „ Und weiter: "Die Kirche drückt durch 
ihre Hirten noch einmal ihre besondere Solidarität mit denen aus, die unter Angst 
oder Unsicherheit leiden, die keine Arbeit haben und mit all jenen, die die gegen- 
wärtige Krise unter besonders harten Bedingungen ertragen müssen."(Clarin,9.-15,11. 
Die Kommentatoren der argentinischen Zeitungen bezeichnen diese Erklärung der 
Bischofskonferenz als eine offene Kritik an der Politik der Militärregierung, die 
besonders auffällt, weil sie in einen Augenblick starker innenpolitischer Spannung 
veröffentlicht wurde. 


Bw" 


Violas politische Herzkrankheit 


Diese politischen Spannungen wurden verstärkt durch die Einlieferung von Präsident 
Viola in ein Krankenhaus am 9. Novemver wegen eines Herzleidens. Seither reißen 
die Spekulationen nicht ab, ob Viola überhaupt wieder in die Casa Rosada, das 
Regierungspalast in Buenos Aires zurückkehren wird - weniger, weil man um seine 
Gesundheit fürchtet, sondern weil das Gerücht geht, seine Krankheit habe politi- 
sche Ursachen, Die Wirtschaftspolitik unter seinem Wirtschaftsminister Sigaut, 

der den Kurs seines Vorgängers Martinez de Hoz nur halbherzig zu korrigieren ver- 
suchte, indem er den von Bankrotten bedrohten nationalen Unternehmen Kredite zur 
Abzahlung ihrer überfälligen Schulden versprach (vgl. LN 96),ist gescheitert: 

die nationale Industrie hat wieder einmal einen Rekord an Konkursen zu verzeich- 
nen, die Inflation ist in diesem Jahr wieder auf über 100% gestiegen, die Schul- 
den Argentiniens im Ausland sind nicht durch Devisenreserven gedeckt , die Reallöh- 
ne Sind erneut gesunken und mit ihnen die Kaufkraft, usw. Ein Teil des Milji- 

tärs ist mit Violas zaghaften Versuchen, zu einem "politischen Dialog" mit den 
Parteien zu kommen, nicht einverstanden - er geht ihnen bereits zu weit. Dies 
zeigte sich, als Ex-Innenminister General Harguindeguy erklärte, daß auch 1984 

der Nachfolger Violas auf jeden Fall vom Militär bestimmt würde. Gleichzeitig aber 
haben sich die oppositionellen Parteien einen etwas breiteren politischen Spiel- 
raum erkämpft und kritisieren die Politik des Militärregimes immer offener. Damit 
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hatte Viola praktisch alle wichtigen gesellschaftlichen Gruppen gegen sich: die 
Unternehmerverbände, Teile des Militärs, Teile der Landwirtschaft, die politischen 
Parteien und die Gewerkschaften sowieso. Unter diesen Bedingungen nimmt es nicht 
wunder, daß sich bereits seit einigen Wochen ein möglicher Nachfolger gemeldet hat. 


Als Nachfolger von General Viola hat sich General Leopoldo Fortunato Galtieri, der 
derzeitige Oberkommandierende des argentinischen Heeres, aufgebaut. Außer der Tat- 
sache, daß er als Chef der wichtigsten Waffengattung traditionsgemäß als Militär- 
präsident in Frage kommt (Videla und Viola waren vor ihrer Präsidentschaft ebenfalls 
Heeresoberbefehlshaber), verfügt Galtieri auch über die publizitätsträchtige Unter- 
stützung der US-Regierung. Als Galtieri aus Anlaß der Tagung der lateinamerikani- 
schen Streitkräfte in Fort McNair in den USA war, verstieg sich der Sicherheits- 
berater Reagans, Richard Allen, zu der Behauptung, Galtieri sei eine "majestäti- 
sche (!) Persönlichkeit"; Kriegsminister Weinberger sekundierte mit der Meinung, 
Galtieri sei ein "General, der beeindruckt". 


General Galtieri, der als einer der "Falken" innerhalb der argentinischen Streit- 
kräfte gilt, veranlaßte mit seinen ausweichenden Erklärungen über seine Anbitionen 
selbst ausgesprochen militärfreundliche Zeitungen zu ironischen Kommentaren. Als 

er der Presse erklärte, "Gott" und "die Argentinier" und "die, die darüber zu ent- 
scheiden haben" würden die Nachfolge Violas bestimmen, kommentierte LA NACION: 
"General Galtieri hat zwei neue Elemente in die Bestinmung des Nachfolgers von 
Viola eingeführt. Das eine ist Gott - ein omnipräsentes Element -, das andere sind 
die Argentinier, die bisher im Prozeß der Wahl des neuen Amtsträgers keineswegs 
alle anwesend und beteiligt waren, in diesem Prozeß, der bisher - wie man die ganze 
Zeit sagte - ausschließlich der Militärjunta vorbehalten war." (La Naciön,28.10.) 
Unterdessen sind Gott und die Argentinier aus dem Spiel: die Junta entscheidet ' 
doch wieder allein. 


Nachdem Viola nach einer Verschlimmerung seines gesundheitlichen Zustandes seine 
Amtsgeschäfte vorübergehend dem Innenminister General Liendo übergeben hatte, trat 
die Junta zusammen, um über die politischen Alternativen zu entscheiden. Bis spä- 
testens 17. Dezember wird die Entscheidung über die drei zur Debatte stehenden Mög- 
lichkeiten gefallen sein: 1) Viola wird gesund und übernimmt wieder die Antsgeschäf- 
te (unwahrscheinlich); 2) es stellt sich schnell heraus, daß er auf absehbare Zeit 
nicht ins Amt zurückkehren Kann; dann übernimmt Galtieri so schnell wie möglich die 
Präsidentschaft, ohne aber seinen Posten als Oberkammandierender des Heeres vorher 
abzugeben, wie es seine beiden Vorg änger getan haben; 3) Viola tritt "aus Ge- 
sundheitsgründen" zurück; dann bestimmt die Junta nach dem 17. Dezember in einer 
"regulären" (d.h. innerhalb des politischen Prozesses der Militärs regulären Prozeß) 
Wahl den Nachfolger. Der 17. Dezember ist deshalb ein wichtiges Datum, weil dann 
der Nachfolger Galtieris im Ant des Oberkommandierenden des Heeres seinen Platz 

in der Junta der Oberbefehlshaber der drei Waffengattungen einnehmen wird. Dann ist 
der Nachfolger Galtieris im Amt des Oberkommandierenden des Heeres seinen Platz 

in der Junta der Oberbefehlshaber der drei Waffengattungen einnehmen wird. Dann ist 
die Junta vollständig neu besetzt, da die Luftwaffe und die Marine bereits turnus- 
mäßig neue Oberbefehlshaber haben, die dann Mitglieder der Junta sind. 


Wenn also Viola vorzeitig abgelöst wird, ist Galtieri mit großer Sicherheit sein 
Nachfolger. Da er zu den "harten" Militärs gerechnet wird, ist eine Verschärfung 
der Repression und eine Verengung des derzeitigen politischen Spielraums zu be- 
fürchten. Auf dem Gebiet der Wirtschaftspolitik gilt er als Anhänger des neolibe- 
ralen Kurses, wie ihn der frühere Wirtschaftsminsiter Martinez de Hoz verfolgte; 
Benbachter erwarten. daß unter einem Präsidenten Galtieri die halbherzigen Ver- 
suche des derzeitigen Wirtschaftsministers Sigaut zur Rettung der nationalen In- 
dustrie vor dem totalen Bankrott aufhören werden. 


Außenpolitisch wird Galtieri sicher die Politik der USA in Mittelamerika rück- 
haltlos unterstützen. Auf der Novembersitzung der lateinamerikanischen Streitkräf- 
te in Fort McNair erklärte er: "Argentinien und die USA werden in diesem ideologi- 
schen Krieg, der in der ganzen Welt entfesselt wird, gemeinsam marschieren." 

(EI Dia, 9.11.1981) Aber offensichtlich geht es nicht nur um einen ideologischen 
Krieg, sondern um einen ganz realen Krieg in Mittelamerika. Die argentinischen 
Militärs, die bereits "Berater" in El Salvador stationiert haben, boten dem Regime 
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wiederholt Waffenhilfe an. Auf der genannten Konfernz der lateinameri i 

srholt Ife an. A : merikanischen 
Streitkräfte wurde die Möglichkeit beraten, den revolutionären Prozeß in ET Sal- 
vador durch die Intervention einer Truppe - bestehend aus Angehörigen der Streit- 
kräfte von Honduras, Guatemala, Chile und Argentinien - zu beenden. (ET Dia,9.11.) 


QUELLEN: ET Clarin (Buenos Aires), EI Dia (Mexico), Latin America Weekly Report, 


ee Regional Report / Southern Cone (London), La Nacion (Buenos 
Aires 


1976 — 1981: Folgen der Neoliberalen 


Das argentinische Militärregime hat mit seiner neoliberalen Wirt- 
schaftspolitik das Land in eine schwere Krise gestürzt. Man muß 
sich fragen, welche dauerhaften wirtschaftlichen Tendenzen in den 
vergangenen fünf Jahren initiiert wurden, wer von der Wirtschafts- 
politik profitiert und wer die Leidtragenden sind. Außerdem stellt 
sich die Frage, weiche alternativen Projekte von oppositionellen 
gesellschaftlichen Gruppen angeboten werden. Im folgenden Artikel 
wollen wir diesen Fragen versuchen nachzugehen. 


Die Hauptleidtragenden der argentinischen Wirtschaftspolitik unter der Militär- 
diktatur sind die Lohnabhängigen. Ein Indiz dafür ist, daß der Anteil der abhän- 
gigen Einkommen am gesanterı Nationaleinkonmen (Lohnquote) nach dem Militär- 
putsch drastisch ahnanm: 1975 hatte die Lohnquote mit 49,3% einen Höchststand er- 
reicht; sie sank dann auf 30,8% (1977) und stieg bis 1980 wieder leicht an 

auf = - ohne allerdings je wieder den Stand von vor dem Putsch wieder zu er- 
reichen. - 


Das bedeutet, daß in dieser Zeit ein Einkommensumverteilungsprozeß zugunsten 

der Kapitalbesitzer stattgefunden hat. Dieser Unverteilungsprozeß der Einkommen 
führte bei den Kapitalbesitzern zu einer Ansammlung von Geldvermögen, das aber 
nur zu einem geringen Teil in produktiven Investitionen angelegt wurde. Die 
Gelder flossen offensichtlich in Spekulationsgeschäfte, insbesondere in Finanzie- 
rungs- und Krediigesellschaften, Diese These wird durch die Entwicklung der sek- 
toralen Verteilung des Bruttosozialprodukts gestützt: Der Anteil der Industrie 
sank von 28 % (1976) auf 25,4 % (1980), während im gleichen Zeitraum der Anteil 
des Finanzsektors von 6,7 % auf 8,8 % anstieg. Das Spekulationskapital wurde 

dazu verwendet, Finanzierungsgesellschaften zu gründen, die Privatkunden Kredite 
zu sehr hohen Zinsen gaben (diese hohen Zinsen waren natürlich insofern nötig, 
als die Inflationsrate ständig über 100% betrug). Ein großer Teil der Kredite 
ging an Industrieunternehmen, von denen allerdings viele im Lauf der letzten Jah- 
re bankrott machten, bzw. ihre Verbindlichkeiten infolge des schlechten Ge- 
schäfts nicht einlösen konnten. Dies führte dazu, daß die "Financieras" reihen- 
weise ebenfalls bankrott machten, da sie zuviele Schuldner hatten, die zahlungs- 
unfähig waren. Die Spekulation zahlte sich nur für einige wenige internationale 


‚Großbanken aus, die nicht auf die falschen Kunden gesetzt hatten. 


Die genannte Abnahme des Anteils der Industrieproduktion an Bruttoinlandsprodukt 
ist eine Folge der Uffnung des nationalen Marktes für ausländische Waren. Die 
Branchen, die vom Import billiger Waren in ihrer Existenz gefährdet wurden, sind 
Nahrungsmittel-, Textil- und Bekleidungsindustrie, Leder-, Schuh- und Holzindu- 
strie, also ein großer Teil der traditionellen verarbeitenden Industrie Argen- 
tiniens im Bereich der nicht dauerhaften Massenkonsumgütern. Der Anteil der 
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SDU 2222010002 tan 
ü i i hend in den letzten 
cht dauerhaften Konsumgüter an Gesamtimport ist dementsprec r 

en Aestizdeh: 1970: 5,4 %, 1976: 2,0 %, 1978: 7,4 4%, 1979 11,2 %, erstes 
Halbjahr 1980: 15,9 2. 


i j dies sei nur "ein Verlust der 
i r aes Wirtschaftsmodells behaupten nun, 2er 
ee licrıten aufgeblähten Konsumgüterindustrien ... AuaUIS rs 
güter- und Zuischenproduktindustrien”, (v- N orscning = En. a 
Tagung der Arbeitsgemeinscha t Deutsc en nein 
so eindeutig scheint dieser Trend aber doch nic : nn en 
ien, die Investitionsgüter herstellen, hehe Investi f, 2 
nn “n der Produktion dieser Güter, wie folgende Tabelle zeigt: 


INDEX DER INDUSTRIEPRODUKTION 


1974 1976 1977 1978 1979 1980 
Bi 


Verarbeitende Industrie 112,4 100 103,2 97,1 113,6 114,6 
ner . ! RE. 

Nichtdauerhafte Konsumgüter 106,3 100 95,3 92,6 98,6 wa 

AB 
— -— 
Dauerhafte Konsumgüter 112,9 100 105,2 93,5 1120,4 127,7 
| ug 17 zu 

Zwischenprodukte 112,8 100 104,4 97,5 118,6 [113,4 

I - 


(Quelle: FIEL, zit. nach von Hagen) 


Die von den Apologeten der neoliberalen Wirtschaftspolitik Ange BUNMERUF EIS 
meldungen über das Wachstum der Möbel-, Metall al a nr bel: 
a : : 5 - für 
sich - zumindest was die Transportindustrie angeht no) 
i i ößten Probleme, ihre Autos zu verkau ä 
gen. Die Autokonzerne haben die gröl ? N SE ebgesünken: 
d die Produktion von Traktoren ist unter den 1 3 sun 
die Automobilhersteller bekommen Knie seärke le Fl Her ne zu 
u i i dadurch beschneidet, da : 
spüren, die den privaten Konsum j d a 3 ss 
i Inflationsrate hält. Eine weitere 
gen fast immer knapp unter der ] 2 N j ee  enechen, 
i ] 2 die, ob die vielgepriesenen Wac D ® 
Frage in diesem Zusammenhang wäre die, i a A 
i indest zu einem großen Teil im Besitz ausländisc e 2 ind; 
a ie Terder im Augenblick aus den uns vorliegenden Informationen nicht zu 
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klären. Für die Autoindustrie trifft diese Behauptung zu; ein Indiz für die 
Richtigkeit der These ist weiterhin, daß ein großer Teil der Direktinvestitio- 
nen in den Bereich der verarbeitenden Industrie geflossen ist. 


Die Neoliberalen sind der Ansicht, daß die Krise, die die argentinische Wirt- 
schaft in den letzten Jahren durchmacht, nicht weiter schlimm ist, da sie 
lediglich die Begleiterscheinung einer Politik darstellt, deren Zie] ein Wert 
an sich ist, für den auch schwere Opfer in Kauf genommen werden müssen; dieses 
Ziel ist das Zurück zur "freien Marktwirtschaft": "Der mikroökonomische Kern 
der Politik der Militärregierung besteht letztlich genau in ‘dem Versuch der Re- 
privatisierung das ökonomischen Risikos: einem Versuch der Wiedereinführung des 
Prinzips, daß jeder das Risiko seiner ökonomischen Handlungen selbst trägt und 
daß das Risiko-Ertrags-Verhältnis die Aktivitäten der Individuen lenkt ... Daß 
die Aufhebung der Risikosozialisierung den Widerstand der zuvor Subventionierten 
hervorrufen würde, ist ebenso klar und trivial wie die Erwartung, daß die er- 
forderliche Umstellung zu konjunkturelien Einbrüchen und Krisen führen würde. 
Das Wesentliche an der Wirtschaftspolitik seit 1976 ist der konsequente Versuch 
die Privatwirtschaft zu Akzeptierung des eigenen Risikos ihres Wirtschaftens 

zu zwingen, dessen Kollektivierung und die damit verbundene Subventionsstruktur 
aufzuheben.”(von Hagen) Und damit die "Privatwirtschaft" ihr Risiko akzeptiert, 
muß die Regierung dann wenigstens dafür sorgen, daß man beim Wirtschaften nicht 
gestört wird, z.B. durch unbotmäßige Gewerkschaften: "Eine Politik, die die 
Privaten zur Übernahme von Risiken zwingen will, muß das politische Risiko der 
Investoren minimieren und ihre Ertragserwartungen stabilisieren." (von Hagen) 


Auswirkungen auf die Lohnabhängigen 


Die Hirtschaftspolitik der Militärdiktatur hat es bisher nicht erreicht, die 
argentinische Wirtschaft durchgreifend zu "modernisieren". Dafür hat sie aber 
ein anderes Ziel unleugbar erreicht: die verstärkte Ausbeutung der Arbeiter und 
Angestellten. Neben dem Sinken der durchschnittlichen Reallöhne nach 1976 ver- 
schlechterte auch die wachsende Zahl der Arbeitslosen die Situation der Lohnab- 
hängigen (vgl. LN 98). Diese wachsende Arbeitslosenziffer ist nicht nur die Fol- 
ge der Entlassungen infolge von Firmenzusammenbrüchen oder Verminderung der 
Produktion, sondern auch die Folge von Rationalisierung und Mehrarbeit der ver- 
bliebenen Arbeiter: zwischen 1976 und 1980 sank die Zahl der in der Industrie 
Beschäftigten um 23 %. Gleichzeitig stieg die Zahl der in der Industrie gelei- 
steten Arbeitsstunden um 4,8 % an. Bei einigen Branchen zeigt sich dies beson- 
ders kraß: 


Veränderung in der Zahl Veränderung in der Zahl der 

der Beschäftigten geleisteten Arbeitsstunden 
pro Arbeiter 
1976 - 1980 1976 - 1980 
Elektroindustrie - 21,3% + -1,3% 
Keramik und Porzellan - 17,8% + 11,3% 
Gummierzeugnisse - 11,8% + 11,2% 


(zitiert nach von Hagen) 


Da parallel dazu auch die Produktivität in einigen Industriezweigen angestie- 
gen ist, heißt das, daß weniger Arbeiter heute mehr Arbeitsstunden verrichten 
und mehr produzieren, sich also die Ausbeutung verschärft hat. 
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Zwischen den verschiedenen Gruppen von Lohnabhängigen ist eine Differenzierung 
der Lofnskala zu beobachten, Die höheren Lohngruppen haben höhere Lohnzuwächse 
zu verzeichnen „ und die Verbesserung der Löhne betraf vor allem qualifizierte 
Arbeiter und höhere Verwaltungsangestellte. Dieser Prozeß wird noch dadurch ver- 
stärkt, daß die Arbeiter in Unternehmen mit überdurchschnittlichen' Wachstuns- 
raten und Produktivitätsfortschritten eher Reallohnerhöhungen erhielten als an- 
dere Arbeiter. Daraus läßt sich nun umgekehrt schließen, daß sich die Situation 
der unqualifizierten Arbeiter noch stärker verschlechtert hat, als es in den 
Zahlen über den Reallohnverfall ablesbar ist: die Vorteile der qualifizierten 
Arbeiter gleichen zumindest einen Teil des Reallohnverlust der anderen Arbei- 
ter in der Gesamtstatistik aus. 


Probleme der Gewerkschaftsbewegung 


Was haben die Gewerkschaften diesem Angriff auf die Lebensbedingungen der Lohn- 
abhängigen entgegenzusetzen? 


Die Gewerkschaften sind durch staatskommissarische Aufsicht (Intervention), re- 
Striktive Regelungen des Gewerkschaftsgesetzes von 1979 und durch das Verbot 
ihrer nationalen Dachgewerkschaft CGT sehr stark eingeschränkt, Die Koordination 
von Aktionen gegen die Wirtschaftspolitik der Militärregierung ist bis heute nur 
in Einzelfällen gelungen, wozu auch die ideologische Zerstrittenheit der argen- 
tinischen Gewerkschaftsbewegung beiträgt, deren beiden wichtigsten Flügel - 

die peronistische CGT und die regierungsfreundlicheren Gewerkschaftszentralen 
CNT und "Kommission der 20”, die sich beide in der "Intersectorial" zusammen- 
geschlossen haben - zwar derzeit über eine gemeinsame Vertretung beim Inter- 
nationalen Bund freier Gewerkschaften (IBF&) und der Internationalen Arbeits- 
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organisation (ILO) verhandeln, aber sonst praktisch nicht zusammenarbeiten. 


Die vielen Streiks auf Fabrikebene erfolgen ohne Koordination und werden von 
gewerkschaftlichen Basisgruppen geführt, die sich nicht ohne weiteres dem Führungs- 
anspruch der Gewerkschaftshierarchie unterwerfen. Nach Ansicht des argentini- 
schen Journalisten Bernetti (in einem Artikel in Le Monde Diplomatique en Espa- 
fol, November 1981) stellen diese Basisgruppen eine Kraft dar, die innerhalb der 
peronistischen Arbeiterbewegung ein Projekt der Selbstbestinmung verfolgt und 
ansatzweise in der täglichen gewerkschaftlichen Praxis im Betrieb auch durchsetzt. 
Infolge der ?sst vo?’"’stän dig fehlenden Information über derartige Vorgänge ist 
es uns nur möglich, diese Meinung zu referieren, ohne sie auf ihre Richtigkeit 
überprüfen zu können- 

Danach läßt sich von hier aus .... " _cstel’an, daß die argentinische Arbeiterbe- 
wegung derzeit eine Art von Zweite” .ıng charakterisiert: einerseits die Gewerk- 
schaftshierarchie, an der vor allem die alten Führungskader beteiligt sind, die 
versuchen, durch Druck oder durch Verhandlungen, bzw. durch eine Kombination von 
beidem, dem Regime einen größeren Spielraum gewerkschaftlichen Handelns abzu- 
“"ngen Auf der anderen Seite gibt es die Basisorganisationen unter der Führung 
von Gewerkschaftern, die sich nicht mehr ohne weiteres in die alten Konflikt- 
linien der peronistisch orientierten Gewerkschaften einfügen; sie orientie- 

ren ihre Aktionen an der Verbesserung der unmittelbaren Arbeits- und Lebensbedin- 
gungen der Arbeiter. Diese Gruppen scheinen politisch der linksperonistischen 
Strömung der "Intransigencia" nahezustehen, die dem Regime am unversöhnlichsten 
gegenübersteht. 


Die Opposition der Parteien 


In der politischen Landschaft Argentiniens haben allerdings im Verlauf des Jah- 
res. 1981 die Gewerkschaften weniger die Initiative innegehabt als die Parteien. 
Mit dem Scheitern der Wirtschaftspolitik Sigauts, die das Regime einen großen 
Teil der Unterstützung aus Unternehmerkreisen kostete, haben die bürgerlichen 
Oppositionsparteien die Initiative ergriffen und mit der Gründung der "Multipar- 
tidaria" eine Koalition geschaffen, die als nicht zu übersehender politischer 
Faktor für die Militärs einen möglichen Dialogpartner darstellt. Langfristig dürf- 
te das Militär ein Interesse daran haben, die politische Verantwortung für die 
wirtschaftliche Situation nicht länger allein tragen zu müssen und deshalb eine 
Beteiligung der Parteien an der Macht anstreben. Vorbedingung dafür wäre aller- 
dings die Versicherung der "Multipartidaria", daß die Verbrechen des Militärs 
gegen die Menschenrechte nicht untersucht und verfolgt werden. Dies zeigt auch 
der gerade bekannt gewordene Entwurf für ein Parteienstatut, das die zukünftige 
Kiederzulassung von Parteien regeln soll. Der Entwurf des Statuts sieht vor, 

daß folgende Parteien verboten bleiben: Parteien, die eine Untersuchung des 
"schmutzigen Krieges" gegen die Guerrilla fordern, die den "Klassenkampf und 

das Gemeineigentum an den Produktionsmitteln" befürworten, die "die Menschenrech- 
te und ihre Garantien verfremden (!)", die "die staatlichen Institutionen zu 
parteilichen Zwecken ausnutzen wollen", die internationalen Parteizusammen- 
schlüssen angehören. Ziel des Statuts sei die Schaffung eines Parteiensystems, 
dem nur wenige aber große Parteien angehören. (Clarin, 2.-8.11.1981) 


In den ersten Reaktionen haben die Parteien, die der Multipartidaria angehören, 
diesen Entwurf abgelehnt, aber sie werden über ihn verhandeln. Der"politische 
Dialog"zwischen Militär und den Parteien ist allerdings jetzt erst einmal auf 
Eis gelegt bis das Schicksal Violas geklärt ist, damit seinem möglichen Nach- 
folger keine Entscheidungen vorweggenommen werden. 


Quellen: Clarin (Buenos Aires), Dia a Dia (Madrid), Unterlagen der Tagung der 
Arbeitsgemeinschaft Deutsche Lateinamerika-Forschung (ADLAF) am 30.10.-1.11.81 
über Argentinien 
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BOLIVIEN 


Die Geschichte einer Radioschule 


Was eine Radioschule ist,weiß hierzulande wahrscheinlich kaum jemand. Das ist 
auch nicht verwunderlich. Denn während wir hier dabei sind uns durch den Medien- 
dschungel zu schlagen, kämpfen die Menschen in Bolivien u.a. auch um ihr Recht 
auf freie Meinungsäußerung und Pressefreiheit, Ein Recht, das Seit dem Garcia 
Meza-Putsch im Juli 1980 von den Militärs vollkommen außer Kraft gesetzt wurde. 


In einem Land wie Bolivien, in dem fast zwei Drittel der Bevölkerung Analpabe- 
ten sind, hat die Medienlandschaft ihr eigenes Gesicht. Dabei geht es bestimmt 
nicht darum, die Morgenzeitung auch in der tiefsten Provinz rechtzeitig auf 
dem Frühstückstisch zu haben. Die einzige -permanente- Kommunikationsmöglich- 
keit zwischen Stadt und Land funktioniert via Äther, Eine Campesino-Familie 
mag noch so arm sein, ein Transistorradio besitzt sie fast immer. Daraus er- 
klärt sich von selbst die enorme politische Rolle, die dem Medium Radio zu- 
konnt. 

Wir wissen, daß die Propaganda die primitivste Form der militärischen Unter- 
drücker ist, ihre Herrschaft verbal zu legitimieren. Momentan geschieht dies 
über die "nationale Kette", in der selbstverständlich nur der Zensor das Sa- 
gen hat. Sämtliche regierungsunabhängigen Radios sind geschlossen. Der darin 
enthaltene politische Sprengstoff zeigte sich auch beim jüngsten Bergarbeiter- 
streik in Huanuni, in dem die Kumpels die Rückgabe ihrer Sender verlangten. 
Neben ihren gewerkschaftlichen Sendern gibt es noch diejenigen, die im "Radio- 
schulen-Verband"” (ERBOL) zusammengeschlossen sind und u.a. auch von Misereor 
als entwicklungspolitische Projekte gefördert werden. Eine dieser Radioschulen 
ist Pio XII, die im traurig-berühmten Llallagua/Siglo XX-Bergbauzentrum arbei- 
tet. Ursprünglich von der Kirche als Gegengewicht zum {wie auch immer gearteten) 
Kommunismus konzipiert, erfuhr gerade Pio XII eine interessante Wandlung. 


Ein Mitarbeiter unserer Redaktion sprach wenige Monate nach dem Garcia Meza- 
Putsch mit dem heutigen Verantwortlichen Leiter von Pio XII. Auf diesem Gespräch 
beruht die folgende Selbstdarstellung Über die Geschichte des Senders. Wir gin- 
gen dabei ebenfalls nach dem Prinzip vor, nach dem Pio XII arbeitet. Auf der Tür 
zum Aufnahmestudio haftet ein Aufkleber, den selbst die Militärs nicht abkriegen 
konnten. Seine Worte symbolisieren in Kurzform, worauf die Arbeit des Senders 


beruht: "Es ist verboten im Namen des Volkes zu sprechen. Das Volk hat das Wort". 
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Der christliche Sender 


"Dieser Sender wurde am 1.Mai 1959 gegründet, Er gehärt dem katholi- 
schen Drden der Oblaten,Als sie hier anfingen zu arbeiten, erhofften 
sie, auf diese Weise besonders viele Menschen zu erreichen. Die erste 
Priotität des Senders war damals die Verbreitung der christlichen 
Botschaft unter den Bergleuten, die bereits damals ihre eigenen Sen- 
der hatten. 

Der erste Sender, der hier existierte, war "Radio Llallagua", früher 
die "Stimme des Goldes" (La voz del Oro) genannt, Dann war da noch 
Radio "?9, Dezember", der den Bergarbeitern von Catavi gehärte, und 
Radio "Stimme des Bergmanns" ((.a voz del minero) - Eigentum der Berg- 
arbeiter von Siglo XX. Diese beiden Sender sahen ihr vorrangiges Ziel 
natürlich in der gewerkschaftlichen Arbeit, die oft nach den partei- 
politischen Interessen der Gewerkschaftsführer ausgerichtet war, 
Viele Bergarbeiter, die der Kimhe nahestanden ‚wünschten sich einen 
Sender mit christlicher Ausrichtung, was den Interessen der Oblaten 
sehr entgegen kan, 

Auf jeden Fall kam der neue Sender gut an und entwickelte sich im 
Laufe der Zeit zu einem nationalen Ausbidungszentrum für Radiojour- 
nalisten aus dem ganzen Lande. Die bedeutenden Journalisten, die 
heute in den Radio- und Fernsehanstalten van La Paz arbeiten, haben 
fast alle hier in Pio XII angefangen, 

Pio XII stand in keinem Fall in Konkurrenz zu den anderen Sendern. 
Viele Arbeiter -insbesondere trotzkistischer oder kommunistischer 
Ausrichtung- waren damals der Ansicht, der neue Sender sei gegriün- 
det worden, um den Kommunismus zu bekämpfen. Deshalb gab es in den 
ersten Jahren -bis ungefähr 1964- Angriffe von seiten der Bergleute. 
Diese benutzten sogar Dynamit und richteten Morddrohungen gegen eini- 
ge Mitarbeiter, 


Maulwurf-Menschen 


Jedoch waren es nicht diese Angriffe, die zu einem Wandel innerhalb 
des Senders führten, sondern vielmehr war dies auf die alltäglichen 
Erfahrungen der Oblaten zuriickzuführen, Dis Bergleute hier -und das 
bestätigen auch die Ausländer- arbeiten unter unmenschlichen ßedin- 
gungen. Und wir, die wir hier arbeiten, kännen doch daran nicht vor- 
beisehen, Der Bergmann ist wenig mehr als ein menschlicher Maulwurf. 
Abgesehen davon, ein Maulwurf-Mensch zu sein, der unter krankmachen- 
den und unwürdigen Bedingungen arbeitet, unter ständiger Lebensgefahr 
steht wegen der alten abgenutzten Maschinen - abgesshen von alledem 
wird er obendrein noch schlecht bezahlt. Ihre Situation ist beschis- 
sen. Im Moment erhält der Bergmann einen Tageslohn von weniger als 

4 DM, was natiirlich iiberhaupt nicht dem Wert seiner Arbeit ent- 
spricht. Dazu muß man noch in Betracht ziehen, daß es doch der Berg- 
bau ist, von dem die bolivianische Wirtschät lebt, ae: 

Diese ganzen Umstände haben dazu beigetragen, daß die Mblaten schlieR- 
lich die Realität der Bergleute sehen lernten, Mit ihren eigenen Au- 
gen waren sie Zeugen in was fiir Löchern die Bergleute wohnen missen. 
Es gibt nur zwei kleine Zimmerfiir eine Familie von 7 bis 9 Leuten, 
Die direkte Erfahrung mit dem unglaublichen Ausbeutungssystem dem 

die Bergarbeiter unterworfen sind, hat die Meinung der Leute ver- 
ändert, die im Sender gearbeitet haben. Sie sahen, daß sich die Berg- 
leute nicht umsonst beschwerten und daß ihre Forderungen gerecht wa- 
ren. Und ich glaube, daß für ihre Veränderung ein Ereignis noch aus- 
schlaggebender war: Die Halbierung der Lähne auf Anordnung der Re- 
gierung Barrientos im Jahre 1965. Weil sich die Bergleute dieser Maf- 
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nahme natürlich widersetzten, entsandte die Regierung das Heer und 
es kam zu einem Massaker, bei dem viele Berleute ermordet wurden, 
Die Oblaten waren Zeugen, Bei der gleichen Gelegenheit wurden Hun- 
derte verhaftet, exiliert oder verhanmnt, Viele Familien wurden aus- 
einandergerissen, verloren ihre Arheit und viele Kumpels wurden in 
unbedeutende Minen versetzt, 


"Maulwurfmen- 
schen" vor der 
Einfahrt in 
den "bocamina" 
-den Mund des 
Bergwerks 


Im Juni 1967 kam es unter der gleichen Regierung zu einem a nn 
Sch immeren Massaker, Die Arbeiter, dis sich erneut a 
ten, um ihre wirtschaftliche Situation zu ı N ne u 3 
j J fallen. Es war in der Na . S 
wehrlos von den Soldaten überfa .E ee See 
i i ivi i tionelles Fest ist. Es is , 
die in ganz Bolivien ein tradi ‚Fe 
ek kleine Faller anzumachen und mit der Sn ans st 
i iese Ge it 
i ? orgerückter Stunde nutzten die soldaten ° 1 
or, sich in die Siedlungen und übeffielen die Feiernden. 


= verschleppt, exiliert .... und 


Wieder wurden Unzählige ermordet, ‚® 
wieder wurden zahllose Familien in Armut. gestürzt, 


Die Wandlung 


Die Mitarbeiter von Pio XII konnten angesichts dieser Ereignisse 
nicht länger die Augen verschliessen,. Wir haben begonnen, die Situa- 
tion zu analysieren uns fragten uns, welchen Grund die Militärs für 
ihr Vorgehen hatten und welche Schuld die Kumpels traf, Wir haben 
alles gründlich durchdacht und sahen, daß das einzige das die Rerg- 
leute forderten Serechtigkeit war. Sie wollten ihre geuerkschaftli- 
chen Freiheiten und einen Lohn, der wenigstens ausreichen sollte, 


ihre Kinder zu ernähren, 


Wir haben begriffen, daß die Forderungen der Bergarbeiter gerecht 
sind und immer schan gerecht waren, Und so bereuteten diese Ereig- 
nisse einen KEinschnitt in der Seschichte des Senders und gleichzei- 
tig einen Wendepunkt, Wir wurden radıkaler und begannen, die Pro- 
bleme das Volkes vom sozialen Standpunkt aus zu sehen und danach 
haben wir dann die Konzeption des Senders ausgerichtet, Vom helrhren- 
den Stil kamen wir ab, hin zu einem hinterfragendens Wir fragten uns, 
ob denn die Gesetze nur. den Regierenden und Reichen nützen; ab die 
Gesetze nicht auch für das Volk gemacht sind und ihm die Mäglichkeit 
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ffir eine Entwicklung geben müssen; warum denn die gewerkschaftlichen 
Rechte und Freiheiten ständig aufgehoben werden; warum denn die Mehr- 
zahl der Arbeiter immer noch diese Ausbeutung erträgt; warum die 
Frauen all dieses aushalten; etc, 


Die Angriffe der Militärs 


Mit dieser ideologischen Wandlung des Radios kamen die Angriffe nun 
nicht mehr von Seiten der Bergleute, sondern von Seiten der Regie- 
rung, Die Bergleute wurden jetzt zu unseren Verteidigern und der 
Sender begann, sich im Volk zu verankern, Die erste Intervention 
seitens der Regierung erlitten wir 1967, als die .Militärs in den 
Sender eindrangen, das Personal und die Pater gefangen nahm und so 
den Sender für einige Tage zım Schweigen brachten, In den folgenden 
Jahren gab es nach etliche Übergriffe, Einer der schwersten geschah 
im Januar 1975, als ein Kommandounternehmen alles zusammenschlug, 
die Ausrüstung nach La Paz schleppte und die Geistlichen gefangen- 
nahm, Gleichzeitig wurden die anderen hiesigen Sender überfallen. 
Erst nach mehrmonatigenm' Zuangsschweigen' konnte auf Grund des stän- 
digen Pruütestes der Bergleute und der Dblaten die Arbeit wieder 
aufgenommen werden. Aber nur für kurze Zeit, denn bereits im Juni 
1976 hat die Regierung erneut eingegriffen und den Sender für fast 
1/2 jahr geschlossen, 

Pan kann sehen, dass unsere Arbeit der Regierung nicht gefällt. Sie 
beschimpfen uns als Fxtremisten und Kommunisten aus dem einfachen 
Grund, dass wir "ildungsarbeit machen. Und weil wir uns mit den Hoff- 
nungen der Menschen identifizieren. Pio XII war nie ein Sender ex 
tremistischer Tendenz und wir haben auch nie Parteipolitik betrieben,. 
"ir haben uns nur von den Interessen des Volkes leiten lassen und 
von der Snzial-Noktrin der Kirche sowie den Dokumenten der PRischofs- 
kanferenzen von Medellin und Puehbla, 


Mit Steinen und Knüppeln 


In Dezember 19758 konnten wir unsere Arbeit wieder aufnehmen, his im 
Juli 1973 das Militär erneut den Sender iberfiel. Sie haben herum- 
geschossen-man kann jetzt noch die Einschiisse in den Wänden sehen- 
verhafteten Mitarbeiter, darunter den Su: “isrYr der Oblaten,und an- 
dere hier im Haus verprügelt. Aber diesmal merkten die Arbeiter und 


vor allem die Frauen sofort was geschah, Es war unglaublich, wie 

viele von ifinen kamen um den Sender zu verteidigen, Sie haben die 
Militärs rausgeschmissen und 4n die Flucht geschlagen. Die Frauen 
hatten keine \laffen, sondern nur Steine, Knüppel oder was sie ge- 
rade greifen konnten.fber sie waren so viele! Die Soldaten flüch- 
teten und liessen sich lange nicht mehr blicken, 


Die Radioschule 


Charakteristisch für unsere heutige Arbeit ist, dass wir eng mit 

den Berglruten und Bauern zusammenarbeiten. Das sind die beiden gro- 
Ren Sektoren, die in Bolivien zm meisten ausgebeutet werden, Die 
Campesinos leben noch heute wie in der Kolonialzeit, benutzen die- 
selben arimitiven Geräte für die Bearbeitung des Landes, Sie le- 
ben in elenden Hiitten, haben nicht genug zu essen und fast gar 

keine Einkiinfte, Der Grossteil sind Analphahbeten, Die bisherigen 
Regierungen haben nichts für die Campesinos getan. 


In unserem Sender haben uvir eine eigene Abteilung für die Probleme 
der Campesinos, das'Departamento de Promocinn Rural! ( Abt, für 
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ländliche Entwicklung). Wir arbeiten hauptsächlich mit den Bauern 
aus der nördlichen Region von Patosi zusammen, Die wenigen Produkte 
die sie haben, verkaufen sie hier in den Minengebieten, 


Wir haben besondere Radioprogramme für sie in ihren eigenen Sprachen 
- Quechua und Aymara- entwickelt, Darin geht es um Bewusstseinsbil- 
dung, Menschenrechte, um die Freiheit und Würde des Menschen. Dane- 
ben machen wir Programme für die konkreten Bedürfnisse der Bauern, 
die in der Verbesseruno ihrer landuwirtschaftlichen Kenntnisse lise- 
gen; sowie eine Orientierungshilfe zur Bildung von Genossenschaften 
geben. Besonders wichtig sind uns auch unsere Alphabetisierungspro- 
gramme. 

Mit den Campesinos, die unsere Programme hören, besteht ein konti- 
nuierlicher Kontakt. Wir legen sehr viel Wert auf die Rückantwor- 
ten, die wir von ihnen srhalten und auch sind unsere Programme so 
gestaltet, dass sie sich daran beteiligen können. Manchmal machen 
wir Hörspiele die von den Leuten selbst aufgenommen werden. Auch 
wenn diese Sendungen technisch schlechter sind, haben wir doch he- 
rausgefunden, dass sie sehr effektiv sind. Das ist unsere Arbeits- 
weise, mit der wir die BasisnÄhe herstellen, 


Zentrum für Volkserziehung PIO XII 


Bis Juli 1980 arbeiteten hier 26 Leute. Seit 1978/79 sind wir hier 
in einem Umbruch begriffen. Um systematischer arbeiten zu können, 
haben wir verschiedene Abteilungen in unserem Radio eingerichtet P 
und wir begreifen uns jetzt als"Zentrum für Volkserziehung PIO xIr 
(Centro de £ducacion Popular PIO XII). Da ist die Abteilung für 
"städtische Bildung” (Promocion Urbano), die es sich zur Aufgabe 
macht mit der Bevölkerung von Siglo XX und LLallagua zu arbeiten. 
Eine Gruppe arbeitst mit den Bewohnern der Elendsviertel (Barrios 
marginales), die sich organisieren, um ihre Viertel zu verbessern. 
Eine andere Gruppe arbeitet im Bereich der Frauenbildung (Promotion 
de las Mujeres), eine weitere mit den Veneristas und Pirquineros 
(Bergleute, die auf eigene Rechnung arbeiten), Diese stellen einen 
wichtigen Sektor innerhalb der Bergleute dar und sie sind in einem 
unglaublichen Ausbeutungssystem gefangen, Der größte Teil von ihnen 
sind Analphabeten und kommen vom Land, was bedeutet, dan sie sich 
leichter ausbeuten lassen. Eine andere Gruppe arbeitet mit den 
Jugendlichen, den Kindern der Bergleute. Dort fragen wir z.B. 
was diese von ihren Vätern, die in der Mine arbeiten, denken und 
wie sie deren Situation verstehen. F 

i ilung arbeiten wir mit verschiedenen Methoden: 2.8. 
ee Interviews, Podiumsdiskussionen und a ne 
Veranstaltungen. Zum Teil arbeiten wir mit audiencia controllada 
(definierten Zielgruppen). Nehmen wir z.B. ein Programm, das den 
Frauen gewidmet ist. 


Frauen Programme 


Es gibt hier in Siglo XX das Hausfrauen-Komitee, dessen Mitglieder 
laufend unser Programm hären. Wir suchen dann ihr "Feedback um zu 
sehen, wie sie unsere Sendung aufnehmen und umsetzen, Nehmen wir 
z.B. die Geldentwertung, liber die Hausfrauengruppen kfnnen wir Hun- 
derte bis zu Tausend frauen erreichen, die sich mit diesem Froblem 
auseinanders tzen. Wir begleiten unser Programm mit Info-Heften und 
Umfragebfigen, um die Meinung der Frauen zur Inflation zu erfahren, 
Wie ist ihre Reaktion und welche Läsung schlagen sie vor? Und mit 
diesen Antworten arbeiten wir neue Programme aus. So lernen wir die 
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Meinung der Laute kennen und vermeiden, daß wir nur unsere eigenen 
Vorstellungen verbreiten, 


Andere Sendungen zielen auf die Gleichberechtigung der Frau ab, 
zeigen ihre Rechte auf und aktive Beteiligungsmöglichkeiten im Ent- 
wicklungsprozess des Volkes, daß sie nicht nur in der Küche stehen, 
sondern sich auch an den Kämpfen ihrer Männer beteiligen, 


Bis 1964 haben die Oblaten größtenteils Leute von ausserhalb in den 
Sender geholt, aber seit den Jahren 1964/65 hat sich diese Situation 
verändert, Die meisten Mitarbeiter stammen aus der Umgebung, zum 
Teil aus dem Sektor der Campesinos oder dem der Bergleute, Lediglich 
der Direktor ist ein Oblate, Wir sind Mitglied in der ERBOL (Escuela 
Radiofonica de Bolivia) und e 


des über Mesranm rhalten einen großen Teil unseres Gel- 


Die Nachricht macht das Volk 


Ohne !bertreibung glaube ich, daf die Bergleuts - 
eigenen Sender haben - sich mit pIn XII identifizieren. Sie sagen 

daß pIO XII der Sender der Bergleute ist und das größte ertragen. 
und die meisten Zuhörer hat. Nehmen wir 2.B. die Nachrichtenpro Tam- 
me, für die wir unser eigenes Presseteam haben. Unser Arheitaeki] 
geht nach ‚dem Motto "Die Nachricht macht das Volk" und Radio PIO XII 
ist ein Teil des Volkes und muß alle Informationen aufgreifen die 
von dort kommen, Erst das Volk und dann die Autoritäten, Normaler- 

‚„ indem man die 

ung des Volkes kaum beachtet, 

weil es für uns wichtiger ist, was 

e ermäglicht es uns, im Volk veran- 
l der Geschichte von Siglo x%, 


obwohl sie ihre 


Wir drehen dieses Verhältnis um, 
das Volk denkt. Diese Arbeitsweis 
kert zu sein. PID XII ist ein Tei 


Der Putsch 


Zuletzt konnten wir bis Juli 1980 arbeiten, Wer die Geschichte des 
De kennt, weiß daß unsere Arbeit damit beendet war. PIO XII 
mußte in diesem Moment Partei ergreifen: Entweder ruhig blej 
t R eiben 
damit den Putsch unterstützen oder reden, wie es das Volk von ee 
erwartete. Das Volk hat den Putsch abgelehnt und wollte Widerstand 
leisten, In diesem Moment hat sich PID XII entschlossen, sich auf 
er Seite Se zu stellen. Wir haben uns nicht direkt an Ak- 
onen gegen den Putsch beteiligt, aber wir h j iv ü i 
ee dt, u aben objektiv über die 
Viele Sender waren bereits überfall 
Viel j ) en und geschlossen worden i 
en bildeten eine Kette, Gleichzeitig hatte die Buesele nern 
nt a Nehmen gleichgeschaltet und damit zu offi ? 
anen gemacht, !iber diese wurden nun nur Fal i R 
verbreitet, die sämtlich den Inter en 
5 essen der neuen Reois 
chen. 2. B. verbreitete man, d i en 
. B. aß die Bergleute den Wid t 
geben hätten, mit der neuen Re i i ee 
. t glisrung einverstanden i i 
Lage im Lande friedlich sei, I i i i en 
Friec . In Wirklichkeit wurde ein roR Mm 
ker von den Militärs angerichtet, in dem viels Leute Ihr eben ne 


Es gäbe da noch viel mehr i 
c zu beriohten, In diesem Moment f 
on Aufgabe, über die tatsächlichen Geschehnisse zu info en 
u .. Zweck schloss bliebenen Sende zo 
a oo zusammen, Es waren ungefähr 15 aus Consajo Denke S 
en ee Huanuni und Siglo XX, Schritt für Schritt be 
> das Militär die verschiedenen Bergobauz i 
Consejo Central Sur, dann Colauiri, ae m 
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Das Ultimatum 


Am 23, Juli stellten die Militärs Siglo XX ein Ultimatum. Eine der 
Forderungen seitens der Militärs war die Schließung der Sender und 
die Übergabe der Sendeausristung. Um weiteres Blutvergiefen zu ver- 
meiden, beschlossen die Oblaten darauf einzugehen, denn Apparate 
kann man kaufen, Menschenleben aber nicht, Angesichts dieser Situ- 
ation haben wir unsere Sendungen eingestellt. Am ?4. Juli gaben wir 
als letzte Nachricht bekannt, daß PIO XII es vorzieht zu schweigen, 
um ein Massaker zu vermeiden, 


In dem Abkommen verpflichteten sich die Militärs, die Anlagen inner- 
halb von 45 Tagen zurückzugeben, Inzwischen sind aber schon 8 Monate 
vergangen, ohne daß wir unsere Ausriistung zuriickbekommen haben, Wir 
wissen nicht, un sie geblieben ist und es sieht so aus, als oh we- 
der wir noch die anderen Sender ihre Anlagen in naher Zukunft zu- 
rück erhalten werden. Nichts desto trotz versuchen wir alles - 

auch auf kirchlicher Ebene - um die Lizenz für die Wiedereröffnung 
zu erhalten. Aber wir haben wenig Hoffnung, weil gerade diese Re- 
gion hier sehr konfliktreich und kämpferisch ist. Und für die Mili- 
tärs sind wir ja Extremisten und Kommunisten, Es wurde Auch darüber 
diskutiert, ob man weiter arbeiten kfnne unter der Bedingung der 
ständigen Anwesenheit von Militärs im Sender. Aber das können wir 
natürlich nicht akzeptieren-- auf keinen Fall. 


Zur Zeit geht die Arbeit unserer Ausbildungstseams weiter, wenn auch 
ohne die Unterstützung des Senders. Aber dieses Arbeit ist sehr schuie- 
rig und beschränkt wegen der Bedrohungen, denen unsere Leute ausge- 
setzt sind. Und die Leute fürchten sich, weil das Regime uns als 
subversiv darstellt, 


Verfolgungen 


Ich möchte noch etwas anderes erzählen. Viele unserer Mitarbeiter 
mußten untertauchen, weil sie verfolgt wurden. Die Mitarbeitefvon an- 
deren Sendern wurden verhaftet und zum Teil exiliert. Vor kurzem 
noch wurde einer von uns verhaftet und nach La Paz gebracht, Zum 
Glück ist er wieder freigskommem. Ich muß sagen, daß unsere Mitar- 
beiter sehr mutig und engagiert sind. Nach einer Zeit im Untergrund 
sind sie an die Arbeit zurückgekehrt und machen nun weiter, wenn 
auch sehr eingeschränkt, Sie miissen sehr vorsichtig sein und dür- 
fen sich nicht überall zeigen, 


Gleichgeschaitete Medien 


Im ganzen Land wird die Fresse zensiert und die Folgen sınd sehr 
negativ. Wenn ich auch meine, daß es besser wäre, wenn die Leute 
selber darüber berichten würden, mächte ich doch einiges von dem 
erzählen, was uns aufgefallen ist. Es gibt zur Zeit in Bolivien 
keine Pressefreiheit, Das Regime benutzt ein vertikales und voll- 
kommen einseitiges Informationssystem, Es gibt den Sender i 
"Radıo IlLlimani”, Nur die Nachrıchten dieses Senders sind vom Regime 
autorisiert und die übrigen‘ Sender müssen sie übernehmen. Es gibt 
kein einziges unzensiertes Medium. 


; e ia ist eine unab- 
Ein Beispiel ist der Fall von Presencia. Presencia is 
hängige anenzalkung, die der Kirche gehört. Am 29. Dezember 1980 
hat Presencia eine Mitteilung veröffentlicht, die offensichtlich 


dem Zensor entgangen war. Es ging darin um die Neubesetzung von mi- 
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litärischen Ämtern, Das Regime forderte den Chefredakteur auf, den 
Namen des Informanten preiszugeben, was dieser natürlich verweigerte 
- trotz der Bedrohung seitens des Innenministeriums, Presencia wur= 
de daraufhin am nächsten Tag geschlossen, aber unter einem anderen 
Vorwand, Der Zeitung wurde vorgeworfen, die Würde der Frau von 

Sta. Eruz verletzt zu haben, Aber das war natürlich vollkommen 
idiotisch. So verzerrt man die Wahrheit und belügt das Volk. 


Deutsche Welle im Siglo XX 


Angesichts dieser Situation entsteht eine interessante Geschichte, 
Die Leute sind doch nicht dumm. Bevor sie diese gleichgeschalteten 
bolivianischen Sender hären, ziehen sie es vor, Sich 'iher interna- 
tionale Radioprogramme zu informieren. Sie hären die Deutsche Welle 
Schweden International, Radio Exterior de Espania, die Stimme der ’ 
USA, und Radio San Franzisco. Der Empfang ist gut und sie sind gut 
darüber unterrichtet, was in Bolivien passiert. Du könntest irgen- 
einen Kumpel fragen, "Was härst du für ein Radio?" und er wird dir 
ganz selbstverständlich die obigen Sender nennen. Sie sind unent- 
bshrlich für uns, 


Es gibt viele Leute die uns helfen. Sie kommen und erzählen, was 
sie in dissem oder jenem Sender gehürt haben, 2,8, die Sache, daß 
Regierungsmitglieder sich am internationalen Drogenhandel beteili- 
gen. 2.B. der Absturz eines Flugzeugs des Innenministers Arce Gomez 
in Kolumbien: Vollbeladen mit Kokain. Jemand hat nun diese Sendung 
aufgenommen und bringt sie uns, Da sieht man, wie wichtig die aus- 
ländischen Nachrichten für uns sind, 


Zum Schluß noch eins: Ich meine es gibt viele Möglichkeiten wie 
Journalisten aus Europa uns und den übrigen Sendern helfen könnten 
Sie können sich mit uns solidarisieren und uns helfen die Presse- ö 
freiheit in Solivien zurückzugewinnen, In diesem Moment ist die 
Informationslage ‚sehr schlecht, was uns als Bolivianer sehr schmerzt 
Venn die Journalisten aus anderen Ländern uns helfen, die Fresss- -- 
freiheit in Rolivien wiederzugewinnen, so wären wir ihoen sehr danke 
bar und wüßten das auch zu schätzen, denn im umgekehrten Falle ü 

den auch wir Bolivianer solidarisch sein, a 


Wandparole in LLallagua:"Töte nicht! Lass leben!" 
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BRASILIEN 


Eine Krähe hackt der anderen kein Auge aus 


Das mißglückte Bombenattentat auf das Riocentro in Rio de Janeiro, wo in der Nacht 
vom 30. April auf den 1. Mai dieses Jahres zwischen 15- und 20.000 Menschen einer 
Kulturveranstaltung beiwohnten (wir berichteten darüber in den LN 94), ist den mei- 
sten Lesern wohl noch in Erinnerung. Es hat erstmals die Verwicklung von Militärs 
in die 41 Bombenanschläge seit dem 28.8.79 (dem Tag, an dem Präsident Figueiredo 
sein Amnestiegesetz bekanntgab) bis zum Riocentro-Attentat erwiesen: eine Explo- 
sion in einem Sportwagen zerfetzte den FeldwebeT Guflherme Pereira do Rosärio; 

der Fahrer, Hauptmann Wilson Luis Chaves Machado, wurde lebensgefährlich verletzt, 
Zwei weitere Bomben im Wagen waren nicht explodiert. Die beiden sich im Dienst be- 
findenden Militärs arbeiteten für den Geheimdienst (Nachrichtendienst) der Armee, 
den CODI-DOI, der jahrelang für die Folter- und Repressionsmechanismen verantwort- 


lich war. 


Auszug aus dem Hilferuf eines Teilnehmers an der Kulturveranstaltung des CEBRADE 
(Brasilianisches Demokratisches Zentrum): 


{Dies ist) "eine öffentliche Anklage und ein Appell. 

Die politische Situation hier in Brasilien ist dabei, sich zu überschlagen, und 
wir erleben hier Augenblicke sehr gespannter Erwartung angesichts ernster Möglich- 
keiten, daß unser Demokratisierungsprozeß Rückschritte nimmt. ... 

Das Erste Armeekorps übernahm die Ermittlungen und erklärte sie zu 'geheimen' Er- 
mittlungen, womit es die Möglichkeit eines gesetzlichen Vorgehens ausschloß. 

Alle demokratischen Kräfte des Landes sind außer sich und verlangen eine Bestra- 
fung. Alle Leute fordern die Wahrheit und wollen, daß die Regierung ein für alle 
Mal die noch verbliebenen Repressionskräfte auflöst, 

Der Nationalkongreß hat über die politischen Oppositionsparteien nach der Wahr- 
heit verlangt und eine Kommission gegründet, bestehend aus einen Senator und zwei 
Abgeordneten, die die Ermittlungen verfolgen sollen. Bis zum jetzigen Augenblick 
war das wegen der absoluten Hinderung, an offizielle Informationen heranzukommen, 
nicht möglich. 

Die demokratischen Institutionen der Zivilgesellschaft, die im Laufe eines langen 
Kampfes für die Demokratie entstanden sind, rufen ebenfalls nach einer offiziel- 
len Antwort. Wir bzw. das CEBRADE haben neben unserem Kanıpf gegen diese Situation 
zusammen mit der Rechtsanwaltskammer Brasiliens (9AB - Ordem dos Advogados do 
Brasil) eine Anwaltskommission gegründet, um zu versuchen, dem Verlauf der Er- 
mittlungen zu folgen, 

Doch die Atmosphäre ist geprägt von Spannung und Angst. Wir befürchten, daß von 
Neuem die Kräfte der Finsternis über uns kommen könnten, indem sie einen neuen 
Staatsstreich versuchen, der mit Sicherheit brutaler und grausamer ausfallen wür- 
de als die vorangegangenen. ... 

Der Kanpf gegen die aufstrebenden Gruppen aus der Zeit der Diktatur befindet sich 
nun an einem entscheidenden Punkt. ... 

Was wir wollen ist, daß alles aufgeklärt wird und die wirklich Yerantwortlichen 
bestraftund ihre Nanen der Öffentlichkeit preisgegeben werden. Wir wollen, daß 
diese Leute aus Machtpositionen ausgeschaltet werden, Wir wollen die Beseitigung 
der noch existierenden Folter- und Repressionsapparate. ... 
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(Wir hoffen), diese Schlacht zu gewinnen. Wenn wir sie verlieren, läuft unser Land 
Gefahr, in schwarzer Nacht zu versinken, was nur eine Wiederholung all dessen be- 
deuten würde, was wir in den letzten 15 Jahren erlebt haben und das noch nicht 
ganz verschwunden ist." 


Dieser Brief stammt vom 7. Mai 1981. Spätestens jetzt,einige Mona- 
te später ist klar, daß die Kommission des Kongresses die demokra- 
tischen Institutionen der zivilen Gesellschaft, die Anwaltskommission 
und alle Menschen, "die eine Regierung wollen und für sie kämpfen, 
unter der es möglich ist, einsicheres leben zu führen und unter der 
dem menschlichen Leben Respekt gezollt wird" (Zitat Brief) diese 
Schlacht nicht gewonnen haben, die Schlacht, die der Feindnit der 
hinterlistigsten und haarsträubensten Strategie geführt hat. Und dies 
obwohl er untereinander zerstritten ist, wie später noch berichtet ” 
wird. Es kann nicht ausgeschlossen werden, daß das Land in die fin- 
Stersten Jahre der Militärdiktatur zurückfällt. 
Die militärpolizeiliche Untersuchung ist beendet. Ihr Ergebnis 
sandte allerdings noch für einigen Nachhall in den Reihen des Mi- 
itärs. 


Die Militärpolizei war fleißig--im Manipulieren 


"Die brasilianische Regierung hat sich der vollen Verwirklichung 
der Demokratie verpflichtet. Wenn sie einerseits gegen den Wider- 
stand kleiner, aber mächtiger Gruppen von Extoemisten zu kämpfen 
hat, dann wächst andererseits ihre Autorität zur Redemokratisie- 
rung des Landes in dem Maß , in dem sie das brasilianische Volk 
wirklich ernstnimmt. Eine solche Autorität hat das ausschließli- 
che Recht, die Staatsgewalt zu kontrollieren. Sie darf nicht zu- 
lassen, daß Einzelgruppen auf eigene Faust Gewaltaktionen unter- 
nehmen, um politische Entscheidungen und Interessen einzelner ge- 
gen das Wohl der Gesamtnation zu verteidigen" (Punkt 17 der "Christ- 
lichen Reflexion über die politische Lage Brasiliens", verabschie- 
a ee Rat der Brasilianischen Bischofskonferenz -CNBB- 
am zY.8. . 


Der IPM (Inquerito policial-militar - militärpolizeiliche Untersu- 
chung) hat es geschafft, die Untersuchung über die Explosionen des 
Riocentros unter dem Vorwand der Aufklärung "abzuschließen", 
Das Ergebnis: die Militärs fielen einem Attentat zum Opfer, und 
die Verantwortlichen dieser Falle sind nicht aufzuspüren. ; 
Das ist zumindest die Auffassung der Generäle Gentil Marcondes 
ne Waldyr Muniz sowie des Obersten Job Lorena, Präsident 

es « 
Der Staatsanwalt Jorge Luiz Dodaro war von der fast ?00 Seiten um- 
fassenden "perfekten Untersuchung" und der Urteilsfähigkeit des 
Berichts so beeindruckt, daß er keine andere Alternative als des- 
sen Archivierung sah. 
Nicht eine Spur wurde außer acht gelassen, hieß es. 
Dabei wurde verschwiegen, daß zwei wichtige Zeugen nicht erschie- 
nen. 
Dabei wurde kein Wort verloren und keine Untersuchung gemacht über 
die weiteren, nicht detonierten Bomben, die Verheerendes angerich- 
tet hätten. 
Dabei hielt der Oberst Luis Antönio Prado Ribeiro keine genaueren 
Untersuchungen für nötig, auch nicht, den beim Anschlag verletz- 
ten Hauptmann zu verhören. 
Dabei wurde die wahrscheinliche Version, daß der eine Sprengsatz 
In den Händen des F@ldwebels explodierte, durch eine andere er- 
setzt: der Sprengsatz hätte sich zwischen Sitz und rechter Tür in 
einer Tasche befunden (vielleicht von Linksextremisten dort depp- 
niert) und wäre "übersehen" worden. 
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VE 
Dabei war man nicht daran interessiert, die Aussage eines Beschäf- 
tigten des Riocentros machen zu lassen, der drei Autos auf dem Ge- 
1ände des Riocentros beobachtet hatte. Mit Sicherheit waren zwei 

dieser Autos mit Agenten des DOI besetzt: ein Käfer, dessen Insäs- 


sen bekannt sind und "im Dienst" waren, und ein Fiat, in dem "Freun- 


de" von ihnen saßen, wie der Pechvogel Hauptmann Wilson Luiz angab. 
Der Fiat raste nach der Explosion der Bombe davon. Warum kamen des- 
sen Insassen dem Hauptmann nicht zu Hilfe? 

Dabei wurde nicht aufgeklärt, warum der Wagen des Hauptmanns - auf 


einer Tankstelle abgestellt - bis zu dessen Haustür von Militärs 
abgeschleppt worden war, 

Dabei wurden den Aussagen der Militärpolizei wie mindestens einer 
Beschäftigten des Riocentros keine Beachtung geschenkt. Der Oberst 
Nilton Cerqueira gab wenige Tage vor der Show Order, keine Poli- 
zeiaufsicht mehr für private Veranstaltungen einzusetzen. Keiner 
wußte davon, er telefonierte am Tag der Show von Brasilia, un die 
für die Aufsicht des Riocentros abgestellte Polizeitruppe zurück- 
zupfeifen. 

Dabei hätte noch ein Leutnant da sein müssen, um für die Sicher- 
heitsvorkehrungen des Riocentros zu sorgen. Stattdessen ersetzte 
ihn eine Angestellte des Centros durch einen Bürokraten und hielt 
alle Ausgänge verschlossen. 


Alles Verkettungen unglücklicher Umstände, "nur!" Schlamperei? 


Schlußfolgerung des IPM: "Der gute Ruf der Militärs wurde ein wei- 
teres Mal gefestigt". 


Turbulenz in der politischen Szene 


"In dieser Zeit der Veränderung - wir erinnern an die bevorste- 
hende Wahl -, in der sich das Gleichgewicht der sozialen und po- 
litischen Kräfte verändern kann, ...fürchten Personen und Grup- 
pen, die unmittelbar mit. den Machtzentren zu tun haben, sie könn- 
ten gewisse Vorteile verlieren, an die sie sc sehr gewöhnt waren" 
(aus Punkt 26 der "Christlichen Reflexion...", op. cit.) 


Wie eine weitere Bombe schlug der am 6. August erklärte Rücktritts- 
gesuch der grauen Eminenenz General Golbery ein. 

Der. Hauptstratege des "Redemokratisierungsprozesses", schon mit 
der "Palastgruppe" in Konflikt gekommen, die als demokratiefremde 
Vsrmundschaft hauptsächlich mit Militärs besetzt ist und deren 
Leitung Colbery innehatte, wurde von Joao Leitao de Abreu abge- 
löst, der in der repressivsten Phase der Militärdiktetur unter 
Präsident Mädici schon dieses Amt bekleidet hatte. 

An den Schalthebeln der Macht sitzt neben Joao de Abreu und dem 
Präsidenten selbst der General Octävio Medeiros, Gsheimdienstchef. 
Zumindest durch ihn dürfte die Verbindung zu den für das Riocen- 
tro-Attentat verantwortlichen Militärchefs bestehen. Damit wär 
die Möglichkeit, die Schuldigen zu finden und das Verbrechen auf- 
zuklären, vollends verbaut. 

Das "Untersuchungsergebnis" der "Riocentro-Affäre" trug - neben 
den Machtkämpfen unter führenden Regierungsmitgliedern - nicht 
unwesentlich zum Rücktritt Golberys bei. 

Der General hatte von Anfang an das Attentat als regierungsfeind- 
lichen Sabotagsakt von ultrarechts angesehen, der den "Redemokra- 
tisierungsbestrebungen" ein Ende setzen sollte. 

Das "Untersuchungsergebnis", so lauten Vermutungen, sei mit den 
Zugeständnis der "]inha-dura-Leute" (harte Linie) erkauft worden, 
dafür weitere "Störungen" des politischen Prozesses zu unterlas- 
sen. 
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In der folgenden Zeit folgten weitere harte Auseinander 

um die "Riocentro-Affäre" auf der politischen Ebene. one 
nur einige Beispiele: 

Im Oktober kam es zu ernsten Reibereien zwischen Heer und Marine 
aazu kam die Mitwirkung der Exekutive durch den Heeresminister j 
neben der des Superior Tribunal Militar - STM (Militärischer Ober- 
gerichtshof), Das ganze begann mit der Ablehnung des Untersuchungs- 
berichts des IPM, verfaßt durch das I. Armeekorps, durch den Ad- 
miral Jülio de Sa Bierrenbach, Minister des STM und sonst als Mann 
der "harten Linie" bekannt. Er forderte die Wiederaufnahme der Un- 
tersuchung und die Anklage des Hauptmanns Wilson Machado. 

Zwei Offiziere gaben ebenfalls öffentlich Protestnoten ab. 

Trotz 4 : 10 Stimmen konnte der IPM aber al acta gelegt werden. 
Zwei weitere Mitglieder der "linha dura" des STM griffen den Ad- 
miral schärfstens An wegen dessen am 2. Oktober gemachten öffent- 
lichen Attacken gegen die "Schwäche, Unterlassungen, Gegensätze 
und dunklen Punkte" der Untersuchung. Bierrenbach klagte den Prä- 
sidenten des IPM an, eine "extrem fruchtbare Phantasie!" zu haben 
und die Nachforschungen so zu manipulieren, daß es unmöglich sei 
den Verantwortlichen des Bombenattentats zu entdecken. j 
Ein General sah dies als einen "Angriff auf die Armee und das 
Justizministerium" an und forderte, den Rest der Verhandlung im 
geheimen zu halten. 

Der öffentliche Streit im IPM erreichte seinen Höhepunkt nach ei- 
ner feurigen Rede des Heeresministers Walter Pires, ebenfalls ein 
Mann der "linha dura". Er nahm so bedrohliche Ausmaße an, Jaß sich 
der noch nicht gauz genesene Präsident Figueiredo zur Intervention 
gezwungen sah. 

Der unterschwellige Konflikt zwischen den Anhängern der "abertura" 
und cer "Informationsgemeinschaft" (deren Herz der Geheimdienst 
ist) ist noch nicht beigelegt. Er sprang in den Kongreß über. 

Ein PDI-Abgeordneter gab die Meinung vieler Oppositioneller wie- 
der: "Hiernach wird es für die Regierung unmöglich sein, über die 
unteilbare Einheit der Streitkräfte zu sprechen". 

Aus Furcht vor den politischen Konsequenzen der Spaltung zwischen 
Marine und Heer knöpfte sich Figueiredo besonders den General Pi- 
res vor, der daraufhin von seinem Statement etwas abrückte. 
Seitdem scheint etwas Ruhe eingekehrt zu sein und das Kapitel Rio- 
centro zumindest für diese Kreise offiziell der Vergangenheit an- 
zugehören. 


66 
NICARAGUA 


Wirtschaftskrise und Disziplinierung der 
KPI/ICAUS 


Die Yerurteilung der führenden Leute der PCN (Partido Communista 
de Nicaragun) und derjenigen an der PCN ausgerichteten Gewerk- 
schaft CAUS sowie die Verhaftung von ca. aD CaUs-Aktbivisten 

hat in Teilen der westdautschen Linken erhebliche Verunsicherun- 
gen ausgelöst (1). Schlägt die TSLN jetzt doch auf den linken, 
"revolutionären" Teil der Basis? diese Frage schwappt bis 

in die Unterstützerbewezung und hinterläßt dort neben Rat- 
losiekeit ob der nieht vorhandenen Begr:dungen seitens der 

FSLN einen schalen Geschnack. 


Die Vorgeschichte der Verhaftungen bzw. der Verurteilung der 
PCN- und CAUS-Mitglieder beginnt spätestens am 10. September 
1981. An diesem Tag sieht sich die agierende Junta gezwun- 
gen aufgrund der anhaltnden ul sich vaerschärfenden wirt- 
schaftlichen Situation das "ökonomische und gesellschaftliche 
Notprogramm" zu verkünden, Neben einem vorsichtigen Anziehen 
der Sohranbe gegenü ber dem Privatsektor (der schon durch 
die neuen Maßnahmen und Gesetze von 19. Jelt 1931 In aeing 
"natriobische" Verpflichtung genommen werden sollte) sient 
‚las Notprogramm als wesentliche Neuerung ein Verbot der 
Siürsiks und der Betriebsbesetzungen vor. 


Dieses Notprogranm nun muß -— mib Run mm 2D. Juri 1979 in 
Kraft getreienen "Gesetz zur Aufrechterhaltung von öffent- 
licher Ordnung und Sicherheit" - als gesetzliche Grunälage 


herhalten, um die am 21. Oktober stattfindende gleichzeitige 
Tarhınftung und spätere Verurteilung zu Haftstrafen van KP- 
ua: SOSEP-Führern (Unternehmerverband) zu rechifersigen. So 
ist &s usa nicht verwunderlich, daß die Anklage in einigen 
Punkten gegen die COSEP und die KP/CAUS gleich lausatb, wenn- 
gleich sie gegen Leiztere weitreichender ist. Nie Verurtei- 
lung dreier COSEP-Führer (einer wurd» fraigasprochen) hat 
naturgemäß kaum kritisene Srinmen in der westdeutschen Lin- 
ken ausgelößt. Der GOSEP-Vorband fährt nicht erst seit heute 
einen gefährlichen Kurz en die Revolution. 

Anders sieht es ans mit den Maßnahmen gegen die KP/CAUS. Die 
im Staatsrat {?2) gefiihrte Diskussion zeigte deutlich, daß 
hinter der Anklagzerh.bung andere als rein rechtliche Über- 
legungen stecken. 


(1) Die POT hat sieh 1363 von der "eigentlichen" kommunis- 
tischen (prosowjetischen) Partei Pa ıhgespalten und 
1970 als eigenstäniise kleine Partei organisiert. 


Die CAS ist neben dar 3 WARERD die einzige linke 
Gewerkschaftschaftupposi5ior zır sandinistischen Indus- 
triegewerkschaft 0ST und much weiß gut 10 Jahren im In- 
dustriebereich eine aktiv? Gowerkschaftarbeit. In einigen 
Betrieben verfügt sie über sis velablv starke Basis. 


Die genauen Angaben hm! An Zul der Verhaftungen und 
Verurtellungen sind nicht ganz klar. 
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30 lassen alch Ain der KP/CAUS po 
Fol 


j L,2,% #8: 2.h vVorgewor- 
fenen Punkte im wesentlichen wia n 


olgt zusammenfassen: 


1. In einer in der Parteizeitung "Avance" veröffent- 
lichten und als Flugblatt verbreiteten Erklärung 
die Junta der Komplizenschaft mit den imperialis- 
tischen Interessen beschuldigt zu haben, 


2. darauf hingewiesen zu haben, daß aufgrund von 
Devisenmangel möäglicherweise 40 Betriebe schließen 
miöten und somit 15.000 Arbeiter auf der Straße 
stbiinden und 


3. Shrsiks und Besetzungen weiterhin als Kampfmittel 
zu propasisren. 


Der in dem rigi den administrativen Vorgehen der FSLN enthal- 
tene politische Kern verweist u.E. auf den realen Hintergrund 
der Verhaftungen und Verurteilungsn: die dramatische Zuspitzung 
der wirtschaftlichen Krise. Wir wollea danit nichts voreilig 
beschönigen oder entschuldigen, doch muß man sich darüber 

im klaren sein, daß der Rahmen der Möglichkeit ainer sozial- 
emanzipativen Politik durch die historisch bedingte Unter- 
entwicklung hart begrenzt bleibt. 


Da dies sozusagen den Hintergrund bildet, auf dem sich das 
komplizierte und leicht verletzbare Beziehungsgeflecht zwischen 
den arbeitenien Klassen - der FSLN - dem Privatsektor abhebt, 
wollen wir im folgenden etwas näher auf die saniinistische 
Wirtschaftpolitik und ihre aktuellen Probleme eigehen (3). 


Die sandinistische Wirtschaftspolitik: Auslandsverschuldung und Plan 8! 


Die FSLN hat seinerzeit bekanntlich die von der Somozadikta- 
tur ererbte Auslandsverschuldung in Höhe von 1,6 Milliarden 
US $ anerkanns (4) 

In Umschuldungsverhandlungen mit ihren Gläubigern (in erster 
Linie internationale Privatbanken, zweitens internatinnals 
Finanzorgane wie Weltbank, BID usw., drittens Regierungen, 
insbes. USA, BRD) gelang es der Frente weichere Kreditbedin- 
gungen (d.h. lange Laufzeiten, niedrige Zinsen) harauszuholen. 
Gleichzeitig konnt? sie die damit iberlicherweise verbundene 
monetaristische Auflagenpolitik - die unter anderem eine 
Kürzung des Staatshaushaltes und »ine Öffnung für ausl*n- 
dische Investoren badeutet hätte - zurückweisen (5) 


(2) Der Staatsrat ist ein parlamentsähnliches Organ, in 
dem alle gesellschaftlichen Truppen und Organisationen 
vertreten sind. 


(3) Im folgenden wird auf die Agrarreform nicht eingegangen, 
da wir diese in einer der nächsten Nummern ausführlich 
behanztela wollen. 


(4) Wäre nicht neu verhandelt worden, hätte der syhalden- 
Aiaus% {Tilgung und Zinsen) 1979 in Höhe von 662 Mio. 
73 3 112 vom Plan 30 für 1979 veranschlagten Exparte 
um gute 70 Mio, US $ übertroffen, (vergl. Auslandsver- 
senaldung in Nicaragua Aktuell 11, 20.4.81) 
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Können wir also in dieser Hinsicht von einem Durchbruch 

in den Umschuldungsverhandlungen sprechen, so ist dennoch 
das Problem der Auslandsverschuldung nicht aus der Welt ge- 
schafft. Dies zeigt sich deutlich an dem für 1981 veranschlag- 
ten Schuldendienst von 190 Mio. 13 8, 3 af der Exporte 
frißt und deam\5 gefährlich hoch liegt. Das Dämoklesschwert 
der Auslandsverschuldung verweist uns mit der Frage, wie 
die Schulden zurückzahlen? auf die nationale Wirtschaftpn- 
litik der Frente Sandinista. 

Biese muß also zum einen der Auslanisschuld Rechnung tragen 
und - auf Basis des gemischten Wirtschaftsystens - den An- 
forderungen und Bedürfnissen der sozialen Träger der Revo- 
lution, d.h. den arbeitenden Xlassen, gerecht werden. 


Auf der Grundlage der ersten Maßnahmen nach dem Sieg der 
Revolution Juli 1979 (Verstaatlichung J=es Außenhandels, der 
Banken, Agrarrefocm, gemischte Wirtschaft) 'und den Rrgeb- 
nissen des ersten Wirtschaftsplans 1980, der ia erster Linie 
eine Reaktivierung zum Ziel hatte, legte das Planungsminis- 
terium Anfang 1981 den zweiten Einjahresplan ("Wirtsshafts- 
programm") vor. Dieser Plan 81 sollte auf er Grundlage des 
schirfen WWachstuns zwischen dem materiellen Sektor und dem 
schneller gewachsenen Dienstleistungessektor dies» Riontung 
J2s3 ungleichmäßigen Wachstums korrigieren. 


Dar Logik des Plans gemäß lassen sich grob gesagt drei StTräige 
unterscheiden, Jie untereinander verwoben, die Grundlage für 
den Aufbau des freien Nicaragua bilden sollen. 


!. Da ist zunächst einmal die Garantierung der Basis- 
bad’irfnisbefriedigung der Bevölkerung. In erster 
Linie läuft das über eine Preiskontrollo, 22 Ze- 
setzlichen Mindestlohn und des staatlichen Aufkaufs 
und Verkaufs von subventionierten Grundnahrungsmit- 
teln zu garant.erbsn Preisen -— un eben iiber eine 
weitentganende Zartiiixleiinging Jes Awi.achenhandels 
Spekulation und Wusher auszusmhalten. Zusätzlich 
soll die Umverteilung ler Einkommen - vermittelt 
über ein progressives Steuersysien zugunsten der 
untaran Kil»ssen - dazu beitragen. Diese Einkommens- 
umverteilung geht mit einer entsprecheni-n Tmport- 
begrenzung mit Nicht-Basis-Konsungüter (Luxusar- 
$jikeln) einher. Mit dieser Importrestrix&tisn li 
einmal der Druck auf die Handelsbilanz abgefangen 
werden, 4.1. die Devisen können für nützlichere 
und notwendigere Dinge verwendet wer/en (insbes. 
für Investitionen). Zum anderen soll mit einen 
dadurch bedingten Freisetzen von Mitteln (die fa 
nun nicht mehr verprasst werden können) eine Stei- 
gerung der Sparquote erreicht werden. Denn durch 
vermehrtes Sparen erhöht sich das finanzielle 
Polster für Investitionen in den produktiven 
Sektor. 


5) Was internationale Krelitp»litik heißt, verdeutlicht 
2.B. H. Eberhart, Zur Politik der internationalen 


Währungsfonds in Jamaika, in: Prakla Ne. 72 
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2. Die direkte Erhöhung der Akkumulation (Kapitalbil- 
dung) durch verstärkte Investitionen in lan »rodluk- 
tiven Neksye "Tadustrie, Landwirtschaft, Bauwirt- 
Schaft, Forstwirtschaft) und die ökononische Infra- 
struktur. 

Dissar angestrebte Prozess der produktiven Verwendung 
von Investitionen beinhaltet: 

- die schon erwähnte Eingrenzung des Luxuskonsums 
zugunsten der Bodiirfnisbefriedigung der Bevöl- 
kerung insgesant (“austeridad” als Sparsamkeit 
im Konsum) 

und 

- die Entwicklung der Leistungsfähixkeitb in 
der Produktion (“eficiencia”) 

Diese "efinionnin” 3011 allgemein eina Produktivi- 
tätssteigerung (um 9%) belanten. Din Hittel, um dies 
zu erreichen sind (a) die verstärkte Mitwirkung der 
Arbeiter an der Geschäftsleitung und -Führung sowie 
an Entscheidungen politischee Natur (participatiön). 
Auf der Betriebssbane balautet dies konkret die Mobi- 
lisierung der Arbeiter für die Produktionsziele zu 
erreichen. Dafür dienen auch materielle Anreize, 

(b) Die Entwicklung einer adäquaten Terlinologie (an- 
stelle las Imports hochentwickelter Technologie) (6). 
3eralfang von (c) Produktionsablaufen (ra:i9nali- 
zntiön), die auch die rationelle Ysrwendung von 
(weist importierten) Roh- und Hilfsstoffen impli- 


ziers. 


Die zentrale Rolle hierbei spielt der Volkssektor 
(APP), der durch seine Planung stabilisierenle und 
ordnenle “Monante in die Reorganisierung der Wirt- 

schaft bringen soll. Das Zial ist hiar, sine ein- 

heitliche Buchführung APP-Sektor einzuführen, das 
Finanzierungssystem zu verbessern, sowie die Repa- 

ratur von der Maschinerie und die Produktion von Ersatzteilen 
sowie die teilweise Ersetzung von Roh- und Hilfsstoffen 
a anzugehen (was ebenfalls die Handelsbilanz entlasten 
soll). 


Die Tätigung von produktiven Investitionen ist natürlich 

in Rahmen der gemischten Wirtschaft nicht ohne den Privatsck- 
»or denkbar, der immer noch zu ca. Zweidrittel die nationale 
Wirsschaft beherrscht. Deshalb wird Aen privaten Sektor 

eine garantierte Rentabilität zugesichert, dami5 die Investi- 
tionstätigkeit gewährleistet wird. Denn nur die Investitionen, 
d.h. ihre produktive Verwendung, können letzten Endes die 
Grundlage für eine relative Unabhängigkeit vom Weltmarkt 
schaffen. 


3. Die Verringerung der Auslandsverschuldung und 
Außenabhängigkeit als längerfristiges Ziel ist 
denn auch der dritte Strang. Die Mittel dazu - 
und hier schließt sich der Kreis - sind im wasent- 
lichen: 


(6) Tn Bezug auf die adäquate Technologie muß man sagen, 
daß es sich sher um einen Normalisierungseffekt denn 
eine produktive Innovation handeln dürfte. 
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- die Steigerung und Differenzierung dev Bxpnrbe 
{insbesondere landwirtschaftliche) und die Er- 

schließung neuer Märkte (EG, osteuropäische 
Staaten) 

- die ebenfalls erwähnte Importbegrenzung bei 
gleichzeitiger Verbesserung der Impartstruk- 
tur 

- das genannke Erhöhen der Sparquote, um danit 
die hohe Inanspruchaahme ansländischer Kredite 
auch von der Seite begrenzen zu Können 

- der rationelle Umgang mit Devisen, d.h. ihre 

Zuweisung zu produktiven Zwecken. 


Es ist nun offenkundig, daß mit dia:=r Nonen Sandinistischen 
Ökonomie eine Menge Probleme verbunden sind, die einmal 
strukturell bedingt sin] (das Erbe ler Interentwicklung) 
oder auch - damit zusammenhängend - außerhalb der Kontroll- 
und Regulierungsmöglichkeiten der Frente Sandinista liegen 
(Weltmarktpreisentwicklung) und zum andern von dem Wohlver- 
halten aller gesellschaftlicher Klassen abhängiz sin?. In 
dem letzteres durch die privaten Kapitale offen aufgekündist 
wurde, verstärkt sich die ohnehin durch die schiefe Produk- 
tionsstruktur erschwerte Reorganisierung der Dkononie ganz 
erheblich. 


Der Plan 81 ist gescheitert 


Der private Sektor, dessen antisomozistische Einstellung 
sich ganz sigennützig aus der Tatsnahe ableitete, daß ihn 
bei der Durchsetzung geregelter marktwirtschaftlicher Ver- 
hältnisse die Jomoza-Nafia wie ein schwerer Sack auf den 
Schultern am Aufrichten eben jener Verhältnisse hinderte, 
verschärft heute durch seine politisch bedingte Zuriickhal- 
tung drastisch das Dilemma des chronischen Zahlungsbilanz- 


dsfiziis. 


Der ohnehin durch die Verschlechterung der tarns of trade 

(7) erschwert» Xreislauf: durch Exporte Devisen reinzukrie- 
gen, die die Schuldenrückzahlung finanzieren sollen, die 
Inporte bezahlen können und schließlich die Reorganisierung 
der Wirtschaftsstrukturen ermöglichen, wird durch das Privat- 
kapital unweigerlich unterbrochen. 


Die in dem Plan 80 va privaten Investitionen wurden 
schon damals nur zu 33% erfüllt, und die vorgesehene Steige- 
rungsrate für 81 um 25% war trotz des bescheiden prognos- 
tizierten Zuwaahsas In ler nbsoluten Größe der privaten 
Investitionen offensichtlich eine zı optimistische Schät- 
zung» 

Verallgemeinert betrachtet produzieren die Unternehnen - 
mit Rückendeckung der USA zunehmend frecher - durch ihre 
"Investitionsunlust" ein Absinken der Arbeitsproduktivi- 
tät, des Produktionsausstoßes und dam.b dia iInnöglichkeit, 
über eine Steigerung der Exporte die Zahlungsbilanzlücke 


17) "Es handelt sich hier um die Tatsache, daß Nicaragua 
z.B. für eine Einheit Kaffee, die es exportiert im- 
mer weniger importieren kann. 
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zu verringern (eine Schließung des Zahlungspilanzlochs 
war renlis5sischerweise noch nicht veranschlagt worden). 
hnet man noch die Kapital ”lucht und die Steuerhinter- 
alsnang sowie den Mangel an Technikern hinzu, so ergibt 
sich für die FSLN ein problematisches Bild, das schon in 
der Vergangenheit viel politisches Tingerspitzengefühl 


verlangt hatte. 


Eu 


Doch kommt die sandinistische Wirtschaftspolitbik noch da- 
durch in Schwierigkeiten, daß ausgerechnet in den Bereichen, 
die keine Priorität besitzen, überlurchschnittliche Wachstums- 
raten erzielt wurden. Ts handelt sl:h hier in erster Linie 
um die Tabak-, Bier-, Bekxlsidungsindustrie (insbes. Hemden 
und Unterwäsche) sowie die Pharanindusstrie (Antibiotika, 
Malariatabletten) und die Druckereierzeugnisse herstellenden 
Betriebe. Anstatt also der Devisenzuteilung in die metall- 
verarbeitenden Betriebe zur Stärkung der Agroindustrie vor- 
nahmen zu können, setzt die gestiegene Nachfrage nach Ian 
genannten Produkten (unter anderem ermöglicht durch ein 
gestiegenes Konsumniveau) Wachstumsimpulse in eine Richtung 
frei, die im Prinzip unproduktiv ist und von daher auch 
nient zufällig in Widerspruch zu den Zielen des Plans 81 
steht. N 

Aktuelle Probleme—Außere Faktoren und das Notprogramm 

In dem Moment, in dem sich auf dem internationalen Ma.at 
Veränderungen abzeichnen, die die Pläne und Ziele der San- 
linisten auch von dieser Seite durchkreuzen, erscheint die 
nisherige Wirtschaftpolitik als festgefahren un! zwingt 

die Frente, alle Kräfte, d.h. alle gesellschaftlichen Klas- 
sen, zu erhöhten Anstrengungen zu bringen. 


Eine solche Situation scheint sich spätestens seit 193 
abzuzeichnen. Der Preisverfall einiger bedeutsamer Expart- 
artikel Nicaraguas auf dem Weltmarkt führte zu einen Dda- 
visenmangel und damit zu einer Verschlechterung der ternus 
9° sradle, Aa ja Kapital und Investitionsgüter (mehr oder 
minder 100%) und bestimmte Roh- und Hilfsstoffe nach wie 
vor importisrt werden müssen (9). 


Außerdem entstanden Aadurch interne Finanzierungslücken, 

von denen man nicht weiß, in welchem Umfang sis die »osi- 
tiven Auswirkungen der gestiegenen Spareinlagen wieder wett- 
machen. Zusätzlich 1äßt der Devisenmangel die .Rinrkze.hlung 
der inzyischen auf 2,607 Mrd. US $ gekletterten Außenver- 
achuläungen problematisch erscheinen - womit dann neue Imn- 
schuläungsverhandlungen ins Haus stünden (mit alier Vor- 
aussicht nach härteren Ergebnissen). 


In diesen Auswanan- hang ist eine weitere Gefahrenquelle 

zu nennen: die US-amerikanische Hochzinspnlitik. Deren 
Auswirkungen trafen baw. treffen Nicaragua gleich mehrfach. 
Der durch die Hochzinspolitik gestiegene Dollarkurs ver- 
beuerks zusätzlich das Erdöl (dieses wird auf Dollarbasis 
kulkuliert), er verteuert weiterhin die Rüchzahlung der 
bereits existie- renden Schulden sowie die Neuaufnahme von 
Kraliten, die nach Schätzungen der Trente in den nächsten 

53 Jahren ca. 2,5 Mrd. U5 $ betragen muß, um die Prolaktions- 
ziele erfiilllen zu. können. 


(3) Diese Importe weisen aröätenteils sogar noch Preis- 
steigerungen auf. 


71 


72 HINTERGRUND 


Über das Gewicht dieser über.den Weltmarkt vermittelten 
Probleme kann man sich ein ungefähres Bild machen, wenn 
man sich die Tatsache vergegenwärtigt, daß mittlerweile 


die Ölinporte beinahe 59% aller Einfuhren ausmachen! 
Auf diese Situation reagierte die Junta mit dem bereits 
erwähnten Notprogramm (19. September 1981). Dieses ist 
nichts als der zugespitszte Auslruck der vorhandenen kKrisen- 


haften Situation. Nach dem die strukkurbedingten Zahlungs- 
bilanzdefizite, der Devisenmangel, niedrige Wachstuns- 

und Investitionsraten sowie inflationäre Prozesse für ganz 
Mittelamerika konstatiert werden, werden neben dem Somo- 
„istischen Erbe als Gründe für die gegenwärtign harte wirt- 
schaftliche Situation genannt: 

- die Dekapitalisierung, 

_- der Schwarzmarkt ("Parallelmark 

flucht stattfindet), 

- Steuerhinterziehungen, 
exzessive staatliche Bürokratie, 
Aestabilisierende ökonomische Hle 
sein dürften lie gelben Gewerksch 
Fabrikbesetzungen, Arbeitseinstellungen 
Arbeitslisziplin. 
Yon der Nennung des letzten Punktes als mitverursachend 
für die gegenwärtige Situation liegt allerdings nur eine 
kurze Strecke zum Verbot: Streiks, Arbeitseinstellungen und 
Tahrikbusetzungen werden als illegal erklärt. 

Als wesentliche Maßnahmen werden außerdem genanas: 

- hartes Vorgehen gegen Steuerhinterzishungsa, 
Schwarzmarkt, 
Kürzung der Staatsausgaben durch Einfrieren von 
%tellen und Reduzierung von Subventionen (damit 
sollen bis zum Ende des Jahres 438 Mio. Cordobas 
gespart werden/1 13 3 = 10 Cordobas). 

- selektive Importsteuer (auf nicht-lebensnotwendige 

Konsungiiter) zwischen 30% und 100%, 

- rationelle Zuweisung von Devisen. 
Wie unschwer zu erkennen ist wird dureh Vi->os Netprogranm 
die Logik der gemischten Wirtschaft nicht gebrochen. Dies 
wird auch deutlich aus dem, was wir In Managun erfahren 
konnten: nan wird für 1982 stärker als bisher versuchen, 
eine rationelle Zuwendung von Devisen an d.n produktiven 
Sektor bei gleichzeitiger Einfrierung des gegebenen und 
weiterhin garantierten Konsumniveaus Zu organisieren. 
Insbesondere soll offensichtlich die a, der grö 
metallverarbeitenden Betriebe erreicht werden (9). Die 
Betriebe sollen in erster Linie Werkzeuge, Geräts, Ernie 
maschinen mul dgl. mehr für die Landwirtschaft produzieren. 
Weiterhin sollen Textil-, Holz-(Türen) und chemische Indu- 
strie gefördert werden, da hier im unterschiedlichen Maße 


Exportmöglichkeiten bestehen, 


Unmittelbarer Ausblick und Disziplinierung am Beispiel 
der KPICAUS: die Angst vor dem Abbröckeln der Basis? 


situation die schrillle Kampagn? 
er Organe Zezen die "marxisbiat- 
mit ausländischer (ins». ameri- 
Rebeiebe: METASA, INCA, 


+", über den Kapital- 


mente (gemeint 
aften CUS und CTN), 
und mangelnde 


ven 


re A 
Daß bei der gegebenen S1 wer 
privaten Sektors und sein 
leninistische Regierung" 


(9) Es händelt sich hierbei um die 
HMENSA, INTRRCASA, IMPLSA. 
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Kanischer ) Unterstützung weiterlaufen wird, ist nach dem 
bisher Gesagten wenig zweifelhaft -und die Sandinisten 
wären die letzten, die das nicht erwarten würden. 
Anders scheint es uns mit einer möglichen Unruhe in. der 
Bevölkerung zı sein. Im Industriebereich haben die wirtschaft. 
lichen Schwierigkeiten und die TSLN-Politik wi=lernolt zu 
Streiks und Forderungen nach Lohnerhöhungen geführt, deren 
die FSLN niont stattgegeben hat. Verschärfend konnt hinzu 
daß die von der CAUS behauptete Schließung von 40 Tniustrie- 
betrieban in ılar nächsten Zeit tatsächlich möglich ist. j 
Durch die Krise des gemeinsamen Mittelwnerikanischen Markts 
(verminderte Ausfuhrnöglichkeiten) und durch Devisenknapp- 
heit bedingten Mangel an ııboffen, Ersatzteilen und 
Machinen sind diese Industriaebetriebe in starke wirtschaft- 
liche Schwierigkeiten aeraten. Sollte es tatsächlich zu 
vermehrten Betriebsschließungen und Janit Entlassungen kon- 
men, ist sine Verschärfung der Konflikte der TSLN mit den 
Industrisarbeitern möglich. 
u ee Situation der FALN ist beziiglich der Reaktion 
Art von Konflikten in zweifacher Hinsicht problema- 
Zum Einen ist in den arbeitenden Klassen nicht verallgemeınert 
4as Bewußtsein und die Bereitschaft vorhandın, gesantzesell- 
afbliche Könsequenzen tragen zu müssen, die im Widerspruch 
zu ihren annittelbaren Bedürfnissen und Forderungen stehen. 
So sind 2. B. die Forderungen nach Lohnerhöhungen ungeachtet 
sandinistianher Tegenaufklürung noch immer sehr populär 
obgleich die FTrente in Bezug auf die Zuriickwaisung dieser 
Forderunzen lie Argumente auf ihrer Seite hat, da Löhner- 
höhungen sich bei der vorhandenen Ansebobsstruktur tatsäch- 
N in InTlationäre Prozesse umsetzen. 
Zum Anderen sitzt Ale in sich heterogene FSiIN ar Fe. Pia: 
nun&3- un! Sehnalthebeln der zentralisisrten ae 
losgekoppelt von der Basis und neigt von daher zu adninis- 
trativon Vorgehen. Sollte der von der KP befürchtet Fall 
der Schließung jener 40 Betriebe tatsächlich Rinsreten 
s9 wärden sioh Jie beiden Probleme zu einem Widerspruch 
verdichten, der nicht mehr so einfach auffanzbar ist. Denn 
die Arbeiter wÄr=n durch die Arbeitslosigkeit so stark be- 
troffen, daß nicht so ohne weiteres zu sewzuben wäre, daß 
sie ihre »iygrvea anni®telbaren Interessen zugunsten des 
nationalen Wiederaufbaus zurlickstelien wirlen. Die nicht 
auf den sandinissischen Kurs orientierten linken (und 
rechten!) Gewerkschaften würden Aalurı an Einflußmög- 
lichkeiten gewinnen, Ein Vorgehen der FSLN, daß ? 
blem durch repressive Maßnahn ) ııl ER 

amd pre hnen Jösen aill, mag zwar kurz- 
fristig oppositionells Aksıvitäten erschweren garantiert 
aber eher langfristig ein«e Vorsshärfung des Konflikts, 


en Fe 2 Nnen, würde diese Art 

D s sie sich versligeneinert, zu einen Ab- 
blocken der von der TSLN so viel besnhiwöanen "participacion” 
führen und drohen, die Selbsttätigkeib der Massen in eine 
rigide Mobilisierungspolitik ohne Larinrovesse zu kanali- 
sıeren. 


Disser Tubbestand ish aber auch Teilen der FSLN d & 
9 ‚et ER urchaus 
an: Ar er begründete Hoffnung best=h5, An? a 
S2lbstLätigkei er Massen auch weiterhin Gar ür di 
Lebendigkeit der Revolution sein wiri. N 
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Büro des Guatemala-Komitees durchsucht 


Presseerklärung des Guatemalakomitees Zürich 


In der Nacht vom 11. auf den 12, November 1981 arangen mehrere ?eamte der Bundes- 
anwaltschaft in Zivil in Abwesenheit der Mieter in eine Wohnung an der Albisstraße 
in Zürich ein und durchsuchten stundenlang sämtliche Räume. Die Eindringlinge pro” 
fitierten davon, daß.die Untermieter gerade ins Ausland verreist waren und die 
Wohnung - wegen einer Auswechslung des Boilers - nicht abgeschlossen war. Dem Mie- 
"ter der Wohnung, der den Vorfall gegen 22 Uhr zufällig entdeckte, verwehrten die 
Beamten den Zugang. 


rchsuchten Wohnung befindet sich das Büro und Archiv des Guatemala-Komi- 
Deich, Es wurden Dokumente, Korrespondenz und: Diapositive des Komitees mit- 
genommen. Weder der Mieter noch das Guatemala-Komitee wurden von der Durchsuchung 
benachrichtigt. Bis heute, 13 Tage nach dem Vorfall, liegt weder ein Hausdurch- 
suchungsbefehl noch ein Protokoll der beschlagnahmten Gegenstände und Dokumente 
vor. 


Trotz mehreren Anfragen hielt es die Bundesanwaltschaft nicht für nötig, zur Aktion 
Stellung zu nehmen. Die Durchsuchung wurde weder bestätigt noch dementiert. Darauf 
sah sich das Guatemala-Komitee gezwungen, einen Anwalt beizuziehen. Am 19. November 
haben wir die Herausgabe und ein Verzeichnis der beschlagnahmten Gegenstände und 
Dokumente beantragt. Den Anträgen wurde bis jetzt nicht stattgegeben, doch wurde 
uns am 21. November die Versiegelung der Dokumente mitgeteilt. Damit können wir 
erstmals indirekt über die Täterschaft wie über den Verbleib der Dokumente unsere 
Schlüsse ziehen. 


Das Guatemala-Komitee verurteilt die illegale Art der Hausdurchsuchung und verlangt 
die sofortige Herausgabe der beschlagnahmten Dokumente. Das Komitee fordert eine 
Untersuchung der gesetzeswidrigen Handlungen der Bundesanwaltschaft. 


Das Guatemala-Komitee Zürich, ein an keine Partei oder Interessengruppe gebundener 
Verein, sieht es als seine Aufgabe, unsere Solidarität und Unterstützung mit den 
unterdrückten Menschen von Guatemala zu bekunden, die Repression des guatemalteki- 
schen Militärregimes gegen das eigene Volk anzunrangern und die schweizerische 
üffentlichkeit über die wahren Zustände in Guatemala zu informieren. Zu diesem 
Zweck sammeln wir Nachrichten aus und über Guatemala, halten Vorträge und verfassen 
oder vertreiben Broschüren, Übersetzungen und Artikel im CORREOS DE CENTROAMERICA, 
der von allen Zentralamerika-Komitees gemeinsam herausgegebenen Zeitung. Zuden 
sammeln wir Spenden für die oppositionellen Kräfte Guatemalas, aber auch für die 
verfolgte Kirche im Norden des Landes. Zu unserer Solidaritätsarbeit gehört auch, 
die Mitverantwortung der Industrieländer an der repressiven Situation in Guate- 
mala aufzuzeigen. Es scheint uns kein Zufall, daß gerade solche Dokumente entwendet 
wurden, welche auf die Tätigkeit schweizer Firmen oder solcher unter schweizeri- 
schem Einfluß in Guatemala beziehen. 

Es ist unser Anliegen, die Menschenrechte in Guatemala zu verteidigen. wir glaub- 
ten, dies im Rechtsstaat Schweiz tun zu können, Jetzt sehen wir uns in die Lage 
versetzt, unsere eigenen Rechte verteidigen zu müssen. Wir wehren uns gegen die 
Kriminalisierung der Solidaritätsarbeit! 


Guatemala-Komitee Zürich Zürich, 24. November 1981 
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Rezensionen 


Paulo Freire 


In einem kürzlich erschienen Band sind Texte von Paulo Freire aus 
den letzten zehn Jahren zusammengestellt: theoretische Aufsätze, 
Gespräche, Dokumente seiner praktischen Arbeit in Afrika und Refle- 
xionen und Material über seinen Neubeginn in Brasilien, wo er sich 
seit etwa einem Jahr wieder aufhält und in den Basisgemeinden arbei- 
tet. 


Nach Freire gibt es keine wirkliche Erkenntnis der gesellschaftlichen 
Situation ohne eine entsprechende revolutionäre Praxis. Von einer 
"Bewußtseinsbildung", die meint, wir könnten Menschen werden und da- 
bei die Welt so lassen, wie sie ist, sagt er, sie sei schlimmer als 
eine Droge. In dieser Hinsicht versucht Freire, seine früheren "Nai- 
vitäten" und "Ungenauigkeiten", vor allem, was die Tatsache von 
Klassenherrschaft und Klassenkampf in den kapitalistischen Gesell- 
schaften angeht, zu überwinden, 


Daß die politischen und pädagogischen Überlegungen eines revolutionä- 
ren Lateinamerikaners selbst für moderne Lehrer und progressive Chri- 
sten in der BRD ärgerlich werden können, ist verständlich, sie wer- 
den aber auch ein Stachel im Fleisch orthodoxer und sogar undogmati- 
scher Linker sein. 


Kritisch gegen große Teile der Linken, die die Volksmassen wie Objek- 
te behandeln, die von der Avantgarde mit dem richtigen Bewußtsein 
vollgestopft werden müssen, hält Freire an der aus seiner pädagogi- 
schen Praxis gewonnenen Erkenntnis fest, daß der Lehrer ständig vom 
Volk lernen, d.h. ein Lehrer/Schüler werden müsse. Dabei will er aber 
keineswegs auf den Lehrer, die linke Avantgarde bzw. die revolutio- 
näre Partei verzichten. Auch wer das laissez-faire in der Bildungs- 
arbeit, das Lustprinzip als Handlungsmaxime in politischen Gruppen 
oder die Heiligsprechung des Arbeiterbewußtseins, so, wie es nun mal 
aufgrund massiver ideologischer Manipulation ist, verkündet und prak- 
tiziert, kann sich dabei keineswegs auf Freire berufen. 


Wenn das Wort "Lehrer" in diesen Texten auftaucht, ist nicht nur der 
Lehrer in der Schule gemeint. Aber auch er könnte sich durch dieses 
Buch kritisieren und ermutigen lassen. Die Schule im Kapitalismus 
ist zunächst einmal der Ort, wo es Menschen abgewöhnt wird, zu su- 
chen, zu forschen, zu lernen, Sie ist nicht dazu da, die beherrschte 
Klasse ihre Unterdrückung erkennen zu lassen und sie den Kampf für 
eine andere Gesellschaft zu lehren. Andererseits ist die Schule 

eine so widersprüchliche Institution, daß sich Freiräume in ihr fin- 
den, die vom Lehrer genutzt werden können. Dem linken Lehrer wird 
daher der bequeme Hinweis auf den repressiven Charakter der Institu- 
tion Schule weggenommen, der häufig als Entschuldigung für allerlei 
Fluchtversuche herhalten muß. 


Paulo Freire sagt von sich selbst, er möchte gern Marxist und zugleich 
Christ werden. Seit er wieder in Brasilien ist, arbeitet er dort mit 
den Basisgemeinden zusammen. Im Buch wird auch das ausführlich und 
sehr konkret dokumentiert. 


Paulo Freire, Der Lehrer ist Politiker und Künstler. Neue Texte 
zur befreienden Bildungsarbeit. Rororo Nr. 7446, 
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Veröffentlichungen zu Basisgereinden 


Unter den Christen in Lateinamerika geschieht etwas; verkrustete kirchliche Struk- 
turen brechen auf, die Amtskirche wird - zumindest teilweise - zur Kirche des Vol- 
kes, d.h. zur Kirche der Armen, denn; "Die Armen sagen uns, was die Welt und wel- 
ches der kirchliche Dienst an der Welt ist" (0.A. Romero). Die kirchliche Basisge- 
meindenbewegung - von Europa aus mit einiger Faszination beobachtet - "müßte mit 
der Achtung, die Heilsereignissen gebührt, betrachtet, angenommen und begleitet 
werden", schreibt der brasilianische Theologe Leonardo Boff. Mit eben dieser Basis- 
gemeindenbewegung beschäftigen sich zwei Neuerscheinungen. 


Johannes Meier beschreibt in seinem Buch SELIG, DIE HUNGERN NACH GERECHTIG- 
KEIT (Echter Verlag, Würzburg) den Alltag einer Kirche, die in recht verstandener 
Nachfolge Christi nicht nur für die Armen dasein will, sondern selbst arm ist. Je 
ein Kapitel ist Guatemala, EI Salvador und Honduras gewidmet. Die gut lesbaren und 
mit innerer Betroffenheit geschriebenen Berichte reden von der alltäglichen Gewalt, 
der die Mehrheit der Bevölkerung - vor allem die Campesinos - in Mittelamerika aus- 
gesetzt ist. Sie reden zugleich von einem Volk, das sich nicht mehr dumpf und re- 
signiert unter die Gewaltstrukturen beugt, sondern das aufbricht, um seine Rechte 
zu kämpfen und seine Geschichte selbst zu schreiben. Sie reden schließlich von 
einer Kirche, die sich an diesem Kampf beteiligt und die - trotz Verfolgung, Fol- 
ter und Mord an Laien und Priestern - täglich lebendiger wird. 

Eindrucksvolle Selbstzeugnisse wie die Vaterunser-Paraphrase aus Guatemala und 

eine Gottesdienst-Titurgie ergänzen die Berichte. 

Ein viertes Kapitel beschäftigt sich mit der Kirche in Nicaragua. Ihre Beteiligung 
am Befreiungskampf des Volkes wird geschildert, aber auch die Aufspaltung der Kir- 
che in zwei Lager nach dem Sieg der Sandinistischen Revolution. 

Man liest dieses spannend und gut informierende Büchlein in’ einem Zuge und ver- 
merkt dabei dankbar, daß hier Position bezogen aber nicht agitiert wird, 


Ganz anders ist das von Antonio Reiser und Paul-Gerhard Schoenborn unter dem Titel 
BASISGEMEINDE UND BEFREIUNG 'herausgegebne Lesebuch zur Theologie und christ- 
lichen Praxis in Lateinamerika (Jugenddienst-Verlag, Wuppertal) aufgebaut. Es bie- 
tet eine Fülle von Selbstdarstellungen und Berichten, Gebeten und Liedern aus den 
Basisgemeinden, die auf den ersten Blick verwirrend ist. Deshalb ist man dankbar, 
daß die Herausgeber ihrem Werk ein ausführliches Inhaltsverzeichnis vorangestellt 
haben, das zu den jeweiligen Texten kurze Anmerkungen über Herkunft, Inhalt und 
angesprochene Themen bietet. Das Buch ist nicht darauf angelegt, daß man sich al- 
lein damit beschäftigt, sondern daß man damit arbeitet - im Unterricht, in Gottes- 
diensten oder Gesprächsrunden, in Gemeindekreisen oder Solidaritätsgruppen. Es ist 
ein Verdienst der Herausgeber, daß sie das Volk, das auf dem Weg ist, das nach- 
denkt, das Theologie praktiziert" zu Wort kommen lassen. Die Auswahl der Texte 

von Argentinien bis Guatemala daß die Basisgemeindebewegung nicht eine natio- 
nale oder regionale Bewegung ist sondern den gesamten Subkontinent ergriffen hat. 
Es wird auch deutlich, daß diese Bewegung ökumenisch ist; zwar "nicht die Ukumene 
zwischen Kirchen, zwischen Hierarchien, Bürokratien", sondern "so wie eine Volks- 
kirche in den Befreiungsbewegungen integriert ist, werden Barrieren zwischen Ka- 
tholiken und Protestanten abgebaut." (5.67) In einem Psalm aus Paraguay heißt es: 
"Laßt uns singen / befreiende Lieder / denn wir spüren im Herzen / wie einen Yulkan 
in Eruption / seine Befreiungskraft". Die Befreiungskraft der "guten Nachricht für 
die Armen" ist in jedem der vorgestellten Texte zu spüren, ja, sie macht jeden 
Text selbst zu einem "befreienden Lied". Die Lektüre der Materialien , die zur 
Information dienen sollen, macht nachdenklich, betroffen und läßt fragen, warum 
eigentlich bei uns die Sprache der Verkündigung so blutleer ist - denn das macht 
dieses Buch deutlich: ein lebendiges Evangelium redet eine lebendige, kraftvolle, 
unverbildete Sprache. 
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ZEITSCHRIFTENSCHAU 


ILA-INFO Nr. 51 / Dezember 1981 Römerstr. 88, 5300 Bonn 1 


Schwerpunkt: EI Salvador zwischen Hoffnung und Intervention 
Statistik der Drohungen - Auflistung der US-Drohungen in Mittelamerika 
NICARAGUA: "In einem Punkt herrscht volles Einvernehmen” 
Sobradinho"-Skandal jetzt auch in Peru 
BOLIVIEN: 200. Todestag von Tupac Katari 
Ländernachrichten zu: Bolivien, Brasilien, Chile, Peru, Honduras 
Berichte aus der Solidaritätsbewegung, Kampagnen, Aufrufe, Film- und Buchbesprechung 


SAGO INFORMATIONSBLATT BOLIVIENNr. 33/ Nov.-Dez. 81 , Fr.-Ebert-Anlage 5te 
6900 Heidelberg 


nn an WIRD SALONFAÄHIG - WAS NUN? 
nerkennung furch die USA / Die neue Rolle Argentiniens / Drogenbekämpfung : D 

Per . % 5 u 7 
klesschwert über Torrelio / Das Chronogramm der Institutionelten Kor ielerung 
Siles in der BRD / Scharfe Kritik am Regime hält an 
RL EHN / PRESSE 

RKSCHAFTEN: Resolution der Federaciön der Campesi 
| ‚de 0 pesinos von La Paz 

HINTERGRUND: Frauen in Bolivien - politische und wirtschaftliche Beteiligung 


BLÄTTER DES INFORMATIONSZENTRUMS 3. WELT Nr. 97 / Nov. 81 
Postf Si 
GESUNDHEIT UND ARZNEIMTTEL IN DER DRITTEN Has I 
- Krankheit und Unterentwicklung 
- Die besonderen Geschäfte der Pharma-Multis 
- Arzneimittelunsicherheit in der 3. Welt 
- Pharma-Multis und Unterentwicklung 
- Bessere, wirksame und sichere Medikamente 
- Soll man Medikamente aus der 3. Welt verbannen? 
- Menschl iches Blut als Ware auf dem Pharma-Markt 
Ir " = Die BUKO-Pharma-Kampagne 
intergründe; MALAYSIA : SARAWAK - Vom Langhaus zum Industri i 
Nachrichten und Berichte zu Ost-Timor, ana Südl. ee 
Rezension: Bücher zur Türkei 


SOLIDARITAT Nr. 62 November 1981, c/o SKAAL Postfach 2009 CH-4001 Basel 


Hauptthema: AGRARPROBLEME IN LÄNDERN MIT SOZIALISTISCHER AUSRICHTUNG - 
Algerien, Guinea Bissao, Vietnam 

Zur VS-Außenpolitik am Beispiel Zentralamerikas 

Frauenhandel 

Dossier Schweiz - Trikont 


BRASILIEN NACHRICHTEN 5-6 /1981 CON-Vertrieb, Westerdeich 38, 28 Bremen 1 


DAS LATIFUNDIUM SCHLÄGT ZU: 15 Morde in 1 1/2 Jahren 
Der Fall Algamar (Bundesstaat Paraiba) 
Der Fall Mulungl (Bundesstaat Bahia) 
en und Latifundium 
roßprojekt Carajäs bedroht Indi 
INDIANER : FUNAL betreut mangelhaft / FUNAI mißachtet hehe / Geheimdienst 
BEER Sage FUNAI Kontakte zur Uni / Menschenrechtsorganisationen verurtei- 
R len Regierung. / Itaipu-Stausee 
Brief aus Rio zum Bombenattentat 
vw do Brasil - Krise durch Inkompetenz 
Sobradinho - Die Kripo kam zum Fragesteller 


EL PARCIAL Heft 5 (Dezember 1981) 
NICARAGUA - LA GESTACION DE LA CONTRARREVOLLCION - 


Das Heft umfaßt 140 Seiten, davon 121 Seiten Pressedokumentation „ Die 
Texte sind fast ausschließlich in spanischer ‚Sprache; ausgewertet wurden 
vornehmlich Publikationen aus Nicaragua, anderen zentralamerikanischen 
Ländern und Mexiko. 

Inhaltliche Gliederung: Grundzüge der sandinistischen Wirtschaftspolitik/ 
die konterrevolutionäre Strategie des Unternehmerverbandes COSEP / die po- 
litischen Parteien der bürgerlichen Opposition / "La Prensa" - der nicara- 
guanische “Mercurio" / die Funktion der Hierarchie der katholischen Kirche 
für die Konterrevolution / die Instrumentalisierung der authentischen Prob- 
leme der Atlantikküste durch die Konterrevolurion / die Organisation von 
Exilnicaraguanern in den USA und Honduras, die Bedrohung Nicaraguas durch 


die Militärregimes des "Eisernen Dreiecks" / die politische, wirtschaftliche. 
und militärische Aggression der USA gegen Nicaragua. 


"Das Heft kostet DM 8,- und ist über die Lateinamerika Nachrichten zu bestellen 


DIE MENSCHENRECHTE IN LATEINAMERIKA 


Unter diesem Titel hat das Zürcher KOMITEE ZUR VERTEIDI- 
GUNG DER CHILENISCHEN KULTUR kürzlich eine Zusammenstel- 
lung von Materialien zum Thema Menschenrechte in Läatein- 
amerika herausgegeben. Die Broschüre umfaßt 170 Seiten, 
und kann für 9 s.Fr. bei folgender Adresse bezogen werden: 
Komitee zur Verteidigung der chilenischen Kultur. 

Postfach 154, CH - 8030 Zürich 


Christliche Initiative El Salvador eV. 


Brennpunkt Mittelamerika 
* ElSalvador heute 


Informations- und Aktionszeitung für Gemeinden, 
Jugend- und 3. Welt-Gruppen 

Themen: Flüchtlinge, Interview mit einem salvadorenischen 
Priester, Interventionspolitik, Aktionsvorschläge, Soforthilfe, 
Kostenlos (auch zum weiterverteilen) 


EI Salvador - Christen im Widerstand 

60S.DINA4, DM 3,50 

Dokumentation des Rechtshilfebüros 

der Erzdiözese San Salvador, 46 Seiten, DM 2,50 

Guatemala: Exodus zu einem neuen Anfang 

Christen im Kampf gegen Unterdrückung 

und Verfolgung, 72 Seiten, DM 3,00 

Spendenkonto: Darlehnskasse im Bistum Münster e,G. 
Konto-Nr. 3 11 22 00, BLZ 400 602 65 
Christliche Initiative El Salvador e, V, 
Kardinal-von-Galen-Ring 45, 4400 Münster 


"Wisson Sie, Doutschland ist so regtomentiert — ich glau- 
ba, das spürt Jader von uns. Und nach Guatamala zu fah- ‘ 
ren, ist ein Tell der Suche nach etwas mahr Freiheit, at- 
was mehr Weite," Wenn ein dautscher Tourist in Guate- 
mala so vor der Kamera spricht... ar meint es sicher 
ernst, Wie arnst zaigt der Film "'Ferien bei dan Indianern”. 
Wir sind Zeugen ainer solchen Suche nach erwas mehr 
Frelheit, ausgerüstet mit allen tschnischen Requisiten 
der modernen Zivilisation; Photoapparat, Teleobjektiv, 
Tonband, Super 8 und vieles mohr. Daher kommt es 
auch, daß exotische Objekte, die Indianer in Guateme- 
la, schon dazu übergegangen sind, fürs Photografieren 
"Gebühren zu verlangen, Ganze Ortschaften werden 
von den Tourlstan zu Photo-Jagdgründen umgewandalt 
= ärgerlich worden denn die Urlauber auch noch, wenn 
vor der Linse nicht mehr die vorgestellte, grwünschte Ur- 
sprünglichkeit zu finden Ist, Ein anderes Zitat aus dem 
Film: “Des Ist eigentlich das Paredlas der Indianer. Ich 
war selbst überrascht, daß hier der Indianer noch frei 
und unverfälscht lebt. Aber lange wird das nicht mehr 
andauern, Dar Fremdenverkehr zeichnet schon seine 
Spuren. Die Einflüsse des Fremdenverkehrs sind ein 
bißchen deprimierend.'” 

Durch das Ereignis, durch die Industrie Ferntourismus 
hindurch vermittelt der Film sinen Eindruck der aktuel- 
lan Situstion In Gustemale, Er zeigt, walcha Folgen die 
Suche der "Gäste‘’ aus den westlichen Industriestaeten 
nach Freiheit und Welte für die einheimische indlanische 
Bevölkerung hat. Ferien bel den Indianern gehen auf 
Kosten der Freihalt und Selbstbestimmung der Indiener, 
Die Milltärreglerung unterstützt und schützt dieses für 
sie devisenbringende Geschäft. Ihre Politik gegen die In- 
dianische Bevölkerung muß auch In Santiago Atitlan von 
Spezialeinheiten des Hesres geschützt werden. 


FERIEN BEI DEN INDIANERN 
(Guatemala) 


Bundesrepublik 1981 


von Johannes Pepper, 

John Redeye, T. Mascal 
16 mm, 44 Min., Farbe, 
Lichtton 


CON-Filmverleih, 2800 Bramen, Postfach 10 85 45 


Weitere Informationen: 

— Informationsstella Guatemata München, 
— Guatsmals Komitse Bonn, 

— Lateinamerlka-Nachrichten und ILA 
Weitere Medien: 


Radiomeldung: ’Wir präsentieren ihnen jetzt die Son- 
dung GUATEMALA FLASH, die unabhängigen Tagas- 


— Guatemala — Bild einer Diktatur (Film von Paolo 
Mercadini), 


— Tierray Libertad (Film von Marie Trebe/ Pater Palma) 


‘dische fanden den Tod, Heute gegen 13,30 Uhr kam 65 


SUR 


nachrichten, die das Herz eines jadan Guatomaltaken hö- 
her schlagen tassen, Mit seinem schnellen Nachrichten- 
Sarvice, verbunden mit allen Sondern Guatemalas — dam 
Land der Sonne, der schönen Frauen und der Merimba. 

Bewaftneter Aufstand in San Juan Cozal, Vlar Aufstän- 


zu ainem Zusammenstoß zwischen Militärs und einer 
Gruppe Aufstöndischer in der Nähe der Finca San Fran- 
cisco, bei dam vier den Tod fanden. Auf Selten dar Mill- 
tärs gab es keing Verluste.” 

Gselgnet ist dieser Film sowohl für die Diskusssion über 
Ferntourismus, als auch für die Informationsarbeit zu 
Guatemala. 


LINKS Januar 1982 


Inhalt: Startbahn wohin? 
Was wollen die Volksmodjahedin? - 
Ein Gespräch mit Massud Radjawi 
Folgen einer Winterreise - 
Gespräch mit Brigitte Heinrich 

x Hegel Heute 

Mit Beiträgen von M. Brumlik, D. Claussen 

J. Hirsch, W, Kessel, P. Grottian, 

B. Schoch 

Preis DM 2,- /Jahresabo 23,- DM (+DM 7,- 

Versandkosten), Bestellungen an: 


Verlag 2 000 GmbH, 6050 Offenbach 4 
Postfach 591 


Francis Pisani 
MUCHACHOS 

Tagebuch der sandinistischen 
Revolution in Nicaragua 

übersetzt aus dem Französischen 
von Peter Lendi 

384 Seiten, mit vielen Fotos und 
Illustrationen, Fr, 24.80/DM 27.80 
ISBN 3 85869 017 | 

in allen Buchhandlungen 

oder beim BRD-Vertrieb 

ProMedia GmbH, Berlin 


